
52
0 

Ta
g

u
n

g
sb

an
d

 z
u

r 
if

st
-J

ah
re

st
ag

u
n

g
 2

01
7

In Medienkooperation mit  

Entwicklungslinien und Zukunft
des deutsch-europäischen Steuerrechts

Brexit – Auswirkungen auf Europa

Tagungsband zur ifst-Jahrestagung
am 26. Juni 2017

520

www.ifst.de



ISBN: 978-3-89737-180-4
15,00 Euro inkl. USt. zzgl. Versandkosten

© Institut Finanzen und Steuern e.V.
Gertraudenstraße 20, 10178 Berlin

In Medienkooperation mit DER BETRIEB
Einzelbezug über www.der-betrieb-shop.de/ifst

E-Mail: kundenservice@fachmedien.de 
Tel.: (0800) 0001637; Fax: (0800) 0002959

Abonnenten von DER BETRIEB wird ein Rabatt in Höhe 
von 20 % eingeräumt.

Zitiervorschlag:

Tagungsband zur ifst-Jahrestagung 2017, ifst-Schrift 520 (2017)



In Medienkooperation mit  

520

www.ifst.de

Entwicklungslinien und Zukunft 
des deutsch-europäischen Steuerrechts

Brexit – Auswirkungen auf Europa

Tagungsband zur ifst-Jahrestagung 
am 26. Juni 2017

mit 
Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz, 

RA Dr. Wolfgang Haas, Prof. Dr. Johanna Hey, 
WP/StB Prof. Dr. Thomas Rödder, Prof. Dr. Ronnie Schöb, 

Prof. Dr. Christoph Spengel, Dr. Ludolf v. Wartenberg

bearbeitet durch: 
Ass. iur. Timur Nayin, LL.B.

Universität zu Köln/Institut für Steuerrecht



Das Institut Finanzen und Steuern überreicht Ihnen 
die ifst-Schrift 520:

Tagungsband zur ifst-Jahrestagung 2017

Unter der Flagge einer „fairen und effizienten Unternehmensbesteuerung“ ist 
die EU im Bereich der direkten Unternehmensbesteuerung zuletzt aktiv wie nie 
zuvor geworden. Neben dem Ziel einer einheitlichen – eines Tages auch konso-
lidierten – Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage will sie sicherstellen, dass 
„Gewinne effektiv dort besteuert werden, wo sie entstehen“. Mit der bereits ver-
abschiedeten Anti Tax Avoidance-Richtlinie 1 („ATAD 1“) wird ein erstes euro-
päisches Mindestniveau an steuerlichen Missbrauchs- und Anti-BEPS-Vorschrif-
ten statuiert. Die in den kommenden Jahren in nationales Recht umzusetzende 
Richtlinie enthält Vorschriften über die Wegzugs- und Hinzurechnungsbesteu-
erung, eine Zinsschrankenregelung sowie eine allgemeine Missbrauchsvor-
schrift. In Ergänzung sollen mit der – noch nicht im Gesetzgebungsverfahren 
abgeschlossenen – Anti-Tax-Avoidance-Richtlinie 2 („ATAD 2“) Regelungen 
gegen hybride Gestaltungen im Zusammenhang mit Drittstaaten geregelt wer-
den. Zu beiden Richtlinien werden sich nationale Umsetzungs- und Reformfra-
gen stellen, mit Blick auf die Zinsschranke ggf. auch Fragen im Zusammenspiel 
zwischen deutschem Verfassungsrecht und Europarecht, außerdem prozessuale 
Fragen hinsichtlich gerichtlicher Zuständigkeiten.

Während ATAD 1 und 2 auf Steuerverschärfungen gerichtet sind, werden 
mit dem neuen Richtlinienvorschlag einer gemeinsamen Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage (GKB) auch Vorschläge zur Schaffung von Anreizen zur 
Eigenfinanzierung, zur Förderung von FuE und zur Einführung eines grenz-
überschreitenden Verlustausgleichs vorgelegt. International könnten hier auch 
die neue, wirtschaftsfreundliche Ausrichtung in der US-Steuerpolitik sowie der 
anstehende Brexit die Entwicklung der deutschen und europäischen Steuerpoli-
tik beeinflussen.

Das ifst ist bei seiner Jahrestagung am 26. Juni 2017 den Fragen nachgegan-
gen, wie die skizzierten Entwicklungen zusammenpassen und zusammenwir-
ken und welche Änderungen im deutsch-europäischen Steuerrecht zu erwarten 
sind. Außerdem wurden im Rahmen der ifst-Kuratoriumssitzung und -Mitglie-
derversammlung die Auswirkungen des Brexit auf Europa diskutiert. Der vor-
liegende Tagungsband fasst die Beiträge der Referenten und die Podiumsdis-
kussion zusammen.

Institut Finanzen und Steuern
Prof. Dr. Johanna Hey

Berlin/Köln, im September 2017
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Tagungsbericht (Ass. iur. Timur Nayin, LL.B.1)

Gegenstand der Jahrestagung des Instituts Finanzen und Steuern am 26. Juni 
2017 in Berlin waren die Entwicklungslinien und die Zukunft des deutsch-
europäischen Steuerrechts. Im Vorfeld der Jahrestagung hielt Prof. Dr. Ron-
nie Schöb im Rahmen der ifst-Kuratoriumssitzung und -Mitgliederversamm-
lung einen Vortrag zum Ausstieg Großbritanniens aus der EU (Brexit) und zu 
dessen Auswirkungen auf Europa.

I. Brexit – Auswirkungen auf Europa 
(Prof. Dr. Ronnie Schöb2)

Zu Beginn seines Vortrags zeichnete Prof. Dr. Ronnie Schöb zwei mögliche 
Szenarien für das Jahr 2027: 

Im ersten Szenario demonstrieren die Bürger Großbritanniens anlässlich 
des 10. Jahrestags des Beginns der Brexit-Verhandlungen und fordern ein 
Referendum zur Wiederaufnahme in die EU. Gleichzeitig wird auf dem EU-
30-Gipfel die erfolgreiche Bewältigung der Weltwirtschaftskrise von 2023 
gefeiert. Ein mit Russland und der Ukraine abgeschlossenes Freihandelsab-
kommen hat die EU-Mitgliedsstaaten enorm vorangetrieben.

Im zweiten Szenario lässt sich Theresa May auf einem Sonderparteitag der 
Tories feiern. Sie sagt, dass der Brexit zwar teuer gewesen sei, aber der Ver-
bleib ein Vielfaches gekostet hätte, und würdigt die Weitsicht der britischen 
Bevölkerung, die 2016 für den Brexit gestimmt hat. Gleichzeitig endet der 
EU-24-Gipfel ohne Abschlusskommuniqué. Im Frühjahr 2027 haben die 
Austrittsverhandlungen mit Dänemark, Schweden und Finnland begonnen. 
Die Suspendierung der Mitgliedschaft Ungarns wird verlängert. Der Ver-
such, die Wirtschaftspolitik zur Eindämmung der seit 2023 andauernden 
Wirtschaftskrise zu koordinieren, scheitert. Das geplante Referendum zur 
Wiedereinführung der DM in Deutschland führt zu heftigen Währungs- und 
Börsenturbulenzen.

Irgendwo zwischen diesen beiden Szenarien liege die tatsächliche Entwick-
lung bis zum Jahr 2027, schätzt Prof. Dr. Ronnie Schöb.

1 Ass. iur. Timur Nayin ist Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Steuer-
recht der Universität zu Köln.

2 Prof. Dr. Ronnie Schöb ist Inhaber des Lehrstuhls für Finanzwissenschaft mit 
dem Schwerpunkt Internationale Finanzpolitik an der Freien Universität Berlin.
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1. Ein vereintes Europa

Im nächsten Teil seines Vortrags stellte Prof. Dr. Ronnie Schöb auf die his-
torische Idee vom vereinten Europa ab und zitierte aus der Präambel der 
römischen Verträge von 1957. Danach sei es bei der europäischen Idee um 
die Schaffung von Grundlagen für einen immer engeren Zusammenschluss 
europäischer Völker gegangen. 2017 habe man in diesem Sinne 60 Jahre 
europäische Integration gefeiert. Prof. Dr. Ronnie Schöb erwähnte auch den 
Friedensnobelpreis, den die Union zum 55. Geburtstag mit der Begründung 
erhielt, dass sie und ihre Vorgänger über sechs Jahrzehnte zur Förderung 
von Frieden und Versöhnung beigetragen haben. Neben der politischen Idee 
erklärte Prof. Dr. Ronnie Schöb die hinzugetretene ökonomische Idee vom 
vereinten Europa. Unter dem Leitsatz „Wohlstand durch wirtschaftliche Inte-
gration“ zeichnete er drei wichtige ökonomische Entwicklungsschritte nach. 
Zunächst die Schaffung einer Zollunion, vollendet 1968, zu der Großbritan-
nien 1973 beitrat. Dann die Entwicklung von der Zollunion zum gemein-
samen Markt, vollendet 1993, welche auch durch Großbritannien mitge-
staltet wurde. Und schließlich die Einführung einer einheitlichen Währung 
1999/2002 – ohne Beteiligung Großbritanniens.

Prof. Dr. Ronnie Schöb benannte als Kern der Europäischen Integration vier 
Freiheiten: Der freie Warenverkehr, der freie Personenverkehr, die Dienst-
leistungsfreiheit und der freie Kapitalverkehr. Als Kennzahl für den wirt-
schaftlichen Erfolg der europäischen Integration sei ein Einkommensgewinn 
seit 1992 je Einwohner von 450 € pro Jahr hervorzuheben. Großbritannien 
habe aber insbesondere gegenüber der Freiheit des Personenverkehrs und 
gegenüber der Dienstleistungsfreiheit große Bedenken gehabt, welche letzt-
lich auch zum Brexit beigetragen hätten.

2. Votum für den Brexit

Im zweiten Teil ging Prof. Dr. Ronnie Schöb auf die Brexit-Entscheidung 
Großbritanniens ein. Dazu listete er die Ergebnisse des Referendums auf und 
machte eine tiefe Spaltung in der Bevölkerung Großbritanniens aus. Wäh-
rend sich bei den Jugendlichen 71 % für den Verbleib in der EU ausspra-
chen, hätten die über 65-Jährigen zu 64 % für den Austritt gestimmt. Regi-
onale Unterschiede erkenne man beispielsweise in London und Schottland, 
wo etwa 60 % für den Verbleib gestimmt hätten.

Als nächstes versuchte Prof. Dr. Ronnie Schöb die entscheidenden Gründe 
zu finden, die letztlich zum Votum für den Brexit geführt haben. Dazu 
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warnte er zunächst davor, dem englischen Wähler vorschnell zu unterstel-
len, dass er nur auf populistische Versprechungen reingefallen sei. Es habe 
in der Bevölkerung der Wunsch nach Unabhängigkeit von einer Regierung 
durch Brüssel und von der Rechtsprechung des EuGH gegeben. Außerdem 
hob Prof. Dr. Ronnie Schöb die Bedeutung der EU-Agrarordnung für Groß-
britannien hervor. Der Eintritt in die Union habe für Großbritanniens zu 
einem Verlust traditioneller Handelsbeziehungen zu den Commonwealth-
Staaten geführt. Die Abschottung der EU von anderen Agrarmärkten habe im 
Übrigen dazu geführt, dass landwirtschaftliche Produkte in Großbritannien 
um ca. 20 % teurer geworden seien. Bei den Konsumenten habe es durch die 
europäische Integration sehr viele Verlierer und bei den Produzenten land-
wirtschaftlicher Produkte nur wenige Gewinner gegeben.

In Großbritannien sähen zudem viele eine unzureichende Integration der 
damaligen Zuwanderer während der großen Freizügigkeit in den 50er und 
60er Jahren. Hieraus leite sich auch die Befürchtung der steigenden Mig-
ration aus den osteuropäischen EU-Staaten ab. Man befürchte neben einer 
Niedriglohnkonkurrenz auch eine Konkurrenz um billigen Wohnraum und 
um Sozialleistungen. Häufig würde Globalisierung mit der EU-Integration 
gleichgesetzt. Bei den negativen Effekten der Globalisierung, etwa wach-
sender Lohnungleichheit und Importkonkurrenz durch Billigimporte, werde 
nicht unterschieden, ob diese auf den Grad des technischen Fortschritts oder 
auf die ökonomische Integration zurückzuführen sind.

Welcher dieser Gründe letztlich zum Votum für den Brexit geführt habe, 
könne nicht exakt bestimmt werden. Viele dieser Gründe seien jedoch Ursa-
che dafür, dass große Teile der Bevölkerung Großbritanniens die europäi-
sche Integration nicht als Erfolgsgeschichte ansähen.

3. Brexit: Was auf dem Spiel steht

Im Zusammenhang mit den Risiken durch den Brexit erklärte Prof. Dr. Ron-
nie Schöb zunächst die Bedeutung Großbritanniens für die EU. Der Bevölke-
rungsanteil Großbritanniens in der EU liege bei 12,8 % (Deutschland 16 %, 
Frankreich 13,1 %), was dem Anteil der 12 kleinsten Mitgliedsstaaten ent-
spräche. Der Anteil Großbritanniens am Bruttoinlandsprodukt der EU liege 
bei 17,6 % (Deutschland 20,7 %, Frankreich 14,9 %), was dem Anteil der 
20 wirtschaftlich kleinsten Mitgliedsstaaten entspräche. 13,6 % der deut-
schen EU-Exporte gingen nach Großbritannien (so viel wie in die 16 Nati-
onen mit dem kleinsten Importvolumen aus Deutschland) und 7,2 % der 
deutschen EU-Importe kämen aus Großbritannien (so viel wie aus den 
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13 Nationen mit dem kleinsten Exportvolumen nach Deutschland). Der Bre-
xit sei daher ein wirtschaftlicher Schock für Deutschland und Europa.

Als nächstes stellte Prof. Dr. Ronnie Schöb die Folgen des Brexit für Deutsch-
land dar. Dazu ging er zunächst auf die statischen Wachstumseffekte ein, 
also solche, die durch den Wegfall der Vorteile des Binnenmarkts entstehen. 
Er berief sich dazu auf eine Schätzung des ifo Instituts, die zwischen einem 
sanften Ausstieg Großbritanniens und der harten Isolierung Großbritanniens 
unterscheide. Für Großbritannien ergebe sich ein Verlust des BIP je Einwoh-
ner zwischen 0,63 % und 2,98 %. Auch Irland sei hierbei mit einem Verlust 
des BIP je Einwohner zwischen 0,82 % und 2,66 % stark betroffen. Der Ver-
lust für Deutschland sei dagegen wesentlich moderater und bewege sich in 
einem Bereich zwischen 0,08 % und 0,33 %.

Sodann ging Prof. Dr. Ronnie Schöb auf die dynamischen Wachstumseffekte 
ein. Dazu gehörten sinkender Wettbewerbsdruck und verringerte Investiti-
onstätigkeit aufgrund verringerten Kapitalverkehrs. Nach einer weiteren 
Schätzung des ifo Instituts liege der Realeinkommensverlust für Deutsch-
land zwischen -0,3 % und -2,0 %. Die Europäische Kommission prognosti-
ziere insgesamt dennoch ein Wachstum für die EU, während man in Großbri-
tannien mit einem Einbruch, insbesondere der Investitionen, rechnet.

Als weitere Folge des Brexit ging Prof. Dr. Ronnie Schöb auf strukturelle 
Veränderungen im Finanzsektor ein. Dazu hob er die Bedeutung des sog. 
Passportings hervor, welches das Recht beschreibt, Finanzdienstleistungen 
innerhalb der EU grenzüberschreitend anzubieten. Der Bankensektor Groß-
britanniens erziele 20 % seines jährlichen Umsatzes in der EU, der Versiche-
rungssektor sogar 28 %. Diese Umsatzanteile seien durch den Verlust des 
Rechts auf Passporting gefährdet. Prof. Dr. Ronnie Schöb stellte dazu eine 
Prognose von PWC dar, wonach 70.000–100.000 Stellen in der City verloren 
gehen würden. Eine Prognose von Ernst & Young rechne sogar mit einem 
Verlust von 232.000 Stellen. Tatsächlich seien inzwischen bereits 9.000 Stel-
lenverlagerungen angekündigt worden. Prof. Dr. Ronnie Schöb sieht hier 
einen möglichen Vorteil für Deutschland als Standort.

Zu den folgenden strukturellen Veränderungen im verarbeitenden Gewerbe 
erläuterte Prof. Dr. Ronnie Schöb zunächst die historische Entwicklung. 
Durch die hohe Wertschöpfung des Finanzsektors sei es durch den binnen-
wirtschaftlichen Anstieg der Nachfrage nach Dienstleistungen und der rea-
len Aufwertung des Pfunds zu hohen Einkommenssteigerungen gekommen. 
Gleichzeitig habe der verarbeitende Sektor deutlich an Wettbewerbsfähigkeit 
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verloren. So sei von 1979 bis 2014 der Anteil des verarbeitenden Gewerbes 
am BIP von 20,9 % auf 9,5 % und die Anzahl der Beschäftigten von 23,5 % 
auf 8,1 % geschrumpft. Das verarbeitende Gewerbe sei daher in Großbritan-
nien der große Verlierer der europäischen Integration gewesen. Der Brexit 
könne diese Entwicklung nun umkehren und zu einer Stärkung des verarbei-
tenden Gewerbes führen.

Prof. Dr. Ronnie Schöb zeigte auch strukturelle Veränderungen im Automo-
bilsektor auf. Durch reduzierte Importlastigkeit und Exportsteigerungen pro-
fitiere zum Beispiel die neu entstandene Automobilindustrie, wozu auch die 
Produktionsstandorte deutscher Unternehmen in Großbritannien gehörten. 
Langfristig ergäben sich jedoch Gefahren für die exportorientierte Automo-
bilindustrie. Nach einer Studie von Deloitte werde die deutsche Automobil-
industrie durch Zölle und das schwächere Pfund ausgebremst und es sei mit 
einem Preisanstieg bei deutschen Autos in Großbritannien um bis zu 21 % 
zu rechnen. Da jedes fünfte aus Deutschland exportierte Auto nach Großbri-
tannien gehe, könne es bis 2019 zu Umsatzeinbußen von ca. 12,4 Mrd. € und 
damit etwa 18 % des bisherigen Handelsvolumens kommen.

Bei den Auswirkungen auf den EU-Haushalt unterschied Prof. Dr. Ron-
nie Schöb zwischen einmaligen und langfristigen Effekten. Unter dem Stich-
wort Brexit Bill werden verbleibende Zahlungsverpflichtungen Großbritan-
niens mit 60 Mrd. €, teilweise sogar mit 100 Mrd. €, beziffert. Dazu zähle 
der Anteil an den Nettoverpflichtungen (sog. resta à liquider, RAL, z.B. Pen-
sionsverpflichtungen), Verpflichtungen aus dem siebenjährigen mittelfris-
tigen Finanzrahmen (2014–2020) und Versprechen für künftige Zahlungen 
im Rahmen der EU-Strukturpolitik (abhängig von der zukünftigen Budget-
planung).

Zu den langfristigen Effekten gehörten der Ausfall Großbritanniens als Net-
tozahler und zusätzliche Zolleinnahmen, die zu 80 % dem EU-Haushalt 
zufließen würden. Es entstünde eine Haushaltslücke von 10 Mrd. €, was zu 
einer Beitragserhöhung für Deutschland in Höhe von ca. 3 Mrd. € jährlich 
führe. Dem könnte durch Ausgabenkürzungen, zum Beispiel bei der gemein-
samen Agrarpolitik, entgegengewirkt werden.

4. Harter oder doch sanfter Brexit?

In diesem Teil seines Vortrags ging Prof. Dr. Ronnie Schöb auf die Ziele 
der Premierministerin Theresa May ein, die vor den Parlamentswahlen im 
Zusammenhang mit dem Brexit in einer Art Weißbuch formuliert wurden. 
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Dazu gehörte zunächst die Wiedergewinnung der Gesetzgebungssouverä-
nität. Man wolle lieber internationale Schiedsgerichte installieren als eine 
Rechtsprechung durch den EuGH. Es sollten außerdem keine Handels- und 
Reisebeschränkungen mit Irland bestehen. Zudem solle eine Einwanderungs-
kontrolle stattfinden, wobei allerdings EU-Bürger, die im Vereinigten König-
reich leben, alle ihre bestehenden Rechte behalten könnten. Über genaue 
Zuwanderungsregelungen wurde jedoch bislang nichts gesagt. Mit der EU 
wolle man für viele Bereiche, insbesondere für den Dienstleistungssektor, 
Freihandel ermöglichen. Anstatt einer Zollunion möchte man das Recht auf 
eigene Außenzölle nutzen.

Zum Thema Arbeitsfreizügigkeit und Zuzugskontrolle wies Prof. Dr. Ron-
nie Schöb darauf hin, dass dies für den damaligen Premierminister David 
Cameron bei der Entscheidung, ein Referendum zum Brexit durchzuführen, 
keine Rolle gespielt habe. Weiter erklärte Prof. Dr. Ronnie Schöb, dass die 
größte Schwierigkeit eines Freihandelsabkommen sei, dass es zeitlich erst 
nach dem Austritt verhandelt werden könne. Mit Hinweis auf die fünfjähri-
gen Verhandlungen mit Kanada über das Freihandelsabkommen CETA und 
den Widerstand einer kleinen belgischen Region wies er auf die Schwierig-
keiten von Verhandlungen über Freihandelsabkommen hin. Bei CETA hätten 
dabei Regelungen zum Dienstleistungsverkehr nicht einmal eine große Rolle 
gespielt. Man müsse außerdem beachten, dass Beschränkungen auf wenige 
ausgewählte Sektoren nach den Regularien der WHO nicht zulässig seien. 
Durch die abweichenden Außenzölle bedürfe es bei einem Freihandels-
abkommen außerdem Ursprungslandnachweise.

Im Rahmen des harten Brexit würde Großbritannien wieder eigenständiges 
Mitglied der WHO. Daraus ergebe sich eine Schedulenproblematik. Groß-
britannien könne zwar relativ problemlos die 5.200 geltenden Zölle über-
nehmen. Schwierigkeiten bereite dagegen aber die Aufteilung der geltenden 
Quoten zwischen der EU und Großbritannien. Die Quoten erlaubten höhere 
Zölle auf über die Quote hinausgehende Mengen und beinhalten damit das 
Recht auf protektionistische Maßnahmen. Dieses Recht sei zwischen den 
EU27-Staaten und Großbritannien umkämpft. Es eröffne sich zudem die 
Chance für die Handelspartner Großbritanniens, die Quoten neu zu verhan-
deln. Als Beispiel nannte Prof. Dr. Ronnie Schöb Lammfleisch aus Neusee-
land. Neuseeland dürfe jährlich 230.000 Tonnen Lammfleisch zollfrei in die 
EU exportieren, darüber hinaus werde Lammfleisch aber mit 57 % besteu-
ert. Diese Quote könnte nach dem Brexit zwischen Großbritannien und der 
EU, etwa entsprechend den derzeitigen Importmengen, aufgeteilt werden. 
Dadurch verliere Neuseeland jedoch Flexibilität, um auf Nachfrageände-
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rungen reagieren zu können. Daher sei es denkbar, dass Neuseeland eine 
höhere Quote nachverhandeln wolle. Hier ließe sich Protektionismus durch 
eine möglichst niedrige eigene Quote verwirklichen. Wenn es Neuseeland 
zudem gelinge, einen Schaden aufgrund der Aufteilung der Quoten nachzu-
weisen, könnte es bei der WHO Widerspruch einlegen – mit der Folge eines 
Schiedsverfahrens.

Insgesamt müsse Großbritannien nach vollzogenem Austritt 759 Ver-
träge mit 168 Ländern neu verhandeln, darunter 295 bilaterale Handelsab-
kommen, 202 regulatorische Kooperationen, 69 Fischereiabkommen und 
65 Transport abkommen allein im Flugverkehr. Die Verhandlungen könnten 
jeweils aber erst nach vollzogenem Austritt stattfinden, weshalb man bereits 
jetzt über Übergangsregelungen nachdenken müsse.

Prof. Dr. Ronnie Schöb erklärte nun – zur Situation nach den Parlaments-
wahlen – die teilweise konträr gerichteten Ziele der kleinen nordirischen 
Koalitionspartei DUP, deren Hilfe Theresa May für die Mehrheitsbildung 
brauchte. Die DUP sei zwar für den Brexit, aber gegen Grenzkontrollen zwi-
schen Nordirland und Irland und damit de facto für Personenfreizügigkeit. 
Sie sei außerdem gegen Handelsbeschränkungen zwischen Nordirland und 
Irland und setze sich damit für einen großen irisch-nordirischen Binnen-
markt ein. Die DUP wolle auch keine höheren Kosten für irische Unterneh-
men in Großbritannien und begründe dies damit, dass 400.000 irische Stellen 
von Exporten ins Vereinigte Königreich abhingen. Damit stelle sich nach den 
Parlamentswahlen die Frage, ob nun doch wirtschaftlichen Überlegungen 
der Vorrang eingeräumt werde. Prof. Dr. Ronnie Schöb nannte zu den Han-
delsbeziehungen mit Irland das Beispiel von Guinness Bier. Dieses werde 
zunächst in Dublin gebraut, dann in Ost-Belfast abgefüllt und schließlich 
wiederum in Dublin verschifft und exportiert.

Vorausschauend könne sich Prof. Dr. Ronnie Schöb das sog. norwegische 
Modell vorstellen. Damit meint er Regelungen mit nur kleineren Abstri-
chen vom Status Quo. Norwegen habe das Recht, eigene Zölle zu setzen, die 
derzeit im Durchschnitt niedriger als die EU-Zölle seien. Norwegen dürfe 
außerdem eigenständige Freihandelsabkommen abschließen und eigenstän-
dige Agrarpolitik betreiben. Auch falle Norwegen nicht unter die Rechtspre-
chung des EuGH. Er wies jedoch drauf hin, dass durch die Mitgliedschaft in 
anderen supranationalen Einrichtungen wie beispielsweise der WHO keine 
gänzliche Unabhängigkeit bestehe.
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Am norwegischen Modell, so vermutete Prof. Dr. Ronnie Schöb, störe Groß-
britannien aber die Geltung der vier oben genannten Grundfreiheiten – ein-
schließlich der Personenfreizügigkeit. Schwierig sei auch der Umstand, dass 
Norwegen EU-Regeln zum Binnenmarkt ohne Mitbestimmungsrecht über-
nehmen und zudem Zahlungen an die EU leisten müsse. Bei den Regelungen 
zur Migration und insbesondere zur Inanspruchnahme nationaler Sozialsys-
teme sei ein „Inländervorrang“ light, wie in der Schweiz, denkbar. Jedenfalls 
müsse man über die Einbeziehung der Finanzdienstleistungen verhandeln.

5. Europa 2027

Prof. Dr. Ronnie Schöb hielt fest, dass die ursprüngliche Zielsetzung eines 
„immer engeren Zusammenschlusses der europäischen Völker“ von immer 
weniger Europäern geteilt werde. Die demokratische Legitimation würde 
dort in Frage gestellt, wo das Prinzip der Subsidiarität als das Recht auf 
unterschiedliche Zielvorstellungen immer stärker eingeschränkt werde. 
Europa als Vision und insbesondere das Vertrauen in die europäischen Insti-
tutionen seien verloren gegangen. Dazu zitierte Prof. Dr. Ronnie Schöb Wer-
ner Schneyder mit dem Zitat: „Europa besteht aus Staaten, die sich nicht vor-
schreiben lassen wollen, was sie selbst beschlossen haben.“

Die Verhandlungen mit Großbritannien könnten zum Anlass genommen 
werden, um über einen neuen institutionellen Rahmen für die gesamteuropä-
ische Integration mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten nachzudenken. 

Dazu stellte Prof. Dr. Ronnie Schöb vier Varianten vor. Erstens die Idee der 
Vereinigten Staaten von Europa mit einer Ausweitung der Eurozone und 
Fortführung der europäischen Integration bis hin zu einer europäischen 
Föderation. Zweitens die Sicherung des Status Quo, also einen Stopp des 
Integrationsprozesses ohne Rückschritte. Drittens eine verschlankte EU 
mit stärkerer Betonung der Subsidiarität und Einführung einer atmenden 
Währungsunion. Letzteres meine das Recht einzelner Länder, die ihre wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten nicht in den Griff bekommen, temporär auszu-
scheiden. Dabei sollten gemeinsame Aufgaben in den Bereichen der Außen-
politik, Verteidigungspolitik, Grenzsicherung und Asylpolitik klar definiert 
werden. Und viertens ein multi-institutionelles Europa. Hierbei stehe neben 
der EU eine europäische Freihandelsassoziation als erweiterter Teil des euro-
päischen Integrationsprozesses mit stärkerer nationaler Rechtsautonomie.

Prof. Dr. Ronnie Schöb beendete seinen Vortrag mit einem Zitat Joachim 
Gaucks aus dem Februar 2017: „Die EU steckt heute in der größten Ver-
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trauenskrise seit ihrer Gründung.“ Weiter zitierte er Jean Monnet: „Ich war 
immer überzeugt, dass sich Europa in Krisen formt, dass es die Summe der 
Maßnahmen ist, mit denen auf diese Krisen reagiert wird.“ Es sei diese Über-
zeugung, die heute auf dem Prüfstand stehe.

II. Begrüßung (Dr. Ludolf von Wartenberg3)

Dr. Ludolf von Wartenberg hieß alle Teilnehmer der Jahrestagung des Ins-
tituts Finanzen und Steuern im Franz-von-Mendelssohn-Saal des Hauses der 
Deutschen Wirtschaft willkommen. Angesichts der Aktivitäten der Europäi-
schen Kommission, der Weiterentwicklung der Europäischen Union und der 
Bemühungen Frankreichs und Deutschlands, eine gemeinsame Bemessungs-
grundlage für die Körperschaftsteuer zu finden, sei die Wahl des Themas 
durch den Vorstand genau richtig, betonte er.

III. Einführung (Prof. Dr. Johanna Hey4)

Prof. Dr. Johanna Hey stellte fest, dass die Unternehmensbesteuerung als 
Thema im laufenden Wahlkampf und in den bislang veröffentlichten Wahl-
programmen nicht oder nur unter dem Gesichtspunkt der Missbrauchsver-
meidung auftauche. Dieser Gesichtspunkt stehe im Kern der europäischen 
Diskussion und damit auch die Frage, inwiefern Missbrauchsvermeidung im 
Steuerrecht Aufgabe des europäischen Rechts sei.

Bei der Unternehmensbesteuerung werde Deutschland in erheblichem Maße 
von außen gesteuert, es gehe nämlich um Standortpolitik. In Deutschland 
habe man im Unternehmenssteuerrecht zehn Jahre Stillstand erlebt. Seit 
2007 bzw. 2008 mit der letzten Unternehmenssteuerreform sei es sukzes-
sive zu Verschärfungen gekommen. Rücknahmen habe es fast ausschließ-
lich im Zusammenhang mit Gegenfinanzierungsmaßnahmen zur Reform von 
2008 gegeben. Und diese Rücknahmen, das bestätige auch das Bundesver-
fassungsgericht, seien nicht ausreichend gewesen. Das Unternehmenssteuer-
recht sei in den vergangenen Jahren sehr statisch gewesen. Es lasse sich aber 
eine leicht steigende Tendenz bei der Belastung der Unternehmen, gerade 
auch durch steigende Gewerbesteuerhebesätze, erkennen. Im Vergleich mit 

3 Dr. Ludolf v. Wartenberg ist Kuratoriumsvorsitzender des Instituts Finanzen 
und Steuern.

4 Prof. Dr. Johanna Hey ist Direktorin des Instituts für Steuerrecht der Universität 
zu Köln und Wissenschaftliche Direktorin des Instituts Finanzen und Steuern.
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dem internationalen Umfeld verschlechtere sich die Position Deutschlands 
zunehmend.

Als Taktgeber machte Prof. Dr. Johanna Hey auf der völkerrechtlichen Seite 
die OECD und die G20 sowie auf der europarechtlichen Seite die Euro-
päische Union aus. Die OECD dürfe man zwar nicht als zahnlosen Tiger 
darstellen, es handle sich jedoch nur um Völkerrecht. Die völkerrechtli-
chen Bindungen könnten verfassungsrechtlich gefahrlos gebrochen wer-
den. OECD-Vorgaben hätten zwar immense politische Auswirkungen, führ-
ten aber nicht unmittelbar zu verbindlichen Vorgaben für den Gesetzgeber. 
Anders sei es nun beim BEPS-Projekt, welches zunächst nur völkerrechtlich 
vereinbart wurde, nun aber auf EU-Ebene rechtlich transformiert werde. Die 
EU habe sich vorgenommen, die Vorgaben aus dem BEPS-Projekt möglichst 
zeitnah umzusetzen. Damit wolle man einerseits ein europäisches level play-
ing field der Missbrauchsvermeidung generieren, um Wettbewerbsvorteile 
einzelner Staaten, die sich in der Missbrauchsbekämpfung zurückhaltend 
verhalten haben, zu sanktionieren. Andererseits wolle man durch eine koor-
dinierte Vorgehensweise Rechtssicherheit für die Bürger schaffen.

Seit 2016 erlebe man eine Flut von Anti-Missbrauchsgesetzgebung durch 
die EU. Dazu zählten die Anti Tax Avoidance Directive I vom 12. Juli 20165 
(ATAD I), die Anti Tax Avoidance Directive II vom 29. Mai 20176 (ATAD 
II), das europäische Country-by-Country Reporting, die Meldepflicht für 
Rulings und eine europäische Anzeigepflicht für grenzüberschreitende Steu-
ergestaltungsmodelle. Diese müssten nun, im Gegensatz zu den Vorgaben 
durch die OECD, innerhalb enger Zeitrahmen umgesetzt werden. Hierbei 
würden Kompetenzen auf die EU-Ebene transformiert. Dies betreffe einer-
seits die Kontrolle durch die Europäische Kommission und andererseits die 
Klärung von Anwendungsproblemen durch den Europäischen Gerichtshof. 
Prof. Dr. Johanna Hey erklärte, dass man Richtlinien im Ertragsteuerrecht 
bislang nur als Abbau von Freizügigkeitsgrenzen kenne, nun habe man aber 
neuerdings europäische Eingriffstatbestände.

Sodann ging Prof. Dr. Johanna Hey auf das Vorhaben der gemeinsamen kon-
solidierten Bemessungsgrundlage für die Körperschaftsteuer (GKKB) ein. 

5 Richtlinie 2016/1164/EU v. 12.7.2016 mit Vorschriften zur Bekämpfung von 
Steuervermeidungspraktiken mit unmittelbaren Auswirkungen auf das Funktio-
nieren des Binnenmarkts.

6 Richtlinie 2017/952/EU v. 29.5.2017 zur Änderung der Richtlinie 2016/1164/
EU bezüglich hybrider Gestaltungen mit Drittländern.
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Seit 1988 werde über die Harmonisierung diskutiert. 2011 habe es den ers-
ten konkreteren gemeinsamen Vorstoß durch Frankreich und Deutschland 
gegeben. Neuen Schwung erhalte das Vorhaben auch durch den neuen fran-
zösischen Präsidenten Emmanuel Macron. Der Richtlinienvorschlag 2016 
enthalte wiederum einige Neuerungen, etwa einen Eigenkapitalabzug, der 
in Richtung Finanzierungsneutralität gehe, oder eine Vergünstigung für For-
schung und Entwicklung.

IV. Anti-Tax Avoidance Directive I und II 
(WP/StB Prof. Dr. Thomas Rödder7)

Prof. Dr. Thomas Rödder betonte zu Beginn seines Vortrags, dass es sich bei 
ATAD I und ATAD II um verabschiedete Richtlinien handle, die nun zwin-
gend durch den deutschen Gesetzgeber umgesetzt werden müssten. Wich-
tige Vorgaben der Richtlinien seien bereits 2018 umzusetzen. Die Vorgaben 
seien im Übrigen unabhängig von den politischen Entwicklungen im Wahl-
jahr 2017 umzusetzen.

ATAD, so Prof. Dr. Thomas Rödder, sei ein Ausdruck des Bestrebens der EU, 
sich dem BEPS-Prozess der OECD anzuschließen. Durch ATAD wolle man 
Vorgaben der OECD auf europäischer Ebene verbindlich umsetzen. Prof. Dr. 
Thomas Rödder wies darauf hin, dass die ATAD lediglich ein Mindestschutz-
niveau definiere. Die Vorgaben der ATAD müssten zwar umgesetzt werden, 
der nationale Gesetzgeber dürfe aber darüber hinausgehen.

1. Überblick und persönlicher Anwendungsbereich der ATAD I

Überblicksartig stellte Prof. Dr. Thomas Rödder fünf Felder der ATAD vor, 
bei denen harmonisierte Regelungen für notwendig erachtet würden: Erstens 
die Beschränkung des steuerlichen Abzugs von Zinsaufwendungen, bei der 
die deutsche Zinsschranke als Vorbild fungiert habe. Zweitens die Besteue-
rung im Fall der Übertragung von Wirtschaftsgütern oder Verlegung des Sit-
zes in einen anderen Staat, also die Entstrickung bzw. Wegzugsbesteuerung. 
Drittens die Bekämpfung des Missbrauchs rechtlicher Gestaltungsmöglich-
keiten. Viertens die Besteuerung der Einkünfte beherrschter ausländischer 
Unternehmen, die einer niedrigen Besteuerung unterliegen, durch Hinzu-
rechnungsbesteuerung. Und fünftens die Auflösung von Qualifikationskon-

7 WP/StB Prof. Dr. Thomas Rödder ist Partner bei Flick Gocke Schaumburg in 
Bonn und Honorarprofessor an der Universität zu Köln.
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flikten, die zu einem doppelten Abzug ein und derselben Betriebsausgabe 
oder zum Abzug eines Aufwands bei gleichzeitiger Nichtbesteuerung des 
entsprechenden Ertrags führen.

Sodann ging Prof. Dr. Thomas Rödder auf den persönlichen Anwendungsbe-
reich der ATAD ein. Zunächst einmal gelte sie für alle Steuerpflichtigen, die 
in einem oder mehreren Mitgliedsstaaten körperschaftsteuerpflichtig sind, 
einschließlich derjenigen Steuerpflichtigen, die steuerlich in einem Drittland 
ansässig sind, aber in einem oder mehreren Mitgliedsstaaten Betriebsstätten 
unterhalten. Natürliche Personen fielen dagegen nicht in den Anwendungs-
bereich. Auch Personengesellschaften würden nicht erfasst, soweit sie trans-
parent besteuert werden. Werde eine Personengesellschaft in einem Staat 
jedoch wie ein eigenes Steuersubjekt besteuert, müsse die Besteuerung nach 
den Vorgaben der ATAD erfolgen. Prof. Dr. Thomas Rödder meint, dass dies 
unabhängig von der Einordnung desselben Unternehmens in anderen Mit-
gliedsstaaten gelte. Die ATAD löse diese Qualifikationskonflikte jedenfalls 
nicht. Die ATAD enthalte zudem Bereichsausnahmen, insbesondere gem. 
Art. 2 Abs. 5 ATAD für in der EU beaufsichtigte Finanzunternehmen, die 
aus dem Anwendungsbereich der Begrenzung des Zinsabzugs und der Hin-
zurechnungsbesteuerung ausgenommen werden dürften.

2. Zinsschranke

Nach der ATAD solle der Zinsabzug auf 30 % des steuerlichen EBITDA 
beschränkt werden, erklärte Prof. Dr. Thomas Rödder. Aufwendungen wür-
den als Fremdkapitalkosten leicht abweichend von der deutschen Definition 
bestimmt. Die Berechnung des maßgeblichen EBITDA entspreche der bishe-
rigen deutschen Regelung. Es gebe außerdem eine Sonderregelung für Kon-
zerne bzw. Organkreise, um die Berechnung des EBITDA auszuweiten. Es 
bestehe im Übrigen ein Freibetrag bis zu 3 Mio. €. Für nicht gruppenzugehö-
rige Unternehmen gebe es in der ATAD eine „Stand-alone-Klausel“ und eine 
Escape-Möglichkeit durch Eigenkapitalvergleich. Schließlich seien auch ein 
Zinsvortrag und ein auf fünf Jahre begrenzter EBITDA-Vortrag zulässig.

Diese Regelungen, so Prof. Dr. Thomas Rödder, kenne man bereits von der 
deutschen Zinsschranke, die offensichtlich als Role Model fungiert habe. Die 
Umsetzungsnotwendigkeiten in diesem Bereich hielten sich daher gering. 
Redaktionelle Unterschiede bestünden jedoch bei der Definition der erfass-
ten Aufwendungen. Dort seien Anpassungen notwendig. Es lasse sich auch 
darüber nachdenken, die deutsche Freigrenze durch den in der ATAD vor-
gesehen Freibetrag zu ersetzen. Der „Stand-alone-Escape“ und der „Eigen-
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kapitalquoten-Escape“ seien im Vergleich zu den deutschen Regelungen 
erfrischend einfach und kurz geregelt. Dazu wies Prof. Dr. Thomas Röd-
der darauf hin, dass die Zinsschrankendebatte derzeit aufgrund des Nied-
rigzinsumfelds in der Praxis zwar nicht von großer Bedeutung sei, sich dies 
aber schnell ändern könne. Insbesondere deutsche Konzerne stünden dann 
vor dem Problem, dass sie den Eigenkapitalquoten-Escape in der derzeitigen 
deutschen Regelung nicht nutzen könnten. Außerdem wies Prof. Dr. Thomas 
Rödder auf die Zinsschrankenregelungen im GKB-Entwurf hin, welche sich 
ebenfalls nur in kleinen, redaktionellen Punkten von den Zinsschrankenrege-
lungen der ATAD unterscheiden.

3. Entstrickung

Die ATAD gebe vor, so Prof. Dr. Thomas Rödder, dass jeder Mitgliedsstaat 
die in seinem Hoheitsgebiet entstandene Wertsteigerung besteuert, wenn ein 
Steuerpflichtiger Vermögenswerte aus dem Steuergebiet dieses Mitglieds-
staats abzieht oder seinen Steuersitz aus diesem verlegt, selbst wenn diese 
Wertsteigerung zum Zeitpunkt der Übertragung oder des Wegzugs noch 
nicht realisiert worden ist. Dieser zwingenden „Exit-Tax“ sollten vier recht-
liche bzw. tatsächliche Vorgänge unterliegen, wenn dabei gem. Art. 5 Abs. 1 
ATAD der Verlust des Besteuerungsrechts im Mitgliedsstaat des Sitzes bzw. 
der Betriebsstätte resultiert. Erstens die Übertragung von Vermögenswerten 
vom Stammhaus auf eine in einem anderen Mitgliedsstaat oder Drittland 
belegene Betriebsstätte. Zweitens die Übertragung von Vermögenswerten 
einer in einem Mitgliedsstaat belegenen Betriebsstätte auf den Hauptsitz oder 
an eine andere Betriebsstätte in einem anderen Mitgliedsstaat oder Drittland. 
Drittens die Übertragung der von einer Betriebsstätte ausgeübten Geschäfts-
tätigkeit von einem Mitgliedsstaat in einen anderen Mitgliedsstaat oder ein 
Drittland. Und viertens die Verlegung des Sitzes (aus einem Mitgliedsstaat) 
in einen anderen Mitgliedsstaat oder ein Drittland.

Die ATAD sehe außerdem auch Vorgaben für eine Ratenzahlungsregelung 
vor. Dabei sei neben einer Verzinsung auch eine Sicherheitsleistung bei 
gegebenem Risiko denkbar. Die ATAD schreibe auch eine Wertverknüpfung 
vor, wonach der Zuzugs-/Verstrickungsstaat die Werte des Exitstaates über-
nehmen müsse.

Derzeit sieht Prof. Dr. Thomas Rödder gemessen am engmaschigen Netz von 
Entstrickungs- und Wegzugsbesteuerungsregeln keinen großen Umsetzungs-
bedarf. Notwendig sei allerdings eine europarechtskonforme Regelung der 
Zahlungs-, Verzinsungs- und Sicherheitengestellungsmodalitäten. Generell 
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nötig, betont Prof. Dr. Thomas Rödder, seien auch Regelungen zur Reversi-
bilität der Exit-Tax bei nachfolgender Wiederverstrickung bzw. nachfolgen-
dem Zuzug (Rückzug). Des Weiteren bedürfe es auch einer abschließenden 
Klärung des doppelbesteuerungsrechtlichen Verständnisses der Zuordnung 
des Besteuerungsrechts für nicht realisierte stille Reserven in Betriebsstät-
ten. Auch müssten praktisch handhabbare Konkretisierungen für die Sicher-
stellung des deutschen Besteuerungsrechts für von Personengesellschaften 
gehaltene Kapitalgesellschaftsbeteiligungen geschaffen werden. Schließlich 
verweist Prof. Dr. Thomas Rödder nochmals auf den GKB-Entwurf und die 
dort ebenso enthaltenen Regelungen zur Wegzugsbesteuerung.

4. Missbrauch

Zunächst las Prof. Dr. Thomas Rödder Art. 6 Abs. 1 und 2 der ATAD vor 
und erklärte, dass jeder nationale Gesetzgeber nun gezwungen sei, eine all-
gemeine Missbrauchsregelung zu normieren. In Deutschland habe man mit 
§ 42 AO bereits eine ähnliche Regelung mit lediglich leichten Wertungsun-
terschieden. Ob überhaupt – dabei erinnert Prof. Dr. Thomas Rödder daran, 
dass die ATAD nur für körperschaftsteuerpflichtige Steuersubjekte gelte – 
neben § 42 AO ein Umsetzungsbedarf bestehe, sei fraglich. In der Praxis 
lasse sich tendenziell feststellen, dass etwa im Rahmen von Betriebsprü-
fungen die Grundsätze zu § 42 AO deutlich schärfer angewendet würden. 
Schließlich verwies er noch auf die Missbrauchsregelung im GKB-Entwurf 
und auf die aktuelle Diskussion zur Anzeigepflicht bei aggressiven Steuer-
gestaltungen.

5. Hinzurechnungsbesteuerung

Als wichtigsten Punkt hob Prof. Dr. Thomas Rödder die Hinzurechnungsbe-
steuerung hervor. Die ATAD enthalte in (Art. 7 und 8 ATAD) eine Vorgabe 
von Mindeststandards für die Frage, unter welchen Voraussetzungen niedrig 
bzw. nicht besteuerte Einkünfte eines beherrschten ausländischen Unterneh-
mens in die steuerliche Bemessungsgrundlage des beherrschenden Unter-
nehmens einbezogen werden müssen.

Zunächst müsse das beherrschende Unternehmen ein Körperschaftsteuer-
subjekt sein, das in einem Mitgliedsstaat unbeschränkt oder aufgrund einer 
Betriebsstätte beschränkt steuerpflichtig ist. Dieser Steuerpflichtige müsse 
zudem selbst oder zusammen mit Unternehmen, die mit ihm verbunden sind, 
an einem anderen (beherrschten) Unternehmen unmittelbar oder mittelbar 
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mehr als 50 % der Stimmrechte, des Kapitals oder der Gewinnberechtigung 
halten. Sodann müsse die tatsächlich entrichtete Steuer des beherrschten 
Unternehmens die Steuer, die im Mitgliedsstaat des beherrschenden Unter-
nehmens angefallen wäre, um mehr als die Hälfte unterschreiten.

Danach komme es zur Hinzurechnung der in der Richtlinie aufgezählten 
„passiven“ Einkünfte, die das beherrschte Unternehmen erzielt, insbeson-
dere Zinsen, Dividenden, Lizenzgebühren, Einkünfte aus finanziellen Tätig-
keiten und Einkünfte aus „Abrechnungsunternehmen“ (An- und Verkauf 
von Waren sowie Erbringung von Dienstleistungen von oder an verbundene 
Unternehmen). Alternativ sei auch eine Hinzurechnungsbesteuerung wegen 
Missbrauchs vorgesehen. Die Hinzurechnung unterbleibe jedoch, wenn das 
beherrschte Unternehmen in einem Mitgliedsstaat der EU oder des EWR 
ansässig ist und nachweisen kann, dass es, gestützt auf entsprechende perso-
nelle und sachliche Mittel, eine wesentliche wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. 
Dies sei fakultativ denkbar für Drittstaatentöchter. Daneben wies Prof. Dr. 
Thomas Rödder auch auf einen, so von ihm benannten „1/3-Escape“ hin, für 
den Fall, dass nur 1/3 der Einkünfte der Hinzurechnungsbesteuerung unter-
fallen. 

Rechtsfolge der Hinzurechnungsbesteuerung seien der Einbezug in die Steu-
erbemessungsgrundlage nach nationalen Steuervorschriften sowie die Steu-
eranrechnung nach nationalen Vorschriften.

Nach den beschriebenen Vorgaben der ATAD fragte sich Prof. Dr. Thomas 
Rödder, ob es dadurch zu einem Systemwechsel bei der Hinzurechnungs-
besteuerung komme. Bislang ersetze die Hinzurechnungsbesteuerung einen 
Vorbelastungstest im Zusammenhang mit der Freistellung von Dividenden 
gem. § 8b KStG und diene nebenbei auch der Missbrauchsbekämpfung. Die 
Hinzurechnungsbesteuerung nach den Vorgaben der ATAD diene dagegen 
ausschließlich der Missbrauchsbekämpfung. Es bedürfe auch einer Neurege-
lung der „Deutsch-Beherrschung“. ATAD setze eine Mehrheit bei der deut-
schen Muttergesellschaft voraus, während die bisherige Regelung die Mehr-
heit irgendeiner Gesellschaft vorgeschrieben habe. 

Deutlich werde dieser Systemwechsel zur reinen Missbrauchsbekämpfung 
auch anhand des in der ATAD enthaltenen Katalogs passiver Einkünfte. Der 
bisherige Ansatz, dass alle Einkünfte, die nicht aktiv sind, automatisch pas-
sive Einkünfte sind, werde durch die ATAD umgedreht. In der ATAD werden 
passive Einkünfte positiv definiert. Es würden, im Gegensatz zum AStG, alle 
Zinsen erfasst. Auch Lizenzeinnahmen seien per se als passive Einkünfte 
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erfasst. Ebenso, und dies sei ein gravierender Unterschied zur derzeitigen 
Hinzurechnungsbesteuerung, sollen Dividenden und Einkünfte aus Veräu-
ßerung von Anteilen per se passiv sein. Bislang seien Dividenden und Ein-
künfte aus Veräußerungen von Anteilen per se aktiv. Es sei danach nicht 
fernliegend, dass man die einzelnen passiven Einkünfte zum Gegenstand der 
Hinzurechnung mache und Dividenden schließlich nach § 8b KStG befreie.

Prof. Dr. Thomas Rödder beschrieb als nächstes, dass die ATAD auch alter-
nativ einen gänzlich neuen Hinzurechnungstatbestand enthalte. Danach seien 
Einkünfte aus unangemessenen Gestaltungen, deren Zweck darin besteht, 
einen steuerlichen Vorteil zu erlangen, in die Bemessungsgrundlage mitein-
zubeziehen. Eine Gestaltung gelte nach der ATAD als unangemessen, sofern 
das Unternehmen oder die Betriebsstätte nicht selbst Eigentümer der Vermö-
genswerte wäre oder die Risiken, aus denen seine gesamten Einkünfte oder 
Teile davon erzielt werden, nicht eingegangen wäre, wenn es nicht von einer 
Gesellschaft beherrscht würde, deren Entscheidungsträger die für diese Ver-
mögenswerte und Risiken relevanten Aufgaben ausführen.

Auch die Niedrigbesteuerungsgrenze nach AStG müsse nach den Vorga-
ben der ATAD neu geregelt werden. Nach der ATAD müsse die Hälfte des 
Niveaus der Körperschaftsteuer der Mutter unterschritten werden. Damit sei 
man von 25 % weit entfernt. Es sei hier eine Entlastung zu erwarten.

Abweichend von den Kriterien des Cadbury-Schweppes-Tests stützt sich die 
ATAD darauf, dass das beherrschte ausländische Unternehmen, gestützt auf 
Personal, Ausstattung, Vermögenswerte und Räumlichkeiten, eine wesent-
liche wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, wie durch relevante Fakten und 
Umstände nachgewiesen werden müsse. 

6. Hybride Gestaltungen

Prof. Dr. Thomas Rödder erklärte, dass die ATAD I eine Regelung zu hybri-
den Gestaltungen enthalte, welche durch die ATAD II erweitert werde. Die 
ATAD I identifiziere zwei Auslöser für Qualifikationskonflikte – zum einen 
die unterschiedliche Einordnung von Unternehmen als Steuersubjekt oder 
als „transparent“, zum anderen die unterschiedliche Einordnung von Finanz-
instrumenten als Eigen- oder Fremdkapitalinstrument. Diese Qualifikations-
konflikte würden nach der ATAD dadurch aufgelöst, dass zum einen, soweit 
ein doppelter Abzug derselben Zahlung möglich ist, der Abzug nur in dem 
Mitgliedsstaat gewährt werde, aus dem die entsprechende Zahlung stammt, 
und zum anderen, soweit ein Abzug im Mitgliedsstaat des Zahlenden bei 
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gleichzeitiger Nichtbesteuerung im Mitgliedsstaat des Zahlungsempfängers 
möglich ist, der Mitgliedsstaat des Zahlenden den Abzug versage.

Prof. Dr. Thomas Rödder ließ die Frage offen, ob der Gesetzgeber General-
klauseln für hybride Gestaltungen einsetzen werde. Derzeit gebe es nur für 
ganz bestimmte hybride Strukturen Regelungen.

V. GKKB, ATAD, US/UK (Prof. Dr. Christoph Spengel8)

Prof. Dr. Christoph Spengel blickte zunächst auf die Ursprünge der Gemein-
samen konsolidierten Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage (GKKB) 
zurück. Seit 2001 bzw. 2004 gebe es mit der sog. IAS-Verordnung konsoli-
dierte Abschlüsse von in der EU börsennotierten Kapitalgesellschaften. Der 
harmonisierte Konzernabschluss habe im Sinne des Maßgeblichkeitsgrund-
satzes zu der Idee geführt, an diesen auch für steuerliche Zwecke anzuknüp-
fen. Bei mittlerweile 28 verschiedenen Steuersystemen seien Compliance-
Kosten äußerst hoch, es komme zu Qualifikationskonflikten und es drohe 
Doppelbesteuerung. Dies sei schädlich für den Binnenmarkt und schaffe 
Anreize zu Steuerwettbewerb, Gewinnverlagerung und unilateralen Abwehr-
maßnahmen. In den vergangenen Jahren habe man sich zwar sehr ausführ-
lich und konstruktiv mit einer gemeinsamen Körperschaftsteuerbemessungs-
grundlage (GKB) beschäftigt, aber die Konsolidierung und die formelhafte 
Gewinnaufteilung nicht vorangetrieben.

Der letzte Richtlinienvorschlag vom 16.3.2011 sei nun durch den Richtli-
nienvorschlag vom 25.10.2016 ersetzt worden. Dieser neue Richtlinienvor-
schlag bestehe aus zwei Teilen: zum einen die Angleichung der Gewinner-
mittlung durch die GKB und zum anderen das Ziel der GKKB. Neue Impulse 
habe die steuerliche Arbeit in Brüssel 2014 durch die Idee der Kapitalmarkt-
union erhalten. Man wollte dabei etwa die Diskriminierung der Eigenkapi-
talfinanzierung zurückfahren, um die Stabilität in Krisenzeiten zu erhöhen. 
Diese Aspekte seien im Aktionsplan zur Unternehmensbesteuerung aus dem 
Jahre 2015 aufgenommen worden und fänden sich nun auch im neuen Richt-
linienvorschlag wieder.

8 Prof. Dr. Christoph Spengel ist Inhaber des Lehrstuhls für Allgemeine Betriebs-
wirtschaftslehre und Betriebswirtschaftliche Steuerlehre II an der Universität 
Mannheim.
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1. GKKB und ATAD (BEPS „light“)

Im ersten Abschnitt seines Vortrags stellte Prof. Dr. Christoph Spengel die 
Vorteile und Nachteile einer GKKB dar. Zu den Vorteilen zähle, dass inner-
halb der EU Gewinnverlagerungsmöglichkeiten wegfielen, keine Verrech-
nungspreisdokumentation mehr nötig sei und Maßnahmen gegen BEPS 
geschaffen würden. Antimissbrauchsregelungen wie ATAD und Country-by-
Country Reporting (CbCR) wären innerhalb der EU überflüssig und hätten 
nur noch an den Außengrenzen Bedeutung. Durch die Aufteilungsfaktoren 
Umsatz, Kapital und Arbeit könnte sich außerdem die Gewinnaufteilung ent-
lang der Wertschöpfungskette orientieren.

Als Nachteile sieht Prof. Dr. Christoph Spengel die Begrenzung auf die EU 
und neuartige Steuerplanungsmöglichkeiten durch die unmittelbare Verrech-
nungsmöglichkeit von Gewinnen und Verlusten. So ließen sich etwa Verluste 
isoliert von den Gewinnen in das Gebiet der EU und damit in den Anwen-
dungsbereich der GKKB verschieben. Durch die GKKB ergebe sich zudem 
eine direkte Besteuerung der Aufteilungsfaktoren, die man – außer den Fak-
tor Umsatz – in einer konsolidierten Umgebung leichter verlagern könne. 
Daher sei auch eine Verschärfung des Steuersatzwettbewerbs zu befürchten. 
Ungeklärt bleiben auch im neuen Richtlinienvorschlag Übergangsfragen ins-
besondere im Hinblick auf stille Reserven. Hier habe es noch keinen politi-
schen Konsens gegeben.

2. GKB „pur“

Grundsätzlich einig sei man sich aber bei der GKB zur EU-weiten Harmoni-
sierung der steuerlichen Gewinnermittlung gewesen. Die Reduzierung von 
Verfolgungskosten und der überwiegende Einklang mit der herrschenden 
Staatenpraxis hätten dazu beitragen. Die ATAD habe nun im Bereich der 
Anti-Missbrauchsregelungen die GKB schon vorweggenommen.

Aus den Folgenabschätzungen zum Richtlinienvorschlag aus 2011 ergä-
ben sich nur geringe Auswirkungen auf die effektiven Steuerbelastungen 
und damit auch auf das Steueraufkommen. In den meisten Staaten liege die 
Änderung der Effektivbelastung zwischen +1 % und -1 %.
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3. GKB-Erweiterungen: 

a. AGI – Allowance for Growth and Investment

Prof. Dr. Christoph Spengel erklärte, dass man in der EU erkannt habe, dass 
die Eigenkapitalfinanzierung gegenüber der Fremdkapitalfinanzierung dis-
kriminiert werde (sog. Debt Bias). Die dadurch entstandenen Anreize zur 
Aufnahmen von Fremdkapital seien besonders in Krisensituationen schäd-
lich. Die EU griff daher auf ein Konzept zurück, das bereits in den 80er 
Jahren konzipiert und teilweise auch in nationaler Gesetzgebung umgesetzt 
wurde. Durch Allowance for Growth and Investment (AGI) gewähre man 
auf Eigenkapital einen Abzug fiktiver Zinsen in Anlehnung an die Rendite 
mehrjähriger sicherer Staatsanleihen. Unter idealen Bedingungen würde 
eine Verzerrung der Finanzierungsentscheidung wegfallen. AGI beziehe sich 
allerdings nur auf neu gebildetes Eigenkapital. Die Erfassung solle alle zehn 
Jahre zurückgesetzt werden. Dies ist aus Sicht von Prof. Dr. Christoph Spen-
gel theoretisch unsauber und nicht richtig neutral. Unter idealen Bedingun-
gen bräuchte man keine Zinsschranke, wie sie ATAD I und der GKB-Richt-
linienvorschlag vorsehen. Durch den Abzug fiktiver Zinsen auf Eigenkapital 
würde insgesamt die Harmonisierung der steuerlichen Gewinnvorschriften 
obsolet.

Prof. Dr. Christoph Spengel wies aber darauf hin, dass es durch den Abzug 
der fiktiven Eigenkapitalzinsen zu Aufkommensverlusten kommen werde. 
Zur Kompensation der Reform müsse man die tariflichen Steuersätze erhö-
hen. Dies treffe vor allem rentable Investitionen, was wiederum zu Wett-
bewerbsnachteilen führe. Durch AGI komme es außerdem zu einem Para-
digmenwechsel. Es werde nicht mehr das am Markt erzielte Einkommen 
besteuert, sondern dasjenige Einkommen, das man nicht mehr investiere. So 
würde die Einkommensteuer durch eine Konsumausgabensteuer ersetzt. AGI 
führe zu weitreichenden Eingriffen in die persönliche Einkommensteuer und 
betreffe nicht nur Personenunternehmen, sondern auch die Einkünfte aus 
Kapitalvermögen oder aus Vermietung und Verpachtung. Hier äußerte Prof. 
Dr. Christoph Spengel Zweifel in Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip und 
die Abgrenzung der Kompetenzen.

Als Alternative zur Verringerung des Debt Bias nannte Prof. Dr. Christoph 
Spengel das Abzugsverbot für Fremdkapitalzinsen. Durch die dadurch ent-
stehende Verbreiterung der Bemessungsgrundlage könne es jedoch zu einem 
Verstoß gegen das Nettoprinzip kommen. Eine weitere Alternative gebe es 
zudem im Bereich der persönlichen Einkommensteuer. Durch eine duale Ein-
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kommensteuer ließe sich die Normalverzinsung bei Dividenden anteilig von 
der Einkommensteuer freistellen. Da die persönliche Einkommensteuer aber 
von den Mitgliedsstaaten eigenverantwortlich ausgestaltet werde, könne es 
hierzu keine Verankerung in einer GKB geben.

b. R&D Super-Deduction

Der neue Richtlinienvorschlag sehe außerdem vor, dass 162,5 % der Aus-
gaben für Forschung und Entwicklung (F&E) gewinnmindernd geltend 
gemacht werden können. Prof. Dr. Christoph Spengel lobte zwar die steu-
erliche Förderung von F&E, hält die Bemessungsgrundlage allerdings nicht 
für das beste Instrument. Eine schmalere Bemessungsgrundlage müsse durch 
höhere Steuersätze kompensiert werden. Besser eigne sich aus Sicht von 
Prof. Dr. Christoph Spengel eine Steuergutschrift (tax credits), wie es bereits 
in vielen Ländern geregelt sei. 

Er wies nochmals darauf hin, dass es in Deutschland bislang noch gar keine 
steuerliche Förderung von F&E gebe. Außerdem merkte er erneut an, dass 
der Grundsatz der Subsidiarität gelte, also die Mitgliedsstaaten selbst verant-
wortlich seien, und eine EU-weite Harmonisierung der F&E Förderung nicht 
erforderlich sei.

c. Abzug von Auslandsverlusten

Eine weitere Erweiterung im GKB-Entwurf sehe vor, dass im EU-Ausland 
entstehende Verluste durch Tochterkapitalgesellschaften und Betriebsstätten 
im Sitzstaat des Stammhauses abzugsfähig seien und einer Nachversteue-
rung in künftigen Gewinnjahren unterlägen. Dies sei vergleichbar mit dem 
Verlustabzug bei der Freistellungmethode gem. § 2a Abs. 3 EStG. Da aber 
die Nachversteuerung in der Praxis nicht funktioniert habe, habe man diese 
in Deutschland abgeschafft.

4. Im Steuerwettbewerb mit UK/USA

Aus den Reformvorschlägen des US-Präsidenten Donald Trump erwähnt 
Prof. Dr. Christoph Spengel die enorme Reduzierung des Körperschaft-
steuersatzes von 35 % auf 15 % und den Wechsel von der Anrechnungs-
methode auf die Freistellungsmethode bei Dividenden. Die USA bräuchten 
keine „check-the-box“-Regeln und seien auch nicht von ATAD betroffen. 
Man könne ihnen nicht vorschreiben, dass sie ihre Hinzurechnungsbesteue-
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rung anwenden sollen. Die OECD hätte schließlich auch kaum Einfluss auf 
die USA. Großbritannien werde unter dem Brexit leiden, erklärte Prof. Dr. 
Christoph Spengel. In Großbritannien plane man, den Körperschaftsteuer-
satz von 20 % auf 15 % zu reduzieren. Mit einem Vergleich zu Margaret 
Thatcher und Ronald Reagan in den 80er Jahren äußerte Prof. Dr. Christoph 
Spengel die Befürchtung, dass es erneut zu einer Anheizung des weltweiten 
Steuerwettbewerbs kommen könnte.

Im Gegensatz dazu sei die Umsetzung des GKKB-Richtlinienvorschlags mit 
seinen Erweiterungen aufkommensneutral nur mit einer Erhöhung der Steu-
ersätze möglich. Hinzu kommen zusätzliche Wettbewerbsnachteile inner-
halb der EU aufgrund gestiegener Transparenzvorschriften und im Zusam-
menhang mit dem CbCR. Betrachte man die Situation in Deutschland in den 
letzten Jahren, habe man seit der Unternehmenssteuerreform 2008 die Effek-
tivbelastung nicht verringert. Im Gegenteil sei durch einen kontinuierlichen 
Anstieg der Gewerbesteuern die Effektivbelastung angestiegen, während sie 
in anderen europäischen Staaten durch Senkungen der Körperschaftsteuer 
gesunken sei. Schließlich ließ Prof. Dr. Christoph Spengel die Frage offen, 
wie man auf Steuerwettbewerb, der von außerhalb der EU komme, reagie-
ren solle.

5. Fazit

Zusammenfassend erklärte Prof. Dr. Christoph Spengel, dass die GKB „pur“ 
als Einstieg in eine EU-weite Körperschaftsteuer-Harmonisierung denkbar 
sei. Die beschriebenen GKB-Erweiterungen seien dagegen schädlich für das 
Vorhaben und respektierten nicht den Grundsatz der Subsidiarität. Danach 
sollten und könnten die Mitgliedsstaaten die nötigen Maßnahmen selbst 
umsetzen. Die Erweiterungen schmälern die Bemessungsgrundlage und füh-
ren zu hohen Aufkommensverlusten. Zur Vermeidung substanzieller Steuer-
mindereinnahmen müsse man die tariflichen Steuersätze erhöhen und treffe 
damit insbesondere rentable Investitionen. Prof. Dr. Christoph Spengel wies 
im Zusammenhang mit der fiktiven Eigenkapitalverzinsung darauf hin, dass 
die politisch gewollte Abschaffung der Abgeltungssteuer diametral entge-
genlaufe. ATAD und CbCR näherten sich zwar einer GKKB, verwirklichen 
jedoch nicht deren Vorteile. Es entstünden Nachteile im Steuerwettbewerb 
mit anderen Regionen. Man müsse nun die Entwicklung in anderen Ländern 
ganz genau beobachten. Im Ergebnis müsse man sich entscheiden, ob man 
noch mehr Anti-Missbrauchsregelungen schaffen oder die eigenen Steuer-
systeme wettbewerbsfähiger machen wolle.
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VI. Konflikte	mit	EU-Primärrecht 
(Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz9)

Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz wies zunächst auf die derzeitige Flut von 
Sekundärrechtsakten hin. Neben ATAD I, ATAD II und GKKB gehe es der-
zeit auch um die Erweiterungen der Amtshilferichtlinie. Es gebe darüber 
hinaus laufende Verhandlungen zur Reform der Zins- und Lizenzgebühren-
richtlinie und eine fast verabschiedete Streitbeilegungsrichtlinie, welche die 
EU-Schiedskonvention ersetze. Er begrüße die vielen Harmonisierungsmaß-
nahmen. Aus seiner Sicht sei der EU-Gesetzgeber und nicht der EuGH dazu 
berufen, die grenzüberschreitenden Probleme zu lösen.

Anknüpfend an den Vortrag von Prof. Dr. Christoph Spengel erklärte Dipl.-
Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz, dass der EuGH den Subsidiaritätsgrundsatz 
inhaltlich häufig nur schwammig auskleide und der Subsidiaritätsgrundsatz 
selten wirklich entscheidungserheblich sei. Wenn man Harmonisierung vor-
antreiben wolle, so wie es Art. 115 AEUV als vorteilhaft für den Binnen-
markt voraussetze, müsse man sie inhaltlich ausfüllen. Dabei gerate man 
schnell in den Bereich der Steuerpolitik.

Nach mehreren Jahrzehnten EuGH-Rechtsprechung habe man teilweise 
sehr enge Vorgaben für die grenzüberschreitende Besteuerung, etwa aus der 
Rechtsprechung zur Exit-Besteuerung, zur steuerlichen Behandlung von 
Grenzgängern, zur grenzüberschreitenden Verlustverrechnung und zu steu-
erlichen Fördermaßnahmen. In vielen Teilbereichen sei der Unionsgesetz-
geber häufig einfach zu spät gewesen. Durch eine schnellere Gesetzgebung 
hätten einige der engen Vorgaben der Rechtsprechung ausbleiben können.

Die nunmehr aufgestellten Grundsätze zu den Grundfreiheiten sind erst ein-
mal unumstößlich. Es sei grundsätzlich nicht möglich, dass der Unionsge-
setzgeber eine Nichtanwendungsrichtlinie erlasse. Hier passe das Verhält-
nis der Rechtsquellen nicht zueinander. Richtlinien seien Sekundärrecht und 
die Ausführungen zu den Grundfreiheiten durch den EuGH gehörten zum 
Primärrecht. Es gelte aber im Unionsrecht der grundsätzliche Vorrang des 
Primärrechts gegenüber dem Sekundärrecht. Das bedeute, dass die Grund-
freiheiten prinzipiell Vorrang gegenüber den Vorgaben aus der ATAD haben.

Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz erklärte weiter, dass das Sekundärrecht zum 
Teil die Vorgaben des EuGH kodifiziere. Beispielsweise sei im Bereich der 

9 Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz ist Referent im Bundesministerium der Finan-
zen für die EuGH-Verfahren der Steuerabteilung.
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Exit-Besteuerung mit Art. 5 ATAD schlicht die Rechtsprechung des EuGH 
umgesetzt worden. Insofern seien die dort umgesetzten Regelungen von der 
Rechtsprechung abgesichert. Das bedeute aber nicht, dass die derzeitigen 
deutschen Regelungen, soweit sie davon abweichen, gegen die Grundfreihei-
ten verstoßen. Durch die Kodifizierung werde aber auch die Rechtsprechung 
des EuGH an Stellen ergänzt, an denen es Lücken gegeben habe. Es habe 
etwa keine zweifelsfreie Vorgabe durch den EuGH gegeben, dass der Zuzugs-
staat bei der Übertragung von Wirtschaftsgütern den bilanziellen Wert, den 
der Wegzugsstaat angesetzt hatte, übernehmen müsse. Als sinnvolle Rege-
lung habe die ATAD hier die Rechtsprechung des EuGH abgerundet.

Im Übrigen gebe es drei gute Gründe dafür, dass die neuen Regelungen 
der  ATAD nicht gegen Grundfreiheiten verstoßen. Zum einen habe es zwar 
klare und eng umgrenzte Vorgaben durch den EuGH gegeben, etwa für den 
Bereich der Exit-Besteuerung, im Bereich der Missbrauchsbekämpfung aber 
dagegen weniger. Neben der Cadbury-Schweppes-Rechtsprechung gebe es 
noch eine Vielzahl weiterer und teilweise differenzierterer Rechtsprechung, 
insbesondere zum Missbrauchsbegriff im Bereich des Mehrwertsteuerrechts. 
Im Bereich der Missbrauchsbekämpfung bestehe noch keine konsolidierte 
Rechtsprechung. Hier sei auch noch eine Vielzahl von Verfahren anhängig, 
etwa im Zusammenhang mit § 50d III EStG. Hier erwartet Dipl.-Kfm. Dr. jur. 
Lars Dobratz Klarstellungen des EuGH in Kenntnis der neuen Anti-Miss-
brauchs-Richtlinien. Es bleibe abzuwarten, ob der EuGH den Missbrauchs-
begriff im Sinne der Cadbury-Schweppes-Rechtsprechung eng auslegen 
werde und damit implizit Verstöße der Richtlinien gegen Primärrecht sehe.

Zweitens geht Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz davon aus, dass die Vor-
gaben der Grundfreiheiten gegenüber Sekundärrechtsakten weniger streng 
seien als gegenüber einzelnen Maßnahmen der Mitgliedsstaaten. Dies werde 
häufig kritisiert, sei aber wünschenswert und liege in der Natur der Sache. 
Gerade im Ertragsteuerrecht könne man Sekundärrechtsakte nur einstim-
mig, also im gesamten Unionsinteresse durchsetzen. Maßnahmen einzelner 
Mitgliedsstaaten stünden dagegen eher im Verdacht, dass sie zu Friktionen 
im Binnenmarkt führen. Aus Sicht von Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz sei 
es daher dogmatisch gut vertretbar, unterschiedliche Maßstäbe walten zu 
lassen.

Drittens wies Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz auf die Entscheidung des 
EuGH in der Sache Euro Park Service10 hin, in der es um eine französischen 

10 EuGH-Urteil v. 8.3.2017 – C-14/16, ECLI:EU:C:2017:177.
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Regelung ging, die an der Missbrauchsklausel der alten Fusionsrichtlinie zu 
messen war. In den Entscheidungsgründen habe der EuGH erklärt, dass die 
Anforderungen an die Missbrauchsklausel aus dem Sekundärrecht und die 
Anforderungen an nationale Maßnahmen der Mitgliedsstaaten im Hinblick 
auf die Vereinbarkeit mit Grundfreiheiten gleich auszulegen seien. Mög-
licherweise werde der EuGH seine Rechtsprechung so weiterentwickeln, 
dass etwa die Bedeutung einer „rein künstlichen Gestaltung“, wie sie im 
Cadbury-Schweppes-Test enthalten ist, durch die ATAD definiert werde.

Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz sieht schließlich bei der Umsetzung der 
Richtlinienvorgaben Konfliktpotential wegen der aus dem Vorrang des Pri-
märrechts resultierenden primärrechtlichen Bindung des Gesetzgebers. 
Beispielsweise habe nach der Mutter-Tochter-Richtlinie bei der fiktiven 
5-%-Besteuerung von Dividenden innerhalb eines grenzüberschreitenden 
Konzerns ein Wahlrecht für die Mitgliedsstaaten bestanden. Nachdem einige 
Mitgliedsstaaten die 5-%-Besteuerung unter Berufung auf die Mutter-Toch-
ter-Richtlinie umgesetzt hatten, habe der EuGH jedoch darauf erkannt, dass 
weiterhin die Grundfreiheiten zu beachten seien. Das bedeute, dass bei der 
Umsetzung stets auch der inländische Fall zu berücksichtigen sei. Schwie-
rig werde es, wenn eine Richtlinie allein für grenzüberschreitende Fälle eine 
verpflichtende Regelung vorsieht. Hier könnte sich aus der primärrecht-
lichen Bindung an die Grundfreiheiten eine Verpflichtung zur Regelung auch 
des inländischen Falls ergeben.

Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz erklärte sodann, dass es ständige Rechtspre-
chung des EuGH sei, dass die primärrechtliche Bindung der Mitgliedsstaaten 
an die Grundfreiheiten ganz wegfalle, wenn eine Richtlinie einen Bereich 
abschließend harmonisiere. Dazu gebe es zwar noch nicht viele Fälle, es 
wäre aber auch im Steuerrecht denkbar.

Abschließend äußerte Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz die Hoffnung, dass 
der EuGH sich gegenüber den letzten Aktivitäten des Unionsgesetzgebers 
etwas zurücknehme. Es sei der einzig sinnvolle Weg, dass sich die Mitglieds-
staaten zusammensetzen und Lösungen finden. Beispielsweise habe die nun-
mehr dreißig Jahre lang fortentwickelte Schumacker-Rechtsprechung in eine 
Sackgasse geführt, aus der man nur durch eine einheitliche Regelung durch 
die Mitgliedsstaaten wieder herauskäme.



31

VII.  Wünsche aus Sicht der Wirtschaft 
(RA Dr. Wolfgang Haas11)

RA Dr. Wolfgang Haas schloss sich aus Sicht der deutschen Wirtschaft 
zunächst den kritischen und mahnenden Worten von Prof. Dr. Thomas Röd-
der und Prof. Dr. Christoph Spengel an. Es bedürfe nun einer maßvollen 
Umsetzung der Richtlinienvorgaben durch den Gesetzgeber.

Im internationalen Steuerrecht habe man zum einen das BEPS-Projekt, das 
maßgeblich auch durch den deutschen Finanzminister vorangetrieben wurde. 
Aus diesem Projekt ergebe sich in den nächsten Jahren jedoch eine Peri-
ode der allgemeinen Verunsicherung. Man wisse nicht mehr, wie Gewinne 
zukünftig zu allokieren seien. Wie die Aufteilungsfaktoren significant people 
function, control und personal substance letzlich in die vertragliche Gewinn-
zuordnung eingreifen werden, könne derzeit keiner mit Bestimmtheit vor-
hersehen. Verstärkt werde diese Unsicherheit durch die unterschiedliche 
zeitliche Umsetzung. Es gebe einige Staaten, wie etwa Deutschland, die vie-
les in vorauseilendem Gehorsam geahnt und umgesetzt hätten. Andere Staa-
ten wären aber hinterher und würden bis zur Umsetzung vielleicht Inhalte 
neu definieren. Und dann gebe es Staaten wie die USA, in denen der Begriff 
BEPS politisch überhaupt nicht auftauche. Die USA hätten zwar schon 
einige BEPS-Vorgaben umgesetzt, das amerikanische Außensteuerrecht und 
die Anrechnungsvorschriften seien aber nach wie vor lückenhaft. RA Dr. 
Wolfgang Haas stellte fest, dass die deutsche Industrie im internationalen 
Vergleich auch nach BEPS weiterhin benachteiligt werde. Amerikanische 
Unternehmen stünden hingegen große Gestaltungsmöglichkeiten offen.

Mit der ATAD und CbCR gehe man in Europa noch über BEPS hinaus. Die 
Wettbewerbsverzerrung im globalen Wettbewerb verstärke sich dadurch. 
Davon seien nicht nur die großen Konzerne, sondern auch die mittelständi-
schen Hidden Champions betroffen, die am globalen Markt teilnehmen. Bei 
der Umsetzung der ATAD-Vorgaben erwarte man vom deutschen Gesetz-
geber, dass er nach acht Jahren restriktiver Steuerpolitik den trotz BEPS 
weiterhin bestehenden globalen Steuerwettbewerb zur Kenntnis nimmt und 
in die fiskalpolitischen Entscheidungen miteinbezieht. Bei der Hinzurech-
nungsbesteuerung, so RA Dr. Wolfgang Haas, müsse die Niedrigsteuergrenze 
abgesenkt werden. Er bezweifelte aber, dass eine Absenkung der Niedrig-
steuergrenze auf 15 % genügen werde, während im Ausland durch Gestal-

11 RA Dr. Wolfgang Haas ist Leiter des Zentralbereichs Recht, Steuern, Versiche-
rung und Intellectual Property der BASF SE in Ludwigshafen.
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tungen mithilfe ausländischer Holdingstrukturen im Bereich der Dividenden 
eine Besteuerung von 0 % möglich sei. Die mangelnde Anrechnungsmög-
lichkeit der Gewerbesteuer sei weiterhin ein Ärgernis. Wenn der Hinzurech-
nungsbetrag systemwidrig der Gewerbesteuer unterworfen werde, müsse 
auch eine überschießende Besteuerung durch Anrechnung bei der Gewer-
besteuer berücksichtigt werden. RA Dr. Wolfgang Haas wies darauf hin, 
dass im Bereich der Unternehmensfinanzierung sehr viele legale Gestaltun-
gen mit Hybridkapital existieren, die nicht immer steuerlich motiviert seien. 
Häufig gehe es um bilanzielle Aspekte, etwa eine Eigenkapital- oder Fremd-
kapitalqualifikation. Bei den steuerlichen Regelungen zu hybriden Gestal-
tungen müsse man daher aufpassen, dass es keine Kollateralschäden gebe. 
RA Dr. Wolfgang Haas appellierte grundsätzlich noch einmal an den Gesetz-
geber, die Kollateralschäden bei der Umsetzung der ATAD im Blick zu 
behalten. Sorgen machen ihm außerdem auch die allgemeinen Anti-Miss-
brauchs-Regeln. Der potentielle Anwendungsbereich erscheine ihm uferlos 
weit, so RA Dr. Wolfgang Haas.

Zum Thema GKKB, erklärte RA Dr. Wolfgang Haas, habe man auch im BDI 
viel diskutiert. Während für die einen eine Reduzierung der Verfolgungs-
kosten im Mittelpunkt stand, hätten andere, zu denen sich RA Dr. Wolfgang 
Haas auch zähle, das Risiko einer Steuererhöhung betont. Die gemeinsame 
Bemessungsgrundlage allein sei äußerst kritisch, erst eine Konsolidierung 
brächte Vorteile. So könnten Verrechnungspreisdiskussionen innerhalb 
Europas abgeschafft werden. Die Details der Allokation der Gewinne seien 
jedoch weiterhin unklar. Die Herausnahme immaterieller Wirtschaftsgüter 
sei zwar aufgrund ihrer hohen Mobilität verständlich, andererseits stellen 
diese in zahlreichen Geschäftsfeldern die eigentlichen Werttreiber der Wert-
schöpfungsketten dar. Es führe zwangsläufig dazu, dass deutsche Unter-
nehmen immaterielle Wirtschaftsgüter über entsprechende Gestaltungen im 
Ausland halten.

Letztlich mache es RA Dr. Wolfgang Haas große Sorgen, dass es nach vie-
len Jahren irgendwann eine gemeinsame Bemessungsgrundlage gebe, die 
mit Rücksicht auf die Haushalte der Mitgliedsstaaten aber eher zu einer 
Belastung als zu einer Entlastung führe. Die eigentliche Entlastung über die 
Konsolidierung, etwa durch Vermeidung von Steuerstreitigkeiten über Ver-
rechnungspreise, werde aber auf sich warten lassen. Solange werde der Wett-
bewerbsfähigkeit Europas und Deutschlands geschadet.
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In Deutschland käme es jetzt darauf an, so RA Dr. Wolfgang Haas abschlie-
ßend, dass die Vorgaben mit Augenmaß umgesetzt werden, um am Ende ein 
wettbewerbsfähiges Steuerrecht zu erlangen.

VIII. Podiumsdiskussion

Zu Beginn der Podiumsdiskussion richtete Prof. Dr. Johanna Hey die erste 
Frage an Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz. Sie wollte wissen, inwiefern der 
EuGH die nationale Umsetzung, beispielsweise bei einer Herabsetzung der 
Niedrigsteuergrenze in der Hinzurechnungsbesteuerung auf 20 %, also über 
der ATAD-Vorgabe verbleibend, aber das Mindestschutzkonzept erfüllend, 
anhand des Primärrechts überprüft oder doch auch das Sekundärrecht heran-
zieht. Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz erklärte, dass alles, was über das Min-
destschutzniveau hinaus umgesetzt werde, anhand der Grundfreiheiten zu 
überprüfen sei, es gebe also keinen Freibrief. Dazu hakte Prof. Dr. Johanna 
Hey nach und wollte wissen, ob es sich bei der Hinzurechnungsbesteuerung 
nicht schon um einen – wie von Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz beschrie-
ben – abschließend harmonisierten Bereich handle, in dem keine Überprü-
fung anhand der Grundfreiheiten mehr stattfinde. Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars 
Dobratz antwortete, dass es nicht vertretbar sei, einen Bereich als vollständig 
abschließend harmonisiert anzunehmen, wenn es eine Öffnungsklausel zum 
Mindestschutzstandard wie in Art. 3 ATAD gebe. Von einer abschließenden 
Harmonisierung könne man nur ausgehen, wenn eine Richtlinie überwie-
gend alle Fälle abschließend regelt und nur wenige Wahlrechte für die Mit-
gliedsstaaten gewähre.

Aus dem Publikum erklärte Prof. Dr. Marc Desens, dass er die Ausführungen 
von Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz insofern nicht nachvollziehen könne, als 
sich das Sekundärrecht nicht so streng an den Grundfreiheiten prüfen lassen 
müsse wie einzelne Maßnahmen der Mitgliedsstaaten, weil darin ja bereits 
ein Unionsinteresse zum Ausdruck komme. Er betonte dazu die Funktion 
der Grundfreiheiten als subjektive Abwehrrechte der Unionsbürger. Verstöße 
gegen Grundfreiheiten könnten durch ein rein europäisches Interesse nicht 
gerechtfertigt werden. Zweitens wies er darauf hin, dass in einem vollharmo-
nisierten Bereich, in dem die Mitgliedsstaaten die Richtlinienvorgaben gänz-
lich umsetzen müssen, zwar kein Verstoß gegen die Grundfreiheiten durch 
nationale Umsetzungsmaßnahmen, jedoch ein Verstoß durch die Richtlinie 
selbst möglich sei. Im Bereich der indirekten Steuern stütze sich die Har-
monisierung auf eine Kompetenzregel im AEUV mit dem Ziel der Förde-
rung des gemeinsamen Binnenmarkts. Die Vorgaben im Ertragsteuerrecht 
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entstammten dagegen der Rechtfertigung von Eingriffen in Grundfreiheiten, 
insbesondere von Beschränkungen des Binnenmarktes. Es handle sich also 
überwiegend um den Binnenmarkt beschränkende Vorgaben. Es fehle daher 
aus Sicht von Prof. Dr. Marc Desens eine Kompetenzgrundlage. Schließlich 
erinnerte er an die Lissabon-Entscheidung des BVerfG, in dem Kernbereiche 
bestimmt worden seien. Dazu gehöre auch das Recht der Besteuerung. Man 
benötige daher eine primärrechtliche Regelung für die weitere Harmonisie-
rung des Steuerrechts.

Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz erwiderte dazu, dass man derzeit nicht vor-
habe, das gesamte Steuerrecht zu harmonisieren. Insofern respektiere man 
die Lissabon-Entscheidung des BVerfG, wonach es Deutschland nicht mög-
lich sei, auf sein Besteuerungsrecht zu verzichten. Dies stehe jedoch Rege-
lungen im grenzüberschreitenden Bereich nicht entgegen. Die allgemeine 
Kompetenzgrundlage aus Art. 115 AEUV, auf die sich in der Vergangenheit 
bereits die Mutter-Tochter-Richtlinie, die Zins- und Lizenzgebührenrichtli-
nie und die Fusionsrichtlinie stützten, erlaube, Probleme, die aufgrund steu-
erlicher Regelungen existierten, zu minimieren. Habe man in einem Bereich 
aber eine jahrzehntelange Rechtsprechung des EuGH, sei es aus Sicht von 
Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz sinnvoll, diese zusammenzufassen. In Art. 5 
ATAD komme die Rechtsprechung des EuGH mittelbar zum Ausdruck. Die 
Zusammenfassung in einer Richtlinie und gleichzeitige Schließung von 
Lücken in der Rechtsprechung sei sinnvoll und lasse sich auf Art. 115 AEUV 
stützen. Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz stimmte außerdem zwar darin zu, 
dass im vermeintlich vollharmonisierten Bereich auch die Richtlinie selbst 
gegen Grundfreiheiten verstoßen könne. Es gebe jedoch gute Gründe dafür, 
dass der Unionsgesetzgeber nicht den gleichen starken Bindungen an die 
Grundfreiheiten unterliege wie die einzelnen Mitgliedsstaaten. Grundfrei-
heiten seien zwar Individualrechte, der EuGH habe in seiner Rechtsprechung 
aber auch immer die Interessen der Mitgliedsstaaten berücksichtigt. Eine 
unionsweite Regelung biete den Vorteil, gleiche Wettbewerbsbedingungen 
zu schaffen, und fördere den Binnenmarkt dermaßen, dass es gerechtfertigt 
sei, einen anderen Maßstab anzulegen als gegenüber einzelnen Maßnahmen 
der Mitgliedsstaaten.

Prof. Dr. Thomas Rödder fasste zusammen, dass der Richtliniengeber dar-
auf spekuliere, dass der EuGH seine Cadbury-Schweppes-Rechtsprechung 
im Sinne der ATAD verschärfe. Bei der Niedrigsteuergrenze verstehe er es 
außerdem so, dass man auch im Mindestschutzkonzept keine willkürlichen 
Grenzwerte setzen dürfe. Sollte der Zweck der Hinzurechnungsbesteuerung 
tatsächlich nur noch in der Missbrauchsbekämpfung liegen, hätte eine Nied-
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rigsteuergrenze von beispielsweise 25 % damit nichts zu tun. Abschließend 
wies Prof. Dr. Thomas Rödder noch darauf hin, dass die Vorgaben bis Ende 
2018 umzusetzen seien. Er befürchte, dass die Umsetzung zu einer Verdopp-
lung des deutschen Unternehmenssteuerrechts führe.

Prof. Dr. Johanna Hey bestätigte abschließend, dass der nationale Gesetzge-
ber mit der Umsetzung der ATAD und auch den vielfältigen verfahrensrecht-
lichen Erweiterungen der Amtshilferichtlinie genügend zu tun haben werde. 
Die Diskussion zum Thema Mindestschutzkonzept hätte gezeigt, dass die 
Vorgaben sehr unklar seien. Von dieser Veranstaltung gehe zusammenfas-
send der Appell aus, systematisch an einzelne Bereiche heranzugehen.





37

Pr
of
.D
r.
R
on
ni
e
Sc
hö
b

Fr
ei
e
U
ni
ve
rs
itä
tB
er
lin

Vo
rtr
ag
au
fd
er

ifs
t-J
ah
re
st
ag
un
g

Be
rli
n,
26
.J
un
i2
01
7

B
re
xi
t–
A
us
w
irk
un
ge
n
au
fE
ur
op
a

A
nh

an
g



38

B
re
xi
t–
10
Ja
hr
e
da
na
ch


In
G
ro
ßb
rit
an
ni
en
de
m
on
st
rie
re
n
di
e
Bü
rg
er
an
lä
ss
lic
h
de
s

10
.J
ah
re
st
ag
s
de
s
Be
gi
nn
s
de
rB
re
xi
t-V
er
ha
nd
lu
ng
en

–
Si
e
fo
rd
er
n
ei
n
R
ef
er
en
du
m
zu
rW

ie
de
ra
uf
na
hm
e
in
di
e
EU
.

–
Au
fA
nr
at
en
de
s
M
ilit
är
s
w
er
de
n
fü
rd
en
20
.J
un
i2
02
7
al
le

D
em
on
st
ra
tio
ne
n
in
N
or
di
rla
nd
ve
rb
ot
en
.

–
D
ie
iri
sc
he
R
eg
ie
ru
ng
sc
hl
ie
ßt
fü
r4
8
St
un
de
n
di
e
G
re
nz
üb
er
gä
ng
e.


Au
fd
em

EU
-3
0
G
ip
fe
lw
ird
di
e
er
fo
lg
re
ic
he
Be
w
äl
tig
un
g
de
r

W
el
tw
irt
sc
ha
fts
kr
is
e
vo
n
20
23
ge
fe
ie
rt.

–
D
er
EU
-K
om
m
is
sa
rl
ob
td
as
EU
-R
ef
or
m
w
er
k:
„D
ie
ne
ue
n
In
st
itu
tio
ne
n

ha
be
n
si
ch
be
w
äh
rt.
“

–
D
as
20
23
ve
ra
bs
ch
ie
de
te
Fr
ei
ha
nd
el
sa
bk
om
m
en
m
it
R
us
sl
an
d
un
d

de
rU
kr
ai
ne
ha
td
ie
w
irt
sc
ha
ftl
ic
he
En
tw
ic
kl
un
g
in
de
n
os
te
ur
op
äi
sc
he
n

EU
-M
itg
lie
ds
st
aa
te
n
en
or
m
vo
ra
ng
et
rie
be
n.



39

B
re
xi
t–
10
Ja
hr
e
da
na
ch


D
er
EU
-2
4
G
ip
fe
le
nd
et
oh
ne
Ab
sc
hl
us
sk
om
m
un
iq
ué
.

–
D
ie
Au
st
rit
ts
ve
rh
an
dl
un
ge
n
m
it
D
än
em
ar
k,
Sc
hw
ed
en
un
d
Fi
nn
la
nd
ha
be
n
im

Fr
üh
ja
hr
20
27
be
go
nn
en
.E
in
e
Ve
rh
an
dl
un
gs
lin
ie
is
tn
ic
ht
er
ke
nn
ba
r.

–
D
er
Ve
rs
uc
h,
di
e
W
irt
sc
ha
fts
po
lit
ik
zu
rE
in
dä
m
m
un
g
de
rW

irt
sc
ha
fts
kr
is
e
se
it

20
23
zu
ko
or
di
ni
er
en
,s
ch
ei
te
rt.

–
D
ie
Su
sp
en
di
er
un
g
de
rM
itg
lie
ds
ch
af
tU
ng
ar
ns
w
ird
ve
rlä
ng
er
t.

–
D
as
ge
pl
an
te
R
ef
er
en
du
m
zu
rW

ie
de
re
in
fü
hr
un
g
de
rD
M
in
D
eu
ts
ch
la
nd
fü
hr
t

zu
he
fti
ge
n
W
äh
ru
ng
s-
un
d
Bö
rs
en
tu
rb
ul
en
ze
n.


Au
fe
in
em

So
nd
er
pa
rte
ita
g
de
rT
or
ie
s
lä
ss
ts
ic
h
di
e

Pr
em
ie
rm
in
is
te
rin
Th
er
es
a
M
ay
fe
ie
rn
.

–
„D
er
Br
ex
it
w
ar
te
ue
r“,
sa
gt
si
e,
„a
be
rd
er
Ve
rb
le
ib
hä
tte
un
s
ei
n
Vi
el
fa
ch
es

ge
ko
st
et
“.

–
Si
e
w
ür
di
gt
di
e
W
ei
ts
ic
ht
de
rb
rit
is
ch
en
Be
vö
lk
er
un
g,
di
e
20
16
fü
rd
en
Br
ex
it

ge
st
im
m
th
at
.



40

1.
Ei
n
ve
re
in
te
s
Eu
ro
pa



41

D
ie
po
lit
is
ch
e
Id
ee
vo
m
ve
re
in
te
n
Eu
ro
pa


60
Ja
hr
e
eu
ro
pä
is
ch
e
In
te
gr
at
io
n


Am

An
fa
ng
st
an
d
de
rf
es
te
W
ille
,

„…
di
e
G
ru
nd
la
ge
n
fü
re
in
en
im
m
er
en
ge
re
n
Zu
sa
m
m
en
sc
hl
us
s
de
r

eu
ro
pä
is
ch
en
Vö
lk
er
zu
sc
ha
ffe
n
…
“

(P
rä
am
be
ld
er
rö
m
is
ch
en
Ve
rtr
äg
e
vo
m
25
.3
.1
95
7)


Fr
ie
de
ns
no
be
lp
re
is
zu
m
55
.G
eb
ur
ts
ta
g

„D
ie
U
ni
on
un
d
ih
re
Vo
rg
än
ge
rh
ab
en
üb
er
se
ch
s
Ja
hr
ze
hn
te
zu
r

Fö
rd
er
un
g
vo
n
Fr
ie
de
n
un
d
Ve
rs
öh
nu
ng
be
ig
et
ra
ge
n.

Se
it
19
45
is
td
ie
se
Ve
rs
öh
nu
ng
W
irk
lic
hk
ei
tg
ew
or
de
n.
“



42

D
ie
ök
on
om

is
ch
e
Id
ee
vo
m
ve
re
in
te
n
Eu
ro
pa


W
oh
ls
ta
nd
du
rc
h
w
irt
sc
ha
ftl
ic
he
In
te
gr
at
io
n

1.
Sc
ha
ffu
ng
ei
ne
rZ
ol
lu
ni
on
(v
ol
le
nd
et
19
68
)


Be
itr
itt
G
ro
ßb
rit
an
ni
en
s
in
di
e
Zo
llu
ni
on
19
73

2.
Vo
n
de
rZ
ol
lu
ni
on
zu
m
ge
m
ei
ns
am
en
M
ar
kt
(v
ol
le
nd
et

19
93
)


M
itg
es
ta
ltu
ng
du
rc
h
G
ro
ßb
rit
an
ni
en

3.
Ei
ne
ei
nh
ei
tli
ch
e
W
äh
ru
ng
(e
in
ge
fü
hr
t1
99
9/
20
02
)


G
ro
ßb
rit
an
ni
en
m
ac
ht
ni
ch
tm
it
un
d
w
ill
si
ch
ni
ch
tf
es
tle
ge
n
la
ss
en

4.
…
?


In
je
de
m
Fa
ll
oh
ne
G
ro
ßb
rit
an
ni
en



43

D
ie
vi
er
Fr
ei
he
ite
n

1.
Fr
ei
er
W
ar
en
ve
rk
eh
r

–
Ab
sc
ha
ffu
ng
vo
n
Bi
nn
en
zö
lle
n
un
d
ni
ch
t-t
ar
ifä
re
rH
an
de
ls
he
m
m
ni
ss
e

2.
Fr
ei
he
it
de
s
Pe
rs
on
en
ve
rk
eh
rs

–
Fr
ei
zü
gi
gk
ei
td
er
Ar
be
itn
eh
m
er
:D
is
kr
im
in
ie
ru
ng
sv
er
bo
ti
n
Be
zu
g
au
f

Be
sc
hä
fti
gu
ng
,E
nt
lo
hn
un
g
un
d
Ar
be
its
be
di
ng
un
ge
n

–
N
ie
de
rla
ss
un
gs
fre
ih
ei
t:
R
ec
ht
,i
n
je
de
m
EU
-L
an
d
ei
ne
da
ue
rh
af
te

se
lb
st
än
di
ge
Tä
tig
ke
it
au
sz
uü
be
n

3.
D
ie
ns
tle
is
tu
ng
sf
re
ih
ei
t

–
Er
la
ub
tg
re
nz
üb
er
sc
hr
ei
te
nd
e
ha
nd
w
er
kl
ic
he
,k
au
fm
än
ni
sc
he
un
d

fre
ib
er
uf
lic
he
Tä
tig
ke
ite
n
oh
ne
W
oh
ns
itz
ve
rla
ge
ru
ng

4.
Fr
ei
er
Ka
pi
ta
lv
er
ke
hr

–
U
nb
es
ch
rä
nk
te
rK
ap
ita
lv
er
ke
hr
in
ne
rh
al
b
de
rE
U


Ei
nk
om
m
en
sg
ew
in
n
je
Ei
nw
oh
ne
rs
ei
t1
99
2:
45
0
€/
Ja
hr



44

2.
B
re
xi
t:
G
ro
ßb
rit
an
ni
en

w
ill
di
e
Sc
he
id
un
g



45



46

Vo
tu
m
fü
rd
en
B
re
xi
t

1.
Po
pu
lis
tis
ch
e
Ve
rs
pr
ec
hu
ng
en
?

2.
D
er
W
un
sc
h
na
ch
U
na
bh
än
gi
gk
ei
t

–
Br
üs
se
ld
ar
fn
ic
ht
re
gi
er
en
!

–
D
er
Eu
G
H
so
ll
ni
ch
te
nt
sc
he
id
en
!

3.
D
ie
EU

Ag
ra
ro
rd
nu
ng

–
Ve
rlu
st
tra
di
tio
ne
lle
rH
an
de
ls
be
zi
eh
un
ge
n
zu
de
n
C
om
m
on
w
ea
lth
-

St
aa
te
n

–
EU
-A
bs
ch
ot
tu
ng
ve
rte
ue
rte
la
nd
w
irt
sc
ha
ftl
ic
he
Pr
od
uk
te
in
G
B
um

ca
.2
0
%
.


D
ie
Ko
ns
um
en
te
n
ve
rli
er
en
,w
en
ig
e
Ba
ue
rn
ge
w
in
ne
n.



47

Vo
tu
m
fü
rd
en
B
re
xi
t

4.
Er
fa
hr
un
ge
n
m
it
Fr
ei
zü
gi
gk
ei
ti
n
de
n
50
er
un
d
60
er
Ja
hr
en
:

un
zu
re
ic
he
nd
e
In
te
gr
at
io
n

5.
Be
fü
rc
ht
et
e
Fo
lg
en
st
ei
ge
nd
er
M
ig
ra
tio
n
au
s
de
n

os
te
ur
op
äi
sc
he
n
EU
-S
ta
at
en

–
N
ie
dr
ig
lo
hn
ko
nk
ur
re
nz

–
Ko
nk
ur
re
nz
um

bi
llig
en
W
oh
nr
au
m

–
Ko
nk
ur
re
nz
um

So
zi
al
le
is
tu
ng
en
:a
rm
e
R
eg
io
ne
n
w
ur
de
n
st
är
ke
r

vo
n
st
aa
tli
ch
en
Kü
rz
un
ge
n
im
Zu
ge
de
rF
in
an
zk
ris
e
ge
tro
ffe
n

6.
G
lo
ba
lis
ie
ru
ng
ke
nn
tG
ew
in
ne
ru
nd
Ve
rli
er
er

–
W
ac
hs
en
de
Lo
hn
un
gl
ei
ch
he
it

–
W
ac
hs
en
de
re
gi
on
al
e
U
nt
er
sc
hi
ed
e:
R
eg
io
ne
n,
di
e
de
r

Im
po
rtk
on
ku
rre
nz
du
rc
h
Bi
llig
im
po
rte
au
sg
es
et
zt
si
nd
,v
er
lie
re
n,

ex
po
rto
rie
nt
ie
rte
R
eg
io
ne
n
ge
w
in
ne
n.



48

3.
B
re
xi
t:
W
as
au
fd
em

Sp
ie
ls
te
ht



49



50

D
ie
B
ed
eu
tu
ng

vo
n
G
ro
ßb
rit
an
ni
en


Ex
po
rta
nt
ei
l

en
ts
pr
ic
ht
de
m
de
r

16
N
at
io
ne
n
m
it

de
m
kl
ei
ns
te
n

Im
po
rtv
ol
um
en
au
s

D
eu
ts
ch
la
nd
.


Im
po
rta
nt
ei
l

en
ts
pr
ic
ht
de
m
de
r

13
N
at
io
ne
n
m
it

de
m
kl
ei
ns
te
n

Ex
po
rtv
ol
um
en

na
ch
D
eu
ts
ch
la
nd
.



51

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

1.
St
at
is
ch
e
W
ac
hs
tu
m
se
ffe
kt
e


W
eg
fa
ll
de
rV
or
te
ile
du
rc
h

Au
st
rit
ta
us
de
m
Bi
nn
en
m
ar
kt

–
Ke
in
e
Zö
lle

–
Ke
in
e
ni
ch
t-t
ar
ifä
re
n

H
an
de
ls
he
m
m
ni
ss
e

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

1.
St
at
is
ch
e
W
ac
hs
tu
m
se
ffe
kt
e


W
eg
fa
ll
de
rV
or
te
ile
du
rc
h

Au
st
rit
ta
us
de
m
Bi
nn
en
m
ar
kt

–
Ke
in
e
Zö
lle

–
Ke
in
e
ni
ch
t-t
ar
ifä
re
n

H
an
de
ls
he
m
m
ni
ss
e

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

1.
St
at
is
ch
e
W
ac
hs
tu
m
se
ffe
kt
e


W
eg
fa
ll
de
rV
or
te
ile
du
rc
h

Au
st
rit
ta
us
de
m
Bi
nn
en
m
ar
kt

–
Ke
in
e
Zö
lle

–
Ke
in
e
ni
ch
t-t
ar
ifä
re
n

H
an
de
ls
he
m
m
ni
ss
e

Ve
rä

nd
er

un
g d

es
 re

ale
n 

BI
P 

je 
Ein

wo
hn

er
 im

 Ja
hr

 2
03

0 
in 

au
s-

ge
wä

hlt
en

 Lä
nd

er
n 

be
i v

er
sch

ied
en

en
 B

re
xit

-Sz
en

ar
ien

 im
 V

er-
gle

ich
 zu

m 
BI

P j
e E

inw
oh

ne
r b

ei 
ein

em
 Ve

rb
lei

b d
es

 U
K i

n d
er

 EU

Sa
nf

ter
 A

us
sti

eg
Iso

lie
ru

ng
 U

K

UK
–0

,6
3 

%
–2

,9
8 

%

Irl
an

d
–0

,8
2 

%
–2

,6
6 

%

Lu
xe

mb
ur

g
–0

,4
8 

%
–0

,8
0 

%

Be
lgi

en
–0

,2
0 

%
–0

,9
6 

%

Sc
hw

ed
en

–0
,1

3 
%

–0
,4

8 
%

Ni
ed

er
lan

de
–0

,1
0 

%
–0

,3
5 

%

De
ut

sch
lan

d
–0

,0
8 

%
–0

,3
3 

%

Sp
an

ien
–0

,0
8 

%
–0

,3
2 

%

Fr
an

kr
eic

h
–0

,0
6 

%
–0

,2
7 

%

Ös
ter

re
ich

–0
,0

5 
%

–0
,1

8 
%

EU
-2

7 
(o

hn
e U

K)
–0

,1
0 

%
–0

,3
6 

%

We
lt

–0
,0

6 
%

–0
,2

5 
%

Qu
ell

e: 
Be

re
ch

nu
ng

en
 de

s i
fo

 In
sti

tu
s

Be
rte

lsm
an

n S
tif

tu
ng



52

2.
D
yn
am
is
ch
e
W
ac
hs
tu
m
se
ffe
kt
e


Be
rü
ck
si
ch
tig
un
g
zu
sä
tz
lic
h
ve
rri
ng
er
te
n
Pr
od
uk
tiv
itä
ts
w
ac
hs
tu
m
s

–
Si
nk
en
de
rW

et
tb
ew
er
bs
dr
uc
k

–
Ve
rri
ng
er
te
In
ve
st
iti
on
st
ät
ig
ke
it
au
fg
ru
nd
ve
rri
ng
er
te
n
Ka
pi
ta
lv
er
ke
hr
s


Sc
hä
tz
un
g
(If
o-
In
st
itu
t)

–
R
ea
le
in
ko
m
m
en
s-

ve
rlu
st
e
zw
is
ch
en

0,
3
%
un
d
2,
0
%


Pr
og
no
se

–
EU
:W
ac
hs
tu
m

tro
tz
Br
ex
it

–
G
B:
R
üc
kg
an
g

de
rI
nv
es
tit
io
ne
n

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

Q
ue
lle
:E
ur
op
äi
sc
he
n
Ko
m
m
is
si
on
(2
01
7)

2.
D
yn
am
is
ch
e
W
ac
hs
tu
m
se
ffe
kt
e


Be
rü
ck
si
ch
tig
un
g
zu
sä
tz
lic
h
ve
rri
ng
er
te
n
Pr
od
uk
tiv
itä
ts
w
ac
hs
tu
m
s

–
Si
nk
en
de
rW

et
tb
ew
er
bs
dr
uc
k

–
Ve
rri
ng
er
te
In
ve
st
iti
on
st
ät
ig
ke
it
au
fg
ru
nd
ve
rri
ng
er
te
n
Ka
pi
ta
lv
er
ke
hr
s


Sc
hä
tz
un
g
(If
o-
In
st
itu
t)

–
R
ea
le
in
ko
m
m
en
s-

ve
rlu
st
e
zw
is
ch
en

0,
3
%
un
d
2,
0
%


Pr
og
no
se

–
EU
:W
ac
hs
tu
m

tro
tz
Br
ex
it

–
G
B:
R
üc
kg
an
g

de
rI
nv
es
tit
io
ne
n

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

Q
ue
lle
:E
ur
op
äi
sc
he
n
Ko
m
m
is
si
on
(2
01
7)

2.
D
yn
am
is
ch
e
W
ac
hs
tu
m
se
ffe
kt
e


Be
rü
ck
si
ch
tig
un
g
zu
sä
tz
lic
h
ve
rri
ng
er
te
n
Pr
od
uk
tiv
itä
ts
w
ac
hs
tu
m
s

–
Si
nk
en
de
rW

et
tb
ew
er
bs
dr
uc
k

–
Ve
rri
ng
er
te
In
ve
st
iti
on
st
ät
ig
ke
it
au
fg
ru
nd
ve
rri
ng
er
te
n
Ka
pi
ta
lv
er
ke
hr
s


Sc
hä
tz
un
g
(If
o-
In
st
itu
t)

–
R
ea
le
in
ko
m
m
en
s-

ve
rlu
st
e
zw
is
ch
en

0,
3
%
un
d
2,
0
%


Pr
og
no
se

–
EU
:W
ac
hs
tu
m

tro
tz
Br
ex
it

–
G
B:
R
üc
kg
an
g

de
rI
nv
es
tit
io
ne
n

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

Q
ue
lle
:E
ur
op
äi
sc
he
n
Ko
m
m
is
si
on
(2
01
7)

20
14

20
15

20
16

20
17

20
18

Quelle: Europäische Kommission (2017)

Wirtschaftswachstum 
(in Prozent)

Gr
oß

br
ita

nn
ien

EU De
ut

sch
lan

d
123 0



53

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

3.
St
ru
kt
ur
el
le
Ve
rä
nd
er
un
ge
n
im
Fi
na
nz
se
kt
or


D
ie
Be
de
ut
un
g
de
s
„P
as
sp
or
tin
g“
:

–
D
as
R
ec
ht
,F
in
an
zd
ie
ns
tle
is
tu
ng
en
in
ne
rh
al
b
de
rE
U

gr
en
zü
be
rs
ch
re
ite
nd
an
zu
bi
et
en
–
di
re
kt
od
er
üb
er
Zw
ei
gs
te
lle
n

–
Ba
nk
en
se
kt
or


20
%
de
s
jä
hr
lic
he
n
U
m
sa
tz
es
de
rb
rit
is
ch
en
Ba
nk
en
in
de
rE
U

–
Ve
rs
ic
he
ru
ng
ss
ek
to
r


28
%
vo
m
U
m
sa
tz
w
er
de
n
au
fd
em

Ko
nt
in
en
te
rz
ie
lt


Ve
rlu
st
de
s
R
ec
ht
s
au
fP
as
sp
or
tin
g:
D
eu
ts
ch
la
nd
kö
nn
te
pr
of
iti
er
en


PW

C
:7
0.
00
0
bi
s
10
0.
00
0
St
el
le
n
w
er
de
n
in
de
rC
ity
ve
rlo
re
n
ge
he
n


Er
ns
t&
Yo
un
g
ge
he
n
vo
n
23
2.
00
0
St
el
le
nv
er
lu
st
en
au
s


9.
00
0
St
el
le
nv
er
la
ge
ru
ng
en
w
ur
de
n
be
re
its
an
ge
kü
nd
ig
t



54

An
te

il
ve

ra
rb

ei
te

nd
es

G
ew

er
be

am
B

IP
B

es
ch

äf
tig

te

19
79

20
,9

%
23

,5
%

20
14

9,
5

%
8,

1
%

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

3.
St
ru
kt
ur
el
le
Ve
rä
nd
er
un
g
im
ve
ra
rb
ei
te
nd
en
G
ew
er
be


H
oh
e
W
er
ts
ch
öp
fu
ng
de
s
Fi
na
nz
se
kt
or
s
fü
hr
te
in
G
ro
ßb
rit
an
ni
en
zu

ho
he
n
Ei
nk
om
m
en
ss
te
ig
er
un
ge
n


An
st
ie
g
de
rb
in
ne
nw
irt
sc
ha
ftl
ic
he
n
N
ac
hf
ra
ge
na
ch
D
ie
ns
tle
is
tu
ng
en


R
ea
le
Au
fw
er
tu
ng
de
s
Pf
un
ds


Ve
rlu
st
de
rb
rit
is
ch
en
W
et
tb
ew
er
bs
fä
hi
gk
ei
td
es
ve
ra
rb
ei
te
nd
en

Se
kt
or
s


D
ie
Fo
lg
en



55

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

3.
St
ru
kt
ur
el
le
Ve
rä
nd
er
un
g
im
A
ut
om

ob
ils
ek
to
r


Br
ex
it
ke
hr
tE
nt
w
ic
kl
un
g
um

un
d
w
ird
ve
ra
rb
ei
te
nd
es
G
ew
er
be
st
är
ke
n


D
i e
ne
u
en
ts
ta
nd
en
e
Au
to
m
ob
ilin
du
st
rie
(d
eu
ts
ch
er
U
nt
er
ne
hm
en
)

kö
nn
te
da
vo
n
pr
of
iti
er
en


R
ed
uz
ie
rte
Im
po
rtl
as
tig
ke
it


Ex
po
rts
te
ig
er
un
ge
n


Tr
en
du
m
ke
hr
ka
nn
la
ng
fri
st
ig
zu
rG
ef
ah
rf
ür
ex
po
rt-
or
ie
nt
ie
rte

Au
to
m
ob
ilin
du
st
rie
w
er
de
n


St
ud
ie
vo
n
D
el
oi
tte


Au
to
m
ob
ilin
du
st
rie
w
ird
du
rc
h
Zö
lle
un
d
sc
hw
äc
he
re
s
Pf
un
d

„a
us
ge
br
em
st
“:
Pr
ei
sa
ns
tie
g
vo
n
dt
.A
ut
os
um

21
%
.


Bi
sh
er
ge
ht
je
de
s
fü
nf
te
au
s
D
eu
ts
ch
la
nd
ex
po
rti
er
te
Au
to
na
ch
G
B.


20
19
kö
nn
te
es
zu
U
m
sa
tz
ei
nb
uß
en
vo
n
ca
.1
2,
4
M
rd
.E
ur
o,
da
s
si
nd

18
%
de
s
bi
sh
er
ig
en
H
an
de
ls
vo
lu
m
en
s,
ko
m
m
en
.



56

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

4.
A
us
w
irk
un
ge
n
au
fd
en
EU
-H
au
sh
al
t


Ei
nm
al
ig
e
Ef
fe
kt
e


Br
ex
it
Bi
ll:
Ve
rb
le
ib
en
de
Za
hl
un
gs
ve
rp
fli
ch
tu
ng
en
G
ro
ßb
rit
an
ni
en
s
vo
n
bi
s

zu
60
M
rd
.E
ur
o
(1
00
M
rd
.E
ur
o)


An
te
il
an
de
n
N
et
to
ve
rb
in
dl
ic
hk
ei
te
n
(re
st
a
à
liq
ui
de
r(
R
AL
)w
ie
z.
B.

Pe
ns
io
ns
ve
rp
fli
ch
tu
ng
en
et
c.
)


Ve
rp
fli
ch
tu
ng
en
au
s
de
m
si
eb
en
jä
hr
ig
en
m
itt
el
fri
st
ig
en
Fi
na
nz
ra
hm
en

(2
01
4–
20
20
)


Ve
rs
pr
ec
he
n
fü
rk
ün
fti
ge
Za
hl
un
ge
n
im
R
ah
m
en
de
rE
U
-

St
ru
kt
ur
po
lit
ik
(h
än
gt
vo
n
zu
kü
nf
tig
er
Bu
dg
et
pl
an
un
g
ab
)


Au
sf
al
lG
ro
ßb
rit
an
ni
en
s
al
s
N
et
to
be
itr
ag
sz
ah
le
r


W
eg
fa
ll
de
s
Br
ite
nr
ab
at
ts
un
d
da
m
it
de
s
„R
ab
at
ts
au
fd
en
R
ab
at
t“,
de
r

D
eu
ts
ch
la
nd
,N
ie
de
rla
nd
e,
Ö
st
er
re
ic
h
un
d
Sc
hw
ed
en
ge
w
äh
rt
w
ur
de
.


Zu
sä
tz
lic
he
Zo
lle
in
na
hm
en
,d
ie
zu
80
%
de
m
EU
-H
au
sh
al
tz
uf
lie
ße
n



57

Fo
lg
en
fü
rD
eu
ts
ch
la
nd

4.
A
us
w
irk
un
ge
n
au
fd
en
EU
-H
au
sh
al
t


La
ng
fri
st
ig
e
Ef
fe
kt
e


Au
sf
al
lG
ro
ßb
rit
an
ni
en
s
al
s
N
et
to
be
itr
ag
sz
ah
le
r


W
eg
fa
ll
de
s
Br
ite
nr
ab
at
ts
un
d
da
m
it
de
s
„R
ab
at
ts
au
fd
en
R
ab
at
t“,
de
r

D
eu
ts
ch
la
nd
,N
ie
de
rla
nd
e,
Ö
st
er
re
ic
h
un
d
Sc
hw
ed
en
ge
w
äh
rt
w
ur
de
.


Zu
sä
tz
lic
he
Zo
lle
in
na
hm
en
,d
ie
zu
80
%
de
m
EU
-H
au
sh
al
tz
uf
lie
ße
n


H
au
sh
al
ts
lü
ck
e
vo
n
ca
.1
0
M
rd
.E
ur
o


Be
itr
ag
se
rh
öh
un
g:
D
eu
ts
ch
la
nd
w
ür
de
ca
.3
.M
rd
.E
ur
o
jä
hr
lic
h

zu
sä
tz
lic
h
üb
er
w
ei
se
n


Al
te
rn
at
iv
:A
us
ga
be
nk
ür
zu
ng
en
,z
.B
.b
ei
de
rg
em
ei
ns
am
en

Ag
ra
rp
ol
iti
k



58

4.
H
ar
te
ro
de
rd
oc
h
sa
nf
te
rB
re
xi
t?



59

D
as
br
iti
sc
he
W
ei
ßb
uc
h
zu
m
B
re
xi
t


D
ie
Vo
rw
ah
l-W
un
sc
hl
is
te
de
rT
he
re
sa
M
ay


W
ie
de
rg
ew
in
nu
ng
de
rG
es
et
zg
eb
un
gs
so
uv
er
än
itä
t


Fü
ri
nt
er
na
tio
na
le
D
is
pu
te
:S
ch
ie
ds
ge
ric
ht
e
st
at
tE
uG
H
?


Irl
an
d


Ke
in
e
H
an
de
ls
-u
nd
R
ei
se
be
sc
hr
än
ku
ng
en
m
it
Irl
an
d


Ei
nw
an
de
ru
ng
sk
on
tro
lle


Ab
er
:E
U
-B
ür
ge
r,
di
e
im
Ve
re
in
ig
te
n
Kö
ni
gr
ei
ch
le
be
n
un
d

um
ge
ke
hr
t,
so
lle
n
al
le
R
ec
ht
e,
di
e
si
e
he
ut
e
ha
be
n,
be
ha
lte
n

kö
nn
en


Fr
ei
ha
nd
el
m
it
de
rE
U


H
an
de
ls
be
zi
eh
un
ge
n
so
llt
en
so
fre
iw
ie
m
ög
lic
h
se
in
bz
gl
.G
üt
er
,

D
ie
ns
tle
is
tu
ng
en
,F
in
an
zd
ie
ns
tle
is
tu
ng
en
,N
et
zw
er
kl
ei
st
un
ge
n


Ei
ge
ne
Au
ße
nz
öl
le



60

H
ar
te
rB
re
xi
t


Ei
ns
ch
rä
nk
un
g
de
rA
rb
ei
ts
fre
iz
üg
ig
ke
it
un
d
Zu
zu
gs
ko
nt
ro
lle


Fr
ei
ha
nd
el
sa
bk
om
m
en


Ei
n
Fr
ei
ha
nd
el
sa
bk
om
m
en
ka
nn
er
st
na
ch
de
m
Au
st
rit
tv
er
ha
nd
el
t

w
er
de
n.


Pr
ob
le
m
e


D
ie
C
ET
A-
Ve
rh
an
dl
un
ge
n
da
ue
rte
n
vo
n
20
09
bi
s
20
16
.


D
an
ac
h
ge
nü
gt
e
di
e
O
pp
os
iti
on
ei
ne
rk
le
in
en
be
lg
is
ch
en
R
eg
io
n,
um

al
le
s

in
Fr
ag
e
zu
st
el
le
n.


W
ic
ht
ig
si
nd
R
eg
el
un
ge
n
fü
rd
en
D
ie
ns
tle
is
tu
ng
sv
er
ke
hr
,d
ie
be
iC
ET
A
ga
r

ke
in
e
gr
oß
e
R
ol
le
sp
ie
lte
n.


Be
sc
hr
än
ku
ng
au
fw
en
ig
e
au
sg
ew
äh
lte
Se
kt
or
en
is
tn
ac
h
W
H
O
ni
ch
t

er
la
ub
t.


U
rs
pr
un
gs
la
nd
na
ch
w
ei
s
w
eg
en
un
te
rs
ch
ie
dl
ic
he
rA
uß
en
zö
lle
.



61

H
ar
te
rB
re
xi
t


„B
es
se
rk
ei
n
Ve
rtr
ag
al
s
ei
n
sc
hl
ec
ht
er
Ve
rtr
ag
“


G
ro
ßb
rit
an
ni
en
w
ird
w
ie
de
re
ig
en
st
än
di
ge
s
M
itg
lie
d

de
rW

H
O


D
ie
Sc
he
du
le
np
ro
bl
em
at
ik


D
ie
Ü
be
rn
ah
m
e
de
r5
.2
00
Zö
lle
,d
ie
fü
rd
ie
EU

ge
lte
n,
is
tk
ei
n
Pr
ob
le
m
.


Pr
ob
le
m
e
m
ac
ht
di
e
Au
fte
ilu
ng
de
rQ
uo
te
n
zw
is
ch
en
EU

un
d

G
ro
ßb
rit
an
ni
en
.


Q
uo
te
n
er
la
ub
en
hö
he
re
(p
ro
te
kt
io
ni
st
is
ch
e)
Zö
lle
au
fü
be
rd
ie
Q
uo
te

hi
na
us
ge
he
nd
e
M
en
ge
n.


St
re
it
zw
is
ch
en
EU
27
-S
ta
at
en
un
d
G
B
um

„R
ec
ht
au
fp
ro
te
kt
io
ni
st
is
ch
e

M
aß
na
hm
en
“.


C
ha
nc
e
fü
rH
an
de
ls
pa
rtn
er
,Q
uo
te
n
fü
rG
B
ne
u
zu
ve
rh
an
de
ln
.


N
eu
e
C
ha
nc
en
au
fP
ro
te
kt
io
ni
sm
us
.



62

H
ar
te
rB
re
xi
t


Be
is
pi
el
La
m
m
fle
is
ch
un
d
di
e
W
H
O
-R
eg
el
un
ge
n


N
eu
se
el
an
d
da
rf
jä
hr
lic
h
23
0
Ts
d.
To
nn
en
La
m
m
fle
is
ch
zo
llf
re
ii
n
di
e

EU
ex
po
rti
er
en
.


Ex
po
rte
je
ns
ei
ts
di
es
er
Q
uo
te
w
er
de
n
m
it
57
%
be
st
eu
er
t.


N
ac
h
Au
st
rit
t:
EU

un
d
U
K
m
üs
se
n
Au
fte
ilu
ng
de
rQ
uo
te
be
sc
hl
ie
ße
n.


N
eu
se
el
an
d
ve
rli
er
tb
ei
gl
ei
ch
er
Q
uo
te
Fl
ex
ib
ilit
ät
,u
m
au
f

N
ac
hf
ra
ge
än
de
ru
ng
en
zu
re
ag
ie
re
n,
un
d
kö
nn
te
ei
ne
hö
he
re
Q
uo
te

ve
rla
ng
en
.


En
ts
te
ht
N
eu
se
el
an
d
ei
n
Sc
ha
de
n,
ka
nn
es
be
id
er
W
H
O
W
id
er
sp
ru
ch

ei
nl
eg
en
,e
in
Sc
hi
ed
sv
er
fa
hr
en
en
ts
ch
ei
de
t.



63

H
ar
te
rB
re
xi
t


Be
ss
er
ke
in
Ve
rtr
ag
al
s
ei
n
sc
hl
ec
ht
er
Ve
rtr
ag
“


G
ro
ßb
rit
an
ni
en
w
ird
w
ie
de
re
ig
en
st
än
di
ge
s
M
itg
lie
d

de
rW

H
O


G
ro
ßb
rit
an
ni
en
m
us
s
75
9
Ve
rtr
äg
e
m
it
16
8
Lä
nd
er
n
na
ch

vo
llz
og
en
em

Au
st
rit
tn
eu
ve
rh
an
de
ln


29
5
bi
la
te
ra
le
H
an
de
ls
ab
ko
m
m
en


20
2
re
gu
la
to
ris
ch
e
Ko
op
er
at
io
ne
n


69
Fi
sc
he
re
ia
bk
om
m
en


65
Tr
an
sp
or
ta
bk
om
m
en
(F
lu
gv
er
ke
hr
)


…



64

N
ac
h
de
rW

ah
l:
D
ie
K
ar
te
n
w
er
de
n
ne
u
ge
m
is
ch
t


M
ay
s
Ko
al
iti
on
sp
ar
tn
er
,d
ie
D
U
P,
is
tf
ür
de
n
Br
ex
it,
ab
er


ge
ge
n
G
re
nz
ko
nt
ro
lle
n
zw
is
ch
en
N
or
di
rla
nd
un
d
Irl
an
d


D
e
fa
ct
o
Fo
rd
er
un
g
na
ch
Pe
rs
on
en
fre
iz
üg
ig
ke
it.


ge
ge
n
H
an
de
ls
be
sc
hr
än
ku
ng
en
zw
is
ch
en
N
or
di
rla
nd
un
d
Irl
an
d


G
ro
ße
ri
ris
ch
er
/n
or
di
ris
ch
er
Bi
nn
en
m
ar
kt


52
%
de
rn
or
di
ris
ch
en
Ex
po
rte
ge
he
n
in
di
e
EU
,d
av
on
38
%
na
ch
Irl
an
d


ge
ge
n
hö
he
re
Ko
st
en
fü
ri
ris
ch
e
U
nt
er
ne
hm
en


40
0.
00
0
iri
sc
he
Jo
bs
si
nd
vo
n
Ex
po
rte
n
in
s
Ve
re
in
ig
te
Kö
ni
gr
ei
ch

ab
hä
ng
ig


W
ird
w
irt
sc
ha
ftl
ic
he
n
Ü
be
rle
gu
ng
en
nu
n
de
rV
or
ra
ng

ei
ng
er
äu
m
t?



65

Ei
n
G
ui
nn
es
s
au
fd
en
sa
nf
te
n
B
re
xi
t


G
ui
nn
es
s
üb
er
qu
er
td
ie
Iri
sc
h-
Br
iti
sc
he
G
re
nz
e
gl
ei
ch

zw
ei
m
al
,b
ev
or
es
in
G
B/
N
IR
L
ge
tru
nk
en
w
er
de
n
ka
nn


G
ui
nn
es
s
w
ird
in
de
rD
ub
lin
er
St
Ja
m
es
’s
G
at
e
Br
ew
er
y
ge
br
au
t.


Es
w
ird
in
O
st
-B
el
fa
st
ab
ge
fü
llt
.


Es
w
ird
in
D
ub
lin
ve
rs
ch
iff
t.



66

W
or
au
fe
s
al
so
hi
na
us
la
uf
en
kö
nn
te
…

N
or
w
eg
is
ch
es
M
od
el
l:
kl
ei
ne
re
Ab
st
ric
he
vo
m
St
at
us
Q
uo


W
om
it
G
ro
ßb
rit
an
ni
en
le
be
n
kö
nn
te


N
or
w
eg
en
da
rf
ei
ge
ne
Zö
lle
se
tz
en
;d
ie
se
si
nd
im
D
ur
ch
sc
hn
itt
de
rz
ei
t

ni
ed
rig
er
al
s
di
e
EU
-Z
öl
le
(1
%
zu
4
%
)


D
as
se
tz
ta
be
rU
rs
pr
un
gs
na
ch
w
ei
se
un
d
Ko
nt
ro
lle
n
de
s

Bi
nn
en
w
ar
en
ve
rk
eh
rs
vo
ra
us
.


N
or
w
eg
en
ka
nn
ei
ge
ns
tä
nd
ig
Fr
ei
ha
nd
el
sa
bk
om
m
en
ab
sc
hl
ie
ße
n


N
or
w
eg
en
be
tre
ib
te
ig
en
st
än
di
ge
Ag
ra
rp
ol
iti
k


N
or
w
eg
en
fä
llt
ni
ch
tu
nt
er
di
e
R
ec
ht
sp
re
ch
un
g
de
s
Eu
G
H


Ab
er
w
ie
gr
oß
is
td
ie
U
na
bh
än
gi
gk
ei
t,
ge
ge
be
n
di
e
M
itg
lie
ds
ch
af
ti
n
vi
el
en

su
pr
an
at
io
na
le
n
Ei
nr
ic
ht
un
ge
n



67

W
or
au
fe
s
hi
na
us
la
uf
en
kö
nn
te
…

N
or
w
eg
is
ch
es
M
od
el
l:
kl
ei
ne
re
Ab
st
ric
he
vo
m
St
at
us
Q
uo


W
om
it
G
ro
ßb
rit
an
ni
en
ni
ch
tl
eb
en
kö
nn
te


Es
ge
lte
n
di
e
vi
er
G
ru
nd
fre
ih
ei
te
n
ei
ns
ch
lie
ßl
ic
h
Pe
rs
on
en
fre
iz
üg
ig
ke
it


N
or
w
eg
en
m
us
s
EU
-R
eg
el
n
zu
m
Bi
nn
en
m
ar
kt
oh
ne

M
itb
es
tim
m
un
gs
re
ch
tü
be
rn
eh
m
en


D
a
EU

se
lb
er
m
ei
st
en
s
in
te
rn
at
io
na
le
St
an
da
rd
s
üb
er
ni
m
m
t,
si
nd
nu
r8
%

de
rz
u
üb
er
ne
hm
en
de
n
R
eg
el
n
or
ig
in
är
e
EU
-R
eg
el
n.


In
te
rn
at
io
na
le
St
an
da
rd
se
tz
un
ge
n
si
nd
ab
er
di
e
R
eg
el
.


Za
hl
un
ge
n
an
di
e
EU


Zu
sä
tz
lic
he
Ve
rh
an
dl
un
gs
pu
nk
te


N
eu
ju
st
ie
ru
ng
M
ig
ra
tio
n
un
d
na
tio
na
le
So
zi
al
sy
st
em
e:

„In
lä
nd
er
vo
rra
ng
lig
ht
“(
w
ie
in
de
rS
ch
w
ei
z)


Ei
nb
ez
ie
hu
ng
de
rF
in
an
zd
ie
ns
tle
is
tu
ng
en


N
or
w
eg
en
,m
it
ei
ne
rP
ris
e
Sc
hw
ei
z
un
d
EU
-R
ef
or
m



68

5.
Eu
ro
pa
20
27



69

Vo
rw
är
ts
im
m
er
,S
til
ls
ta
nd

ni
m
m
er
?

1.
„E
ur
op
a
is
tw
ie
ei
n
Fa
hr
ra
d.
H
äl
te
s
an
,f
äl
lt
es
um
.“


D
ie
Zi
el
se
tz
un
g
„e
in
es
im
m
er
en
ge
re
n
Zu
sa
m
m
en
sc
hl
us
se
s
de
r

eu
ro
pä
is
ch
en
Vö
lk
er
“w
ird
vo
n
im
m
er
w
en
ig
er
Eu
ro
pä
er
n
ge
te
ilt
.


D
em
ok
ra
tis
ch
e
Le
gi
tim
at
io
n
w
ird
do
rt
in
Fr
ag
e
ge
st
el
lt,
w
o
da
s
Pr
in
zi
p

de
rS
ub
si
di
ar
itä
ti
m
m
er
st
är
ke
re
in
ge
sc
hr
än
kt
w
ird
.


Su
bs
id
ia
rit
ät
ab
er
be
de
ut
et
da
s
R
ec
ht
au
fu
nt
er
sc
hi
ed
lic
he

Zi
el
vo
rs
te
llu
ng
en
.


Eu
ro
pa
al
s
Vi
si
on
is
tv
er
lo
re
ng
eg
an
ge
n.


„E
ur
op
a
be
st
eh
ta
us
St
aa
te
n,
di
e
si
ch
ni
ch
tv
or
sc
hr
ei
be
n
la
ss
en
w
ol
le
n,

w
as
si
e
se
lb
st
be
sc
hl
os
se
n
ha
be
n.
“W

er
ne
rS
ch
ne
yd
er


D
as
Ve
rtr
au
en
in
eu
ro
pä
is
ch
e
In
st
itu
tio
ne
n
is
tv
er
lo
re
n
ge
ga
ng
en
un
d

da
m
it
de
rG
la
ub
e
an
di
e
Fä
hi
gk
ei
tz
ur
In
te
gr
at
io
n.



70

Eu
ro
pa
ne
u
de
nk
en

2.
Ve
rh
an
dl
un
ge
n
m
it
G
ro
ßb
rit
an
ni
en
w
er
de
n
zu
m
An
la
ss

ge
no
m
m
en
,u
m


üb
er
ei
ne
n
ne
ue
n
in
st
itu
tio
ne
lle
n
R
ah
m
en
fü
rd
ie
ge
sa
m
te
ur
op
äi
sc
he

In
te
gr
at
io
n


m
it
un
te
rs
ch
ie
dl
ic
he
n
G
es
ch
w
in
di
gk
ei
te
n

na
ch
zu
de
nk
en
.



71



72

Er
ne
ue
ru
ng

de
s
eu
ro
pä
is
ch
en
Pr
oj
ek
ts


Eh
em
al
ig
er
Bu
nd
es
pr
äs
id
en
tJ
oa
ch
im
G
au
ck
(F
eb
ru
ar
20
17
)

„D
ie
E
U
st
ec
kt
he
ut
e
in
de
rg
rö
ßt
en
V
er
tra
ue
ns
kr
is
e
se
it
ih
re
rG
rü
nd
un
g.
“

Jo
ac
hi
m
G
au
ck
(F
eb
ru
ar
20
17
)

„I c
h
w
ar
im
m
er
üb
er
ze
ug
t,
da
ss
si
ch
E
ur
op
a
in
K
ris
en
fo
rm
t,
da
ss
es
di
e

S
um
m
e
de
rM
aß
na
hm
en
is
t,
m
it
de
ne
n
au
fd
ie
se
K
ris
en
re
ag
ie
rt
w
ird
.“

Je
an
M
on
ne
t(
M
em
oi
re
n
19
76
)


Es
is
td
ie
se
Ü
be
rz
eu
gu
ng
,d
ie
he
ut
e
au
fd
em

Pr
üf
st
an
d

st
eh
t.



73

Pr
of.
Dr
.T
ho
ma

sR
öd
de
r

Be
rli
n,
26
.Ju
ni
20
17

An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
Iu
nd

II

Ric
htl
ini
en
vo
rga

be
nu
nd

ers
te
Üb
erl
eg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng



74

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

I.
Üb
erb

lic
k

II.
Pe
rsö

nli
ch
er
An
we
nd
un
gs
be
rei
ch

III
.
Zin

ssc
hr
an
ke

IV
.
En
tst
ric
ku
ng

V.
Mi
ssb

rau
ch

VI
.
Hi
nz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng

VI
I.
Hy
br
ide

Ge
sta
ltu
ng
en

B.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
II

Ag
en
da



75

26
.Ju
ni
20
17


Ri
ch
tl
in
ie

(E
U
)
20
16
/1
16
4
de
s
Ra
tes

vo
m

12
.07
.20
16

mi
tV

or
sch

rif
ten

zu
r
Be
kä
mp

fun
g
vo
n

Ste
ue
rve

rm
eid
un
gs
pr
ak
tik
en

mi
t
un
mi
tte
lba
ren

Au
sw
irk
un
ge
n

au
f
da
s

Fu
nk
tio
nie

ren
de
s

Bin
ne
nm

ark
tes

ve
rö
ffe
ntl
ich
ta
m
19
.07
.20
16
(so

g.
An
ti
-T
ax
Av
oi
da
nc
e
D
ir
ec
tiv
e
–
AT
AD

).


Di
e
Ric

htl
ini
e
ist

Te
il
ein

es
grö

ße
ren

Ma
ßn
ah
me
np
ak
ets

zu
m
K
am

pf
ge
ge
n
St
eu
er
ve
rm

ei
du
ng

(E
ur
op
äis
ch
eK

om
mi
ssi
on
,M

itt
eil
un
ga

n
da
sE

ur
op
äis
ch
eP

arl
am
en
tu
nd

de
n
Ra
tv
om

28
.01
.20
16
,

CO
M(
20
16
)2
3)
.D
ies
es
Ma
ßn
ah
me
np
ak
et
wi
ed
eru

m
ist

Be
sta
nd
tei
le
ine

sA
kt
io
ns
pl
an
s
de
r
EU

für
ein

e
„fa
ire

un
d

eff
izi
en
te

Un
ter
ne
hm

en
sb
es
teu

er
un
g“

in
Eu
ro
pa

(E
ur
op
äis
ch
e
Ko
mm

iss
ion

,
Mi
tte
ilu
ng

an
da
sE
ur
op
äis
ch
eP

arl
am

en
tu
nd

de
nR

at
vo
m
17
.06
.20
15
,C
OM

(2
01
5)
30
2)
.In

ne
rh
alb

de
rE
Um

öc
hte

ma
ni
ns
be
so
nd
ere

be
sti
mm

te
Ma
ßn
ah
me
nd

er
O
EC
D
ge
ge
n
Ba
se
Er
os
io
n
an
d
Pr
of
it

Sh
ift
in
g
(B
EP
S)
ko
or
din

ier
t,e
ige
ns
tän

dig
un
df
lex
ibe
lim

ple
me

nti
ere

n.


Di
eV
or
ga
be
nd

er
AT
AD

sin
db

is
zu
m
31
.1
2.
20
18

um
zu
se
tz
en

un
ds
pä
tes
ten

sa
b
de
m
01
.0
1.
20
19

an
zu
w
en
de
n.

Au
sn
ah
me

:
Di
e
Vo
rga

be
n
für

En
tst
ric
ku
ng

un
d
We

gz
ug

sin
d
bis

31
.12

.20
19

um
zu
se
tze
nu

nd
ab

01
.01
.20
20

an
zu
we
nd
en

(au
ch
Hi
nw
eis

au
fd
ie
So
nd
era

nw
en
du
ng
sre
ge
lun

gf
ür

ein
ee
vtl
.A
np
as
su
ng
de
rZ
ins
sch

ran
ke
).


An
ge
str
eb
tw

ird
ein

„M
in
de
st
sc
hu
tz
ni
ve
au
“(
vg
l.A
rt.
3A

TA
D)
.

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

I.
Üb
erb

lic
k



76

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I


Di
eA
TA
Dr
eg
elt

fü
nf
Fe
ld
er
,a
uf
de
ne
nh

arm
on
isi
ert
eR
eg
elu

ng
en
für

no
tw
en
dig

era
ch
tet

we
rd
en
:

(1
)B

es
ch
rän

ku
ng
de
ss
teu

erl
ich
en
Ab
zu
gs
vo
nZ
ins
au
fw
en
du
ng
en
(Z
in
ss
ch
ra
nk
e)
;

(2
)B

es
teu

eru
ng

im
Fa
ll
de
rÜ

be
rtr
ag
un
gv

on
W
irt
sch

aft
sg
üte

rn
od
er
Ve
rle
gu
ng

de
sS
itz
es
in
ein

en
an
de
ren

Sta
at
(E
nt
st
ri
ck
un
g
bz
w
.W

eg
zu
gs
be
st
eu
er
un
g)
;

(3
)B

ek
äm
pfu

ng
de
sM

is
sb
ra
uc
hs
rec

htl
ich
er
Ge
sta
ltu
ng
sm
ög
lic
hk
eit
en
;

(4
)B

es
teu

eru
ng

de
rE

ink
ün
fte

be
he
rrs
ch
ter

au
slä
nd
isc
he
rU

nte
rn
eh
me

n,
die

ein
er

(zu
)n

ied
rig
en

Be
ste
ue
ru
ng
un
ter
lie
ge
n(
H
in
zu
re
ch
nu
ng
sb
es
te
ue
ru
ng
);

(5
)A

ufl
ös
un
g
vo
n
Qu
ali
fik
ati
on
sk
on
flik

ten
,d

ie
zu

ein
em

do
pp
elt
en

Ab
zu
g
ein

un
d
de
rse

lbe
n

Be
tri
eb
sa
us
ga
be

od
er

zu
m
Ab
zu
g
ein

es
Au
fw
an
ds

be
ig
lei
ch
ze
itig

er
Ni
ch
tbe

ste
ue
ru
ng

de
se

nt-
sp
rec

he
nd
en
Er
tra
gs
füh

ren
(„h
yb
ri
de

Ge
st
al
tu
ng
en
“).

I.
Üb
erb

lic
k



77

26
.Ju
ni
20
17


Na
ch

Ar
t.
1
AT
AD

ge
lte
n
die

Re
ge
lun

ge
n
für

all
e
Ste

ue
rp
flic
hti
ge
n,
die

in
ein

em
od
er

me
hr
ere

n
Mi
tgl
ied

sta
ate
n
kö
rp
er
sc
ha
ft
st
eu
er
pf
lic
ht
ig
sin
d,
ein

sch
lie
ßli
ch

de
rS
teu

erp
flic
hti
ge
n,
die

ste
ue
r-

lic
hi
ne

ine
m
Dr
itt
lan

da
ns
äs
sig

sin
d,
ab
er
in
ein

em
od
er
me
hr
ere

nM
itg
lie
ds
taa
ten

Be
tr
ie
bs
st
ät
te
n

un
ter
ha
lte
n.


N
at
ür
lic
he

Pe
rs
on
en

fal
len

ni
ch
t
in

de
n
pe
rsö

nli
ch
en

An
we
nd
un
gs
be
rei
ch
,e

ine
Pe
rso

ne
n-

ge
se
lls
ch
aft

nu
rd
an
n,
we
nn

sie
(m
ind

es
ten

s)
in
ein

em
Mi
tgl
ied

sta
at
als

Kö
rp
ers

ch
aft
ste
ue
rsu

bje
kt

ein
ge
or
dn
et
wi
rd
.


Di
eB

eh
an
dlu

ng
vo
nQ

ua
lif
ik
at
io
ns
ko
nf
lik
te
n
–e
in
Mi
tgl
ied

sta
at
or
dn
et
ein

Pe
rso

ne
nu
nte

rn
eh
me

n
als

tra
ns
pa
ren

te
in,

de
ra

nd
ere

als
eig
en
es

Ste
ue
rsu

bje
kt
–
wi
rd

in
de
rR

ich
tlin

ie
nic
ht

ge
reg

elt
.

Na
he
lie
ge
nd

ist
,d
as
sj
ed
er
Mi
tgl
ied

sta
at
die

Re
ge
lun

ge
na

uf
all
eU

nte
rn
eh
me
na

nz
uw
en
de
nh

at,
die

er
als

Kö
rp
ers
ch
aft
ste
ue
rsu

bje
kt

ein
or
dn
et,

un
ab
hä
ng
ig

vo
n

de
r

Ein
or
dn
un
g

de
sse

lbe
n

Un
ter
ne
hm

en
si
na
nd
ere

nM
itg
lie
ds
taa
ten

.


Di
e

vo
rh
an
de
ne
n

Be
re
ic
hs
au
sn
ah
m
en

be
i
de
r
Um

se
tzu

ng
in

na
tio
na
les

Re
ch
t
be
tre
ffe
n

ins
be
so
nd
ere

in
de
rE

U
be
au
fsi
ch
tig
te
Fin

an
zu
nte

rn
eh
me

n
(A
rt.

2
Ab
s.
5
AT
AD
),
die

au
sd

em
An
-

we
nd
un
gs
be
rei
ch

de
r
Be
gre

nz
un
g
de
s
Zin

sa
bz
ug
s
un
d
de
r
Hi
nz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng

au
sg
e-

no
mm

en
we
rd
en
dü
rfe
n(
Ar
t.4

Ab
s.7

un
dA

rt.
7A

bs
.3
AT
AD
).

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

II.
Pe
rsö

nli
ch
er
An
we
nd
un
gs
be
rei
ch



78

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Di
eR

ich
tlin

ie
gib

tin
Be
zu
ga
uf
die

Be
gre

nz
un
gd
es
ste
ue
rli
ch
en
Zin

sa
bz
ug
sf
olg
en
de
Vo
rga

be
n:


Be
sch

rän
ku
ng
de
sZ
ins
ab
zu
gs
au
f3
0
%
de
ss
te
ue
rl
ic
he
n
EB
IT
DA

(A
rt.
4A

bs
.1
Sa
tz
1A

TA
D)
;


D
ef
in
it
io
n
de
r
Au
fw
en
du
ng
en
,d
ie
vo
m
Re
ge
lun

gs
be
rei
ch
de
rZ
ins
sch

ran
ke
er
fas
st
we
rd
en

mü
sse

n(
Fr
em

dk
ap
ita
lko
ste
n

ge
m.
Ar
t.2

Ab
s.1

AT
AD
);


Be
rec

hn
un
gd
es
ma

ßg
eb
lic
he
nE

BI
TD
A
(A
rt.
4A

bs
.2
AT
AD
);


Zu
läs
sig
ke
itd

er
Be
rec

hn
un
gd
es
EB
IT
DA

un
dd

es
zu
läs
sig
en
Zi
ns
ab
zu
gs
au
fE
be
ne
de
sK

on
ze
rn
s
bz
w
.d
es
O
rg
an
kr
ei
se
s

(A
rt.
4A

bs
.1
Sa
tz
2u

nd
3A

TA
D)
;


Zu
läs
sig
ke
ite

ine
sF
re
ib
et
ra
gs
bi
s
zu
3
M
io
.€
(A
rt.
4A

bs
.3
lit.

aA
TA
D)
;


Zu
läs
sig
ke
it
ein

er
„s
ta
nd
-a
lo
ne
“-
K
la
us
el
,d

.h.
de
r
Ni
ch
tan

we
nd
un
g
für

de
n
Fa
ll
ein

es
nic
ht

gru
pp
en
zu
ge
hö
rig
en

Un
ter
ne
hm

en
s(
Ar
t.4

Ab
s.3

lit.
bA

TA
D)
;


Zu
läs
sig
ke
it
de
sN

ac
hw

ei
se
s,
da
ss
da
sE

ig
en
ka
pi
ta
l
de
sS

teu
er
pfl
ich
tig
en

nic
ht

nie
dr
ige
ri
st
als

da
sE

ige
nk
ap
ita
ld
es

Ko
nz
er
ns
,zu

de
m
er
ge
hö
rt
(A
rt.
4A

bs
.5
lit.

aA
TA
D,
so
g.
Es
ca
pe
du
rch

Eig
en
ka
pit
alv
erg

lei
ch
);


Zu
läs
sig
ke
itd

es
Zi
ns
vo
rt
ra
gs
un
d
de
sa
uf
fü
nf
Ja
hr
e
be
gr
en
zt
en

EB
IT
DA
-V
or
tr
ag
s
(A
rt.
4A

bs
.6
lit.

cA
TA
D)
.


Wa

hlr
ec
ht,

Fin
an
zu
nte

rn
eh
me
n(
im

Sin
ne
de
rR
ich
tlin

ie)
vo
nd

en
Re
ge
lun

ge
nz
ur
Be
sch

rän
ku
ng
de
sZ
ins
ab
zu
gs
ins
ge
sa
mt

au
szu

ne
hm

en
(A
rt.
4A

bs
.7
AT
AD
).

III
.Z
ins
sch

ran
ke



79

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Er
ste

Üb
erl
eg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng
:


Vo
rga

be
nd

er
AT
AD

en
tsp

rec
he
nw

eit
ge
he
nd

de
rs
ch
on
be
ste
he
nd
en
de
uts

ch
en
Re
ch
tsl
ag
e.


Re
da
kti
on
ell
eU

nte
rsc
hie

de
vo
ra
lle
m
be
id
er
De
fin
iti
on
de
re
rfa
sst
en
Au
fw
en
du
ng
en
.


AT
AD

sie
ht
Mö

gli
ch
ke
ite
ine

sF
rei
be
tra
gs
i.H
.v.
3M

io.
€s
tat
tF
rei
gre

nz
ev
or.


Sta

nd
-al
on
e-E

sca
pe
ve
rgl
eic
hs
we
ise

ein
fac
hg
ere

ge
lt.


Eig

en
ka
pit
alq
uo
ten

-E
sca

pe
ve
rgl
eic
hs
we
ise

ein
fac
hg
ere

ge
lt.


Wa

hlr
ec
ht
für

He
rau

sn
ah
me

vo
nF
ina

nz
un
ter
ne
hm

en
in
AT
AD
.


Be
so
nd
ers

wi
ch
tig

wä
re

be
i
de
r
Um

se
tzu

ng
de
r
AT
AD

im
Be
rei
ch

Zin
ssc
hr
an
ke

Fr
eib
etr
ag

sta
tt

Fr
eig
ren

ze
.


Au
ße
rd
em

wi
ch
tig

die
ve
rb
es
se
rte

pr
ak
tis
ch
e

An
we
nd
ba
rk
eit

vo
n

Sta
nd
-al
on
e-E

sca
pe

un
d

Eig
en
ka
pit
alq
uo
ten

-E
sca

pe
.


Hi
nw
eis
:A
uc
hd

er
GK
B-
Ee
nth

ält
Zin

ssc
hr
an
ke
nr
eg
elu
ng
.

III
.Z
ins
sch

ran
ke



80

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Di
eA

TA
D
gib

tv
or,
da
ss
jed
er
Mi
tgl
ied

sta
at
die

in
se
ine

m
Ho
he
its
ge
bie

te
nts

tan
de
ne

We
rts
tei
ge
ru
ng
be
ste
ue
rt,
we
nn

ein
Ste

ue
rp
flic
hti
ge
rV
er
mö

ge
ns
we
rte

au
sd
em

Ste
ue
rge

bie
td
ies
es
Mi
tgl
ied

sta
ats

ab
zie
ht
od
er
se
ine

nS
teu

er
sit
za
us

die
se
m
ve
rle
gt,

se
lbs
tw

en
n
die

se
We

rts
tei
ge
ru
ng

zu
m
Ze
itp
un
kt
de
rÜ

be
rtr
ag
un
go

de
rd

es
We

gz
ug
sn

oc
h
nic
ht

rea
lis
ier
tw

or
de
ni
st.

Di
es
er

„E
xi
t-
Ta
x“

so
lle
n
vie
r
rec

htl
ich
e
bz
w.

tat
sä
ch
lic
he

Vo
rgä

ng
e
un
ter
lie
ge
n,

we
nn

da
be
id

er
Ve
rlu
st

de
s

Be
ste
ue
ru
ng
sre
ch
ts
im

Mi
tgl
ied

sta
at
de
sS
itz
es
bz
w.
de
rB
etr
ieb

sst
ätt
er
es
ult
ier
t(
Ar
t.5

Ab
s.1

AT
AD
):


Ü
be
rt
ra
gu
ng

vo
n
Ve
rm

ög
en
sw
er
te
n
vo
m

St
am

m
ha
us

au
fe

ine
in

ein
em

an
de
ren

Mi
tgl
ied

sta
at/

Dr
itt
lan

d
be
leg
en
eB

et
ri
eb
ss
tä
tt
e;


Ü
be
rt
ra
gu
ng

vo
n
Ve
rm

ög
en
sw
er
te
n
ein

er
in
ein

em
Mi
tgl
ied

sta
at
be
leg
en
en

Be
tr
ie
bs
st
ät
te
au
fd
en

H
au
pt
si
tz

od
er
an
ein

ea
nd
ere

Be
tri
eb
sst
ätt
ei
ne
ine

m
an
de
ren

Mi
tgl
ied

sta
at/

Dr
itt
lan

d;


Ü
be
rt
ra
gu
ng

de
rv

on
ein

er
Be
tri
eb
sst
ätt
e
au
sg
eü
bte

n
Ge
sc
hä
ft
st
ät
ig
ke
it
vo
n
ein

em
Mi
tgl
ied

sta
at

in
ein

en
an
de
ren

Mi
tgl
ied

sta
at
od
er
in
ein

Dr
itt
lan

d;


Ve
rl
eg
un
g
de
s
Si
tz
es
(au

se
ine

m
Mi
tgl
ied

sta
at)

in
ein

en
an
de
ren

Mi
tgl
ied

sta
at/

Dr
itt
lan

d.
Di
e

AT
AD

sie
ht

au
ch

Vo
rga

be
n

für
ein

e
(5

Jah
res

-)R
ate
nz
ah
lun

gs
reg

elu
ng

vo
r
(V
er
zin
su
ng

de
nk
ba
r
+

Sic
he
rh
eit
sle
ist
un
gb
ei
Ris

iko
).

Au
ch
gr
un
ds
ätz
lic
hW

er
tve
rk
nü
pfu

ng
in
Ve
rst
ric
ku
ng
s-/
Zu
zu
gs
sta
at.

IV.
En
tst
ric
ku
ng



81

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Er
ste

Üb
erl
eg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng
:


De
rze

it
be
ste
ht

in
De
uts

ch
lan

d
sch

on
ein

en
gm

as
ch
ige
s
Ne
tz

vo
n
En
tst
ric
ku
ng
s-

un
d
We

gz
ug
s-

be
ste
ue
ru
ng
sre
ge
ln
(au

ch
in
de
nv
on
de
rA
TA
Dg

ere
ge
lte
nF
äll
en
).


No
tw
en
dig

ist
all
erd

ing
sd
ur
ch
gä
ng
ig
ein

ee
ur
op
are

ch
tsk
on
for
me

Re
ge
lun

gd
er
Za
hlu

ng
s-,
Ve
rzi
ns
un
gs
-

un
dS
ich
erh

eit
en
ge
ste
llu
ng
sm
od
ali
tät
en
.


Ge
ne
rel
ln
öti
gs
ind

au
ch
Re
ge
lun

ge
nz
ur
Re
ve
rsi
bil
itä
td
er
Ex
it-
Ta
xb
ei
na
ch
fol
ge
nd
er
W
ied

erv
ers

tri
ck
un
g

bz
w.
na
ch
fol
ge
nd
em

Zu
zu
g(
Rü
ck
zu
g).


Ge
ne
rel
lb
ed
arf

es
au
ch
ein

er
ab
sch

lie
ße
nd
en
Kl
äru

ng
de
sd
op
pe
lbe
ste
ue
ru
ng
sre
ch
tlic

he
nV

ers
tän

dn
iss
es

de
rZ
uo
rd
nu
ng
de
sB
es
teu

er
un
gs
rec

hts
für

nic
ht
rea

lis
ier
te
sti
lle
Re
se
rve

ni
nB

etr
ieb
sst
ätt
en
.


Au
ch

mü
sse

n
pr
ak
tis
ch

ha
nd
ha
bb
are

Ko
nk
ret
isi
eru

ng
en

für
die

Sic
he
rst
ell
un
g

de
s
de
uts
ch
en

Be
ste
ue
ru
ng
sre
ch
ts

für
vo
n

Pe
rso

ne
ng
es
ell
sch

aft
en

ge
ha
lte
ne

Ka
pit
alg
es
ell
sch

aft
sb
ete
ilig
un
ge
n

ge
sch

aff
en
we
rd
en
.


Hi
nw
eis

au
ch
au
fd
ie
Re
ge
lun

gz
ur
We

gz
ug
sb
es
teu

er
un
gi
m
GK
B-
E.

IV.
En
tst
ric
ku
ng



82

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Na
ch
de
rA
TA
D
ist

ein
ea
llg
em
ein
eR

eg
elu
ng
zu
rB
ek
äm

pfu
ng

„m
iss
br
äu
ch
lic
he
r“
Ge
sta
ltu
ng
en

im
na
tio
na
len

Ste
ue
rre
ch
tn
otw

en
dig
,d
ie

fol
ge
nd
en
Vo
rg
ab
en
ge
nü
ge
n
mu

ss
(vg

l.A
rt.
6A

bs
.1
un
d2

AT
AD
):

„Li
eg
tu
nte

rB
er
üc
ks
ich
tig
un
ga
lle
rr
ele
va
nte

nF
ak
ten

un
dU

ms
tän

de
ein
eu

na
ng
em
es
se
ne

Ge
sta
ltu
ng

od
er
ein
eu

na
ng
em
es
se
ne

Ab
fol
ge

vo
n
Ge
sta
ltu
ng
en

vo
r,
be
id
er
de
rw

es
en
tlic

he
Zw
ec
ko

de
re
ine

rd
er
we
se
ntl
ich
en

Zw
ec
ke

da
rin

be
ste
ht,

ein
en

ste
ue
rli
ch
en

Vo
rte
il
zu

er
lan

ge
n,
de
r
de
m

Zie
lo
de
r
Zw
ec
k
de
s
ge
lte
nd
en

Ste
ue
rre
ch
ts
zu
wi
de
rlä
uft
,s
o
be
rü
ck
sic
hti
ge
n
die

Mi
tgl
ied

sta
ate
n
die
se

be
id

er
Be
re
ch
nu
ng
de
rK
ör
pe
rsc
ha
fts
teu

ers
ch
uld

nic
ht.
Ein

eG
es
tal
tun

gk
an
nm

eh
ra
ls
ein

en
Sc
hr
itt
od
er
Te
ilu
mf
as
se
n.

Fü
rd
ie
Zw
ec
ke
vo
nA

bs
atz

1g
ilt
ein
eG

es
tal
tun

go
de
re
ine

Ab
fol
ge
so
lch
er
Ge
sta
ltu
ng
en

in
de
m
Um

fan
ga
ls
un
an
ge
me

sse
n,
als

sie
nic
ht

au
st
rif
tig
en
wi
rts
ch
aft
lic
he
nG

rü
nd
en
vo
rg
en
om

me
nw

ur
de
,d
ie
die

wi
rts
ch
aft
lic
he
Re
ali
tät

wi
de
rsp

ieg
eln

.
Ble

ibe
nG

es
tal
tun

ge
no

de
re
ine

Ab
fol
ge
so
lch
er
Ge
sta
ltu
ng
en

ge
mä
ßA

bs
atz

1u
nb
er
üc
ks
ich
tig
t,s
ow

ird
die

Ste
ue
rsc
hu
ld
im

Ein
kla
ng
mi
t

na
tio
na
lem

Re
ch
tb
er
ec
hn
et.
“

§4
2A

Ol
au
tet

da
ge
ge
nd

er
ze
itw

ie
fol
gt:

„D
ur
ch

Mi
ssb

ra
uc
h
vo
n
Ge
sta
ltu
ng
sm
ög
lic
hk
eit
en

de
sR

ec
hts

ka
nn

da
sS
teu

er
ge
se
tz
nic
ht
um

ga
ng
en

we
rd
en
.Is

td
er
Ta
tbe

sta
nd

ein
er

Re
ge
lun

gi
n
ein
em

Ein
ze
lst
eu
er
ge
se
tz
er
fül
lt,
die

de
rV

erh
ind

er
un
gv

on
Ste

ue
ru
mg

eh
un
ge
n
die
nt,

so
be
sti
mm

en
sic
h
die

Re
ch
tsf
olg
en

na
ch
jen
er
Vo
rsc
hr
ift
.A
nd
er
en
fal
ls
en
tst
eh
td
er
Ste

ue
ra
ns
pr
uc
hb

eim
Vo
rli
eg
en
ein
es
Mi
ssb

ra
uc
hs
im

Sin
ne
de
sA

bs
atz
es
2s
o,
wi
ee
rb
ei

ein
er
de
nw

irt
sch

aft
lic
he
nV

or
gä
ng
en
an
ge
me

sse
ne
nr
ec
htl
ich
en
Ge
sta
ltu
ng
en
tst
eh
t.

Ein
Mi
ssb

rau
ch
lie
gt
vo
r,w

en
ne
ine

un
an
ge
me

sse
ne
rec

htl
ich
eG

es
tal
tun

gg
ew
äh
ltw

ird
,d
ie
be
im

Ste
ue
rp
flic
hti
ge
no

de
re
ine
m
Dr
itt
en
im

Ve
rg
lei
ch

zu
ein
er

an
ge
me
sse

ne
n
Ge
sta
ltu
ng

zu
ein
em

ge
se
tzl
ich

nic
ht

vo
rg
es
eh
en
en

Ste
ue
rv
or
tei
lf
üh
rt.

Di
es

gil
tn

ich
t,
we
nn

de
r

Ste
ue
rp
flic
hti
ge

für
die

ge
wä
hlt
eG

es
tal
tun

ga
uß
ers

teu
erl
ich
eG

rü
nd
en

ac
hw

eis
t,
die

na
ch

de
m
Ge
sa
mt
bil
d
de
rV

er
hä
ltn
iss
eb

ea
ch
tlic

h
sin
d.“

V.
Mi
ssb

rau
ch



83

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Er
ste

Üb
erl
eg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng
:


Be
ste
ht
üb
erh

au
pt
na
tio
na
ler

Um
se
tzu

ng
sb
ed
arf
?


Ka
nn

§4
2A

Oi
m
An
we
nd
un
gs
be
rei
ch
de
rA
TA
Dr
ich
tlin

ien
ko
nfo

rm
au
sg
ele
gt
we
rd
en
?


Ve
rh
ält
nis

zu
sp
ez
iel
len

Mi
ssb

rau
ch
sve

rm
eid
un
gs
vo
rsc
hr
ift
en
?


Pr
ax
ist
en
de
nz
en
be
im

Mi
ssb

rau
ch
svo

rw
ur
fin

De
uts

ch
lan

d.


Au
ch
Hi
nw
eis

au
fd
ie
Mi
ssb

rau
ch
sre
ge
lun

gi
m
GK
B-
Es
ow
ie
au
fd
ie
ak
tue

lle
Di
sk
us
sio
nz
ur
An
ze
ige
pfl
ich
t

be
ia
gg
res
siv
en
Ste
ue
rge

sta
ltu
ng
en
.

V.
Mi
ssb

rau
ch



84

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Di
e
AT
AD

en
thä

lt
ein
e
Vo
rga

be
vo
n
Mi
nd
es
tst
an
da
rd
sf
ür

die
Fr
ag
e,
un
ter

we
lch
en

Vo
ra
us
se
tzu

ng
en

nie
dr
ig
bz
w.

nic
ht

be
ste
ue
rte

Ein
kü
nft
ee
ine

sb
eh
err
sch

ten
au
slä
nd
isc
he
nU

nte
rn
eh
me

ns
in
die

ste
ue
rli
ch
eB

em
es
su
ng
sg
ru
nd
lag
ed

es
be
he
rrs
ch
en
de
nU

nte
rn
eh
me

ns
ein

be
zo
ge
nw

er
de
nm

üs
se
n(
Ar
t.7

un
d8

AT
AD
):


Be
he
rr
sc
he
nd
es

U
nt
er
ne
hm

en
ist

ein
Kö
rp
ers

ch
aft
ste
ue
rsu

bje
kt,

da
si
n
ein

em
Mi
tgl
ied
sta
at
un
be
sch

rän
kt
od
er

au
fgr
un
d
ein

er
Be
tri
eb
sst
ätt
eb
es
ch
rä
nk
ts
teu

er
pfl
ich
tig
ist
,


die
se
rS
teu

er
pfl
ich
tig
eh

ält
se
lbs
to
de
rz
us
am
me

nm
it
Un
ter
ne
hm

en
,d
ie
mi
ti
hm

ve
rb
un
de
ns
ind

,a
ne

ine
m
an
de
ren

(b
eh
err
sch

ten
)

Un
ter
ne
hm

en
un
mi
tte
lba
ru
nd
/o
de
rm

itt
elb
ar
me

hr
als

50
%
de
r
St
im
m
re
ch
te
,d
es
K
ap
it
al
so
de
rd
er
Ge
w
in
nb
er
ec
ht
ig
un
g,


die

tat
sä
ch
lic
he
ntr
ich
tet
eS
te
ue
r
de
sb
eh
err
sch

ten
Un
ter
ne
hm

en
su
nte

rsc
hr
eit
et
die

Ste
ue
r,d

ie
im

Mi
tgl
ied
sta
at
de
sb
eh
err
sch

en
de
n

Un
ter
ne
hm

en
sa
ng
efa
lle
nw

är
e,u

m
me

hr
als

die
H
äl
ft
e.


H
in
zu
re
ch
nu
ng

de
ri
n
de
rR

ich
tlin

ie
au
fge
zä
hlt
en

„p
as
si
ve
n“

Ei
nk
ün
ft
e,
die

da
sb

eh
err
sch

te
Un
ter
ne
hm

en
er
zie
lt,
ins
be
so
nd
er
e

Zin
se
n,
Di
vid

en
de
n,
Liz
en
zg
eb
üh
re
n,
Ein

kü
nft
ea
us
fin
an
zie
lle
nT

äti
gk
eit
en

un
dE

ink
ün
fte

au
s„
Ab
re
ch
nu
ng
su
nte

rn
eh
me

n“
(A
n-
un
d

Ve
rk
au
fv

on
W
are

n
so
wi
e
Er
br
ing

un
g
vo
n
Di
en
stl
eis
tun

ge
n
vo
n
od
er

an
ve
rb
un
de
ne

Un
ter
ne
hm

en
).
Da
ne
be
n
Vo
rse

he
n
ein

er
Hi
nz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng
au
fgr
un
dM

iss
br
au
ch
s.


Hi
nz
ur
ec
hn
un
g
un
te
rb
le
ib
t,
we
nn

da
sb

eh
err
sch

te
Un
ter
ne
hm

en
in
ein
em

Mi
tgl
ied

sta
at
de
rE

U
od
er

de
sE

W
R
an
sä
ssi
g
ist

un
d

na
ch
we
ise
n
ka
nn
,d
as
se

s,
ge
stü

tzt
au
fe
nts

pr
ec
he
nd
e
pe
rso

ne
lle

un
d
sa
ch
lic
he

Mi
tte
l,
ein
e
we
se
ntl
ich
e
wi
rts
ch
aft
lic
he

Tä
tig
ke
it

au
sü
bt.
Fa
ku
lta
tiv

be
iD
rit
tst
aa
ten

töc
hte

rn
.A
uc
hH

inw
eis

ins
be
so
nd
er
ea
uf
1/
3-E

sca
pe
.


Re
ch
ts
fo
lg
e
ist
Ein

be
zu
gi
nS
teu

er
be
me
ssu

ng
sg
ru
nd
lag
en
ac
hn

ati
on
ale
nS
teu

er
vo
rsc
hr
ift
en
.A
uc
hS
teu

er
an
rec

hn
un
gn
ac
hn

ati
on
ale
n

Vo
rsc
hr
ift
en
.


En
tsp

re
ch
en
de
An
we
nd
un
ga
uf
Be
tri
eb
sst
ätt
en
in
an
de
re
nM

itg
lie
ds
taa
ten

/D
rit
tlä
nd
ern

.

VI
.H

inz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng



85

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Er
ste

Üb
erl
eg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng
:


Sy
ste
mw

ec
hs
el
be
id
er
Hi
nz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng
nö
tig
?

„W
ird

ein
Un
ter
ne
hm

en
od
er
ein

eB
etr
ieb
sst
ätt
ea
ls
be
he
rrs
ch
tes

au
slä
nd
isc
he
sU

nte
rn
eh
me

nb
eh
an
de
lt,

so
wi
rd
im

Mi
tgl
ied
sta
at
de
sS
teu

er
pfl
ich
tig
en

Fo
lge
nd
es
in
die

Ste
ue
rb
em
es
su
ng
sg
ru
nd
lag
ee
inb

ez
og
en
:

Di
en
ich
ta
us
ge
sch

ütt
ete
nE

ink
ün
fte

de
sU
nte

rn
eh
me
ns
od
er
die

Ein
kü
nft
ed
er
Be
tri
eb
sst
ätt
e…

“


Ne
ur
eg
elu
ng
de
r„
De
uts

ch
-B
eh
er
rsc
hu
ng
“?

VI
.H

inz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng



86

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Er
ste

Üb
erl
eg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng
:


Ne
ur
eg
elu
ng
de
sK
ata
log
sd
er
pa
ssi
ve
nE

ink
ün
fte
.


Zin

se
no
de
rs
on
sti
ge
Ein

kü
nft
ea
us
Fin

an
za
nla
ge
ve
rm
ög
en
;


Liz
en
zg
eb
üh
ren

od
er
so
ns
tig
eE
ink

ün
fte

au
sg
eis
tig
em

Eig
en
tum

;


Di
vid

en
de
nu

nd
Ein

kü
nft
ea
us
de
rV
erä

uß
eru

ng
vo
nA

nte
ile
n;


Ein

kü
nft
ea
us
Fin

an
zie
ru
ng
sle
as
ing

;


Ein
kü
nft
ea
us
Tä
tig
ke
ite
nv
on
Ve
rsi
ch
eru

ng
en
un
dB

an
ke
nu

nd
au
sa
nd
ere

nf
ina

nz
iel
len

Tä
tig
ke
ite
n;


Ein

kü
nft
e
vo
n
Ab
rec

hn
un
gs
un
ter
ne
hm

en
,d

ie
Ein

kü
nft
e
au
s
de
m

Ve
rk
au
fv

on
Wa

ren
un
d
de
r

Er
br
ing

un
g
vo
n
Di
en
stl
eis
tun

ge
n
erz

iel
en
,d
ie
vo
n
ve
rb
un
de
ne
n
Un
ter
ne
hm

en
erw

or
be
n
od
er

an
die

se
ve
rk
au
ftw

erd
en
,u
nd

ke
ine

no
de
rn
ur
ge
rin
ge
nw

irt
sch

aft
lic
he
nM

eh
rw
ert

br
ing

en
.“

VI
.H

inz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng



87

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Er
ste

Üb
er
leg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng
:


Ein

füh
ru
ng
vo
nH

inz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng
au
fgr
un
dM

iss
br
au
ch
s.

„In
die

Be
me

ssu
ng
sg
ru
nd
lag
e
ein

zu
be
zie
he
n
sin
d
die

nic
ht

au
sg
es
ch
ütt
ete
n
Ein

kü
nft
e
de
s
Un
ter
ne
hm

en
s
od
er

de
r

Be
tri
eb
sst
ätt
ea

us
un
an
ge
me

sse
ne
n
Ge
sta
ltu
ng
en
,d
ere

n
we
se
ntl
ich
er
Zw
ec
kd

ar
in
be
ste
ht
,e
ine

ns
teu

er
lic
he
n
Vo
rte
ilz

u
erl
an
ge
n.
Ein

eG
es
tal
tun

go
de
re
ine

Ab
fol
ge

vo
n
Ge
sta
ltu
ng
en

gil
ta
ls
un
an
ge
me
sse

n,
so
fer
n
da
sU

nte
rn
eh
me
n
od
er
die

Be
tri
eb
sst
ätt
en

ich
ts
elb
st
Eig

en
tüm

er
de
rV
er
mö

ge
ns
we
rte

wä
re
od
er
die

Ris
ike
n,
au
sd

en
en

se
ine

ge
sa
mt
en

Ein
kü
nft
e

od
er
Te
ile

da
vo
ne

rzi
elt

we
rd
en
,n
ich
te
ing

eg
an
ge
n
wä
re,

we
nn

es
nic
ht
vo
n
ein

er
Ge
se
lls
ch
aft

be
he
rrs
ch
tw

ür
de
,d
ere

n
En
tsc
he
idu

ng
str
äg
er
die

für
die

se
Ve
rm
ög
en
sw
er
te
un
dR

isi
ke
nr
ele
va
nte

nA
ufg

ab
en

au
sfü
hr
en
,d
ie
für

die
Er
zie
lun

gd
er

Ein
kü
nft
ed
es
be
he
rrs
ch
ten

Un
ter
ne
hm

en
sa
us
sch

lag
ge
be
nd

sin
d.“


An
pa
ssu

ng
de
rN
ied

rig
be
ste
ue
ru
ng
sg
ren

ze
im

AS
tG
.

„D
ie
vo
nd

em
Un
ter
ne
hm

en
od
er
de
rB
etr
ieb

sst
ätt
et
ats
äc
hli
ch
en
tri
ch
tet
eK

ör
pe
rsc
ha
fts
teu

er
au
fs
ein

eb
zw
.ih
re
Ge
wi
nn
e

ist
nie

dr
ige
ra
ls
die

Di
ffe
ren

zz
wi
sch

en
de
rK

ör
pe
rsc
ha
fts
teu

er,
die

na
ch

de
rg
elt
en
de
n
Kö
rp
er
sch

aft
ste
ue
rre
ge
lun

g
im

Mi
tgl
ied

sta
at
de
sS
teu

erp
flic
hti
ge
nf
ür
da
sU

nte
rn
eh
me

no
de
rd
ie
Be
tri
eb
sst
ätt
ee
rh
ob
en

wo
rd
en

wä
re,

un
dd

er
vo
nd

em
Un
ter
ne
hm

en
od
er
de
rB
etr
ieb

sst
ätt
et
ats
äc
hli
ch
en
tri
ch
tet
en
Kö
rp
er
sch

aft
ste
ue
ra
uf
se
ine

bz
w.
ihr
eG

ew
inn

e.“


Ne
ur
eg
elu
ng
de
sC
ad
bu
ry
-Sc
hw
ep
pe
s-T
es
ts.

…
fin
de
t
ke
ine

An
we
nd
un
g,
we
nn

da
s
be
he
rrs
ch
te

au
slä
nd
isc
he

Un
ter
ne
hm

en
,g
es
tüt
zt

au
fP

er
so
na
l,
Au
sst
att
un
g,

Ve
rm
ög
en
sw
er
te
un
d
Rä
um

lic
hk
eit
en

ein
ew

es
en
tlic

he
wi
rts
ch
aft
lic
he

Tä
tig
ke
it
au
sü
bt,

wi
ed

ur
ch

rel
ev
an
te
Fa
kte

n
un
d

Um
stä
nd
e
na
ch
ge
wi
es
en
.“
(G
eh
t
nic
ht

be
i
Hi
nz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng

au
fgr
un
d
Mi
ssb

rau
ch
s;

fak
ult
ati
v
be
i
Dr
itt
-

sta
ate
ntö

ch
ter
n.
Au
ch
Hi
nw
eis

au
fd
en
1/
3-E

sca
pe
).

VI
.H

inz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng



88

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Er
ste

Üb
erl
eg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng
:


Ne
ur
eg
elu
ng
de
rR
ec
hts

fol
ge
nb
ei
Hi
nz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng

„W
ird

ein
Un
ter
ne
hm

en
od
er
ein

eB
etr
ieb
sst
ätt
ea
ls
be
he
rrs
ch
tes

au
slä
nd
isc
he
sU

nte
rn
eh
me

nb
eh
an
de
lt,

so
wi
rd
im

Mi
tgl
ied
sta
at
de
sS
teu

er
pfl
ich
tig
en

Fo
lge
nd
es
in
die

Ste
ue
rb
em
es
su
ng
sg
ru
nd
lag
ee
inb

ez
og
en
:

Di
en
ich
ta
us
ge
sch

ütt
ete
nE

ink
ün
fte

de
sU
nte

rn
eh
me
ns
od
er
die

Ein
kü
nft
ed
er
Be
tri
eb
sst
ätt
e…

“


An
rec

hn
un
ga
us
län

dis
ch
er
Ste

ue
rn
au
ch
au
fd
ie
Ge
we
rb
es
teu

er
?


Au
sw
irk
un
gd
es
Ch
ara

kte
rs
de
rA
TA
D-
Vo
rga

be
nn

ur
als

Mi
nd
es
tsc
hu
tzn

ive
au
?


Hi
nw
eis

au
fä
hn
lic
he
Re
ge
ln
au
ch
im

GK
B-
E.

VI
.H

inz
ur
ec
hn
un
gs
be
ste
ue
ru
ng



89

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

„H
yb
rid
eG

es
tal
tun

ge
n“
sin
dS
itu
ati
on
en
od
er
Ve
rei
nb
aru

ng
en
,in

de
ne
nQ

ua
lifi
ka
tio
ns
ko
nfl
ikt
ee
ntw

ed
er
zu

ein
em

do
pp
el
te
n

Ab
zu
g
ein

un
d

de
rse

lbe
n

Za
hlu

ng
,
Au
fw
en
du
ng

od
er

Ve
rlu
stp
os
itio

n
in

zw
ei

Mi
tgl
ied

sta
ate
nf
üh
rt
od
er
ein

eZ
ah
lun

gi
ne
ine

m
Mi
tgl
ied

sta
at
ste
ue
rli
ch
ab
ge
zo
ge
nw

erd
en
ka
nn
,o
hn
ed
as
s

die
se
Za
hlu

ng
in
de
m
Mi
tgl
ied

sta
at,
in
de
m
die

Za
hlu

ng
au
fS
eit
en
de
sZ
ah
lun

gs
em
pfä

ng
er
ss
teu

erl
ich

erf
as
st

wi
rd
,d
er
Be
ste
ue
ru
ng
un
ter
wo
rfe
nw

ird
.

Di
eR

ich
tlin

ie
ide

nti
fiz
ier
tv
or

all
em

zw
ei
Au
sl
ös
er

fü
r
Q
ua
lif
ik
at
io
ns
ko
nf
lik
te
–
zu
m
ein

en
die

un
ter
-

sch
ied
lic
he

Ein
or
dn
un
g
vo
n
Un
ter
ne
hm

en
(al
s
Ste

ue
rsu

bje
kt

od
er

als
„tr
an
sp
are

nt“
),
zu
m

an
de
ren

die
un
ter
sch

ied
lic
he
Ein

or
dn
un
gv
on
Fin

an
zin
str
um

en
ten

(al
sE
ige
n-
od
er
Fr
em
dk
ap
ita
lin
str
um

en
t).

Au
flö
su
ng

de
rQ
ua
lifi
ka
tio
ns
ko
nfl
ikt
ew

ie
fol
gt:


So
we
it
ein

do
pp
elt
er
Ab
zu
g
de
rse

lbe
n
Za
hlu

ng
mö

gli
ch

ist
,w

ird
de
rA

bz
ug

nu
ri
n
de
m
Mi
tgl
ied
sta
at

ge
wä
hr
t,a
us
de
m
die

en
tsp

rec
he
nd
eZ
ah
lun

gs
tam

mt
(A
rt.
9A

bs
.1
AT
AD
).


So
we
ite

in
Ab
zu
gi
m
Mi
tgl
ied

sta
at
de
sZ
ah
len

de
nb

ei
gle
ich
ze
itig

er
Ni
ch
tbe

ste
ue
ru
ng
im

Mi
tgl
ied

sta
at
de
s

Za
hlu

ng
se
mp

fän
ge
rs
mö

gli
ch
ist
,v
ers

ag
td
er
Mi
tgl
ied

sta
at
de
sZ

ah
len

de
nd

en
Ab
zu
g.

Zu
D
ri
tt
st
aa
te
nk
on
st
el
la
ti
on
en

s.A
TA
DI
I.

VI
I.H

yb
rid
eG
es
tal
tun

ge
n



90

26
.Ju
ni
20
17

A.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
I

Er
ste

Üb
erl
eg
un
ge
nz
ur
na
tio
na
len

Um
se
tzu

ng
:


Ein

füh
ru
ng
en
tsp

rec
he
nd
er
Ge
ne
ral
kla
us
eln
?


Ve
rh
ält
nis

zu
sch

on
be
ste
he
nd
en
Ein

ze
lvo
rsc
hr
ift
en
mi
tB
lic
ka
uf
hy
br
ide

Str
uk
tur
en
?


Pr
üfu

ng
all
er

be
ste
he
nd
en

Ein
ze
lvo
rsc
hr
ift
en

mi
t
Bli
ck

au
f
hy
br
ide

Str
uk
tur
en

we
ge
n
mö

gli
ch
er

We
rtu
ng
sw
ide

rsp
rü
ch
ez
ur
AT
AD

(s.
z.B
.zu

let
zt
§4
iE
StG

).


Au
ch
Hi
nw
eis

au
fd
ie
Re
ge
lun

ge
nz
uh
yb
rid
en
Ge
sta
ltu
ng
en
im

GK
B-
E.

VI
I.H

yb
rid
eG
es
tal
tun

ge
n



91

26
.Ju
ni
20
17


Ri
ch
tl
in
ie

de
s
Ra
te
s
zu
r
Än
de
ru
ng

de
r
Ri
ch
tli
ni
e
(E
U
)
20
16
/1
16
4

be
zü
gli
ch

hy
br
ide

r
Ge
sta
ltu
ng
en
mi
tD
rit
tlä
nd
ern

vo
m
29
.5.
20
17
.Ä
nd
ert

ins
ow
eit

AT
AD

I.


AT
AD

II
en
thä

lt
Vo
rsc
hr
ift
en
,m

it
de
ne
n
hy
br
id
en

Ge
st
al
tu
ng
en

m
it
D
ri
tt
lä
nd
er
n
be
ih
yb
rid
en

Un
ter
ne
hm

en
,h
yb
rid
en
Fin

an
zin
str
um

en
ten

,B
etr
ieb
sst
ätt
en
,h
yb
rid
en
Üb
er
tra
gu
ng
en
,im

po
rti
ert
en

Ink
on
gr
ue
nz
en
so
wi
eI
nk
on
gr
ue
nz
en
be
id
op
pe
lte
rA
ns
äs
sig
ke
itb

eg
eg
ne
tw

erd
en
so
ll.


Di
ei
nA

TA
D
II
en
tha

lte
ne
nV

or
sch

rif
ten

zu
rB
ek
äm
pfu

ng
hy
br
ide

rG
es
tal
tun

ge
ns
oll
en

gru
nd
sä
tzl
ich

bis
31
.12
.20
19

um
ge
se
tzt

un
da

b
de
m
01
.0
1.
20
20

vo
nd

en
EU
-M
itg
lie
ds
taa
ten

an
ge
we
nd
et
we
rd
en
;

als
oe
in
Jah

rs
pä
ter

als
die

Vo
rsc
hr
ift
en
de
rA
TA
DI

(zu
m
Te
ile
rst

ab
31
.12

.20
21
/1
.1.
20
22
).

B.
An
ti-
Ta
xA
vo
ida

nc
eD

ire
cti
ve
II



92

En
tw

ick
lu
ng
sli
ni
en

un
d
Zu

ku
nf
t

de
sd

eu
ts
ch
-e
ur
op

äi
sc
he

n
St
eu

er
re
ch
ts

GK
KB

,A
TA

D,
US

/U
K

ifs
t-J
ah

re
st
ag
un

g
Be

rli
n

26
.J
un

i2
01

7

Ch
ris
to
ph

Sp
en

ge
l

Un
iv
er
sit
ät

M
an

nh
ei
m

un
d
ZE
W



93

M
ot
iv
at
io
n
GK

KB

28
St
eu
er
sy
st
em
e

An
re
iz
e/
Ve
rz
er
ru
ng
en

•C
om
pl
ia
nc
e
co
st
s

•Q
ua
lif
ik
at
io
ns
ko
nf
lik
te

•D
op
pe
lb
es
te
ue
ru
ng

•S
te
ue
rw
et
tb
ew
er
b

•G
ew
in
nv
er
la
ge
ru
ng

•U
ni
la
te
ra
le
Ab
w
eh
rm
aß
na
hm
en

N
eu
er
R
ic
ht
lin
ie
nv
or
sc
hl
ag
vo
m
25
.1
0.
20
16
(e
rs
et
zt
R
LV
v.
16
.3
.2
01
1)


G
em
ei
ns
am
e
K
on
so
lid
ie
rt
e
K
ör
pe
rs
ch
af
ts
te
ue
r-
B
M
G
(G
K
K
B
)

1.
G
em
ei
ns
am
e
K
ör
pe
rs
ch
af
ts
te
ue
r-B
M
G
(G
K
B
,e
rw
ei
te
rt
)

2.
Ko
ns
ol
id
ie
ru
ng
(a
uf
ge
sc
ho
be
n)

3.
Fo
rm
ul
a
Ap
po
rti
on
m
en
t(
au
fg
es
ch
ob
en
)



94

Ag
en

da GK
B
„p
ur
“

1 2 3

GK
KB

un
d
AT
AD

(B
EP
S
„li
gh
t“
)

Im
St
eu

er
w
et
tb
ew

er
b
m
it
UK

/U
SA

4

GK
B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

:A
GI
,F
&
E,
Au

sla
nd

sv
er
lu
st
e

Fa
zit

5



95

Vo
rt
ei
le


Ke

in
e
Ge

w
in
nv
er
la
ge
ru
ng
s-

m
ög
lic
hk
ei
te
n
in
ne

rh
al
b
EU


Ke

in
e
Ve

rr
ec
hn

un
gs
pr
ei
s-

do
ku
m
en

ta
tio

n
in
ne

rh
al
b
EU


M
aß
na
hm

e
ge
ge
n
BE

PS
in
ne

rh
al
b
EU


AT

AD
un

d
Cb

CR
w
är
en

üb
er
flü

ss
ig


Ge

w
in
na
uf
te
ilu
ng

en
tla

ng
W
er
ts
ch
öp

fu
ng
sk
et
te

(A
uf
te
ilu
ng
sf
ak
to
re
n
re
fle

kt
ie
re
n

W
er
ts
ch
öp

fu
ng
)

Na
ch
te
ile


Be

gr
en

zu
ng

au
fE

U


Ne
ua
rt
ig
e

St
eu

er
pl
an
un

gs
m
ög
lic
hk
ei
te
n


Di
re
kt
e
Be

st
eu

er
un

g
de

r
Au

fte
ilu
ng
sf
ak
to
re
n


Ve

rs
ch
är
fu
ng

de
s

St
eu

er
sa
tz
w
et
tb
ew

er
bs


Un

ge
kl
är
te

Üb
er
ga
ng
sf
ra
ge
n


Ke

in
po

lit
isc

he
rK

on
se
ns

1
GK

KB
un

d
AT
AD

(B
EP
S
„li
gh
t“
)

Ge
m
ei
ns
am

e
Ko

ns
ol
id
ie
rt
e
Kö

rp
er
sc
ha

fs
te
ue

r-B
em

es
su
ng

sg
ru
nd

la
ge



96

2
GK

B
„p
ur
“


GK

B
RL
V
ist

zu
rE

U-
w
ei
te
n
Ha

rm
on

isi
er
un

g
de

rs
te
ue

rli
ch
en

Ge
w
in
ne

rm
itt
lu
ng

ge
ei
gn
et


Re

du
zie

ru
ng

vo
n
„c
om

pl
ia
nc
e
co
st
s“


Vo

rs
ch
lä
ge

im
W
es
en

tli
ch
en

in
Ei
nk
la
ng

m
it
St
aa
te
np

ra
xis


AT

AD
ha
tA

nt
i-M

iss
br
au
ch
sr
eg
el
un

ge
n
GK

B
vo
rw

eg
ge
no

m
m
en


Nu

rg
er
in
ge

Au
sw

irk
un

ge
n
au
fe

ffe
kt
iv
e
St
eu

er
be

la
st
un

ge
n
(u
nd

da
m
it
au
ch

St
eu

er
au
fk
om

m
en

)


Eu
ro
pe

an
Ta
xA

na
ly
ze
r(
Sp
en

ge
le
ta

l.
20

12
)


GK

B
RL
V
20

11


Än
de

ru
ng

Ef
fe
kt
iv
be

la
st
un

g
+1

%
/-
1
%
in
de

n
m
ei
st
en

St
aa
te
n


AG

I,
R&

D
su
pe

r-d
ed

uc
tio

n
un

d
Ve

rlu
st
ab
zu
g
ni
ch
tb

er
üc
ks
ich

tig
t



97

2
GK

B
„p
ur
“

GK
B
„p
ur
“:
Än

de
ru
ng

de
rE

ffe
kt
iv
st
eu

er
be

la
st
un

g



98

De
bt

Bi
as
:D

isk
rim

in
ie
ru
ng

de
rE

ig
en

-g
gü
.d
er

Fr
em

dk
ap
ita

lfi
na
nz
ie
ru
ng

3
GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

:A
GI



99

Vo
rt
ei
le


AG

Ik
an
n
De

bt
Bi
as

gr
ds
.

ve
rr
in
ge
rn

(a
be

ru
ns
au
be

r)


Ei
nd

äm
m
un

g
vo
n
St
eu

er
w
et
t-

be
w
er
b
in
ne

rh
al
b
de

rE
U


Ha

rm
on

isi
er
un

g
de

rs
te
ue

rli
ch
en

Ge
w
in
ne

rm
itt
lu
ng

w
är
e
ob

so
le
t!


Zi
ns
sc
hr
an
ke

in
AT

AD
Iu
nd

im
GK

B
RL
V
w
är
e
ob

so
le
t!

Na
ch
te
ile


Au

fk
om

m
en

sv
er
lu
st
e


Hö

he
re

ta
rif
lic
he

St
eu

er
sä
tz
e
zu
r

Ko
m
pe

ns
at
io
n


W
et
tb
ew

er
bs
na
ch
te
ile

be
i

re
nt
ab
le
n
In
ve
st
iti
on

en


Pa
ra
di
gm

en
w
ec
hs
el
:K

on
su
m
-

an
st
at
tE

in
ko
m
m
en

st
eu

er


W
ei
tr
ei
ch
en

de
Ei
ng
rif
fe

in
pe

rs
ön

lic
he

Ei
nk
om

m
en

st
eu

er
(P
er
so
ne

nu
nt
er
ne

hm
en

,E
in
kü
nf
te

au
sK

ap
V
un

d
Vu

V)

AG
I:
Al
lo
w
an
ce

fo
rg

ro
w
th

an
d
in
ve
st
m
en
t

Ab
zu
g
ei
ne

rn
or
m
ie
rt
en

Ve
rz
in
su
ng

au
fn

eu
ge
bi
ld
et
es

Ei
ge
nk
ap
ita

lv
on

de
rB

M
G

3
GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

:A
GI

26
.J
un
i2
01
7



100

3
GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

:A
GI

In
ne

rh
al
b
de

r
Kö

rp
er
sc
ha

ft-
st
eu

er

Ab
zu
gs
ve
rb
ot

fü
r

Zi
ns
au

fw
en

du
ng
en

Ab
zu
g
fik

tiv
er

EK
-

Ve
rz
in
su
ng

(A
GI
)

Ve
rb
re
ite

ru
ng

BM
G

„L
ev
el
lin
g
up

“
Ve

rs
to
ß
ge
ge
n

Ne
tto

pr
in
zip

Ve
rs
ch
m
äl
er
un

g
BM

G

„L
ev
el
lin
g
do

w
n“

Ko
m
pe

ns
at
io
n

Au
fk
om

m
en

sv
er
lu
st
e

du
rc
h
hö

he
re

ta
rif
lic
he

St
eu

er
sä
tz
e

Sy
st
em

at
isc

he
In
te
gr
at
io
n
in
pe

rs
ön

l.
ES
te

rfo
rd
er
lic
h

M
ög
lic
hk
ei
te
n
zu
rV

er
rin

ge
ru
ng

de
sD

eb
tB

ia
s

In
ne

rh
al
b
de

r
pe

rs
ön

lic
he

n
Ei
nk
om

m
en

st
eu

er

Du
al
In
co
m
e
Ta
x

Ke
in
e
ES
ta

uf
No

rm
al
ve
rz
in
su
ng

de
s

EK
be

iD
iv
id
en

de
n

Ni
ch
ti
nn

er
ha
lb
de

r
GK

B

In
di
vi
du

el
le

En
ts
ch
ei
du

ng
de

r
M
itg

lie
ds
ta
at
en



101

Vo
rt
ei
le


St
eu

er
lic
he

F&
E-
Fö
rd
er
un

g

Na
ch
te
ile


BM

G
ni
ch
td

as
be

st
e
In
st
ru
m
en

tf
ür

st
eu

er
lic
he

F&
E-
Fö
rd
er
un

g


Sc
hm

al
er
e
BM

G
=
hö

he
re

St
eu

er
sä
tz
e


W
ie
so

EU
-w

ei
te

Ha
rm

on
isi
er
un

g
de

rF
&
E-
Fö
rd
er
un

g
(S
ub

sid
ia
rit
ät
)?


F&

E
ta
xc

re
di
ts
sin

d
be

ss
er

ge
ei
gn
et

R&
D
Su
pe

r-D
ed

uc
tio

n:
16

2,
5
%
de

rF
&
E-
Au

fw
en

du
ng
en

vo
n
BM

G
ab
zu
gs
fä
hi
g

3
GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

:R
&
D
Su
pe

r-D
ed

uc
tio

n



102

Ke
in
e

sp
ez
ifi
sc
he

n
M
aß

na
hm

en

Bu
lg
ar
ie
n,

De
ut
sc
hl
an
d,
Es
tla

nd
,

Sc
hw

ed
en

M
aß

na
hm

en

Be
m
es
su
ng
sg
ru
nd

la
ge

IP
-B
ox
en

(S
te
ue

rs
at
z)

Be
lg
ie
n,
Br
as
ili
en

,C
hi
na
,

Dä
ne

m
ar
k,
Fi
nn

la
nd

,
Fr
an
kr
ei
ch
,G

rie
ch
en

la
nd

,
Gr
oß

br
ita

nn
ie
n,
In
di
en

,I
rla

nd
,

Ja
pa
n,
Ka
na
da
,K
ro
at
ie
n,

Le
tt
la
nd

,L
ita

ue
n,
Lu
xe
m
bu

rg
,

M
al
ta
,N

ie
de

rla
nd

e,
Po

le
n,

Ru
m
än
ie
n,
Ru

ss
la
nd

,S
ch
w
ei
z,

Sl
ow

ak
ei
,S
lo
w
en

ie
n,
Sp
an
ie
n,

Sü
da
fri
ka
,T
sc
he

ch
ie
n,
Un

ga
rn

Ø
18
4
%

Be
lg
ie
n,
Fr
an
kr
ei
ch
,

Gr
oß

br
ita

nn
ie
n,
Irl
an
d,

Ita
lie
n,
Lie

ch
te
ns
te
in
,

Lu
xe
m
bu

rg
,M

al
ta
,

Ni
ed

er
la
nd

e,
Po

rt
ug
al
,

Sc
hw

ei
z,
Sp
an
ie
n,
Un

ga
rn
,

Zy
pe

rn

0
–
16

%

St
eu

er
sc
hu

ld
(S
te
ue

rg
ut
sc
hr
ift
)

Au
st
ra
lie
n,
Be

lg
ie
n,

Dä
ne

m
ar
k,
Fr
an
kr
ei
ch
,

Gr
oß

br
ita

nn
ie
n,
Irl
an
d,

Ita
lie
n,
Ja
pa
n,
Ka
na
da
,

M
al
ta
,N

or
w
eg
en

,
Ös

te
rr
ei
ch
,P
or
tu
ga
l,

Sp
an
ie
n,
Un

ga
rn
,U

SA

Vo
lu
m
en

:8
–3
5
%

Ø
31

%

3
GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

:R
&
D
Su
pe

r-D
ed

uc
tio

n



103

Sc
hm

äl
er
un

g
BM

G
un

d
Au

fk
om

m
en

sv
er
lu
st
e
(R
ec
ap

tu
re

fu
nk
tio

ni
er
tn

ich
t)

An
re
ch
nu

ng
Fr
ei
st
el
lu
ng

Ab
zu
g
un

d
Re

ca
pt
ur
e

BG
,C

Z,
DE

,D
K,
EE
,F
I,
GR

,H
R,

HU
,

IE
,I
T,
LU

,L
T,
LV
,M

T,
PL
,P
T,
RO

,S
E,

SI
,U

K

AT
,B

E,
CY
,E
S,
HR

,S
K

BG
,C

Z,
DE

,D
K,
FR
,L
U,

LT
,N

L,
SI

Ab
zu
gs
ve
rb
ot

un
d

ke
in
Re

ca
pt
ur
e

BS
-V
er
lu
st
e

3
GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

:A
bz
ug

Au
sla

nd
sv
er
lu
st
e

Ab
zu
g
m
it
Re

ca
pt
ur
e
vo
n
Ve

rlu
st
en

EU
-a
us
lä
nd

isc
he

rT
G
un

d
BS



104

4
Im

St
eu

er
w
et
tb
ew

er
b
m
it
UK

/U
SA


UK 

Re
du

zie
ru
ng

KS
t-S

at
zv

on
20

%
au
f1

5
%


W
ei
te
re

Pr
äf
er
en

zr
eg
im

e
(k
ei
ne

Be
ih
ilf
ep

ro
bl
em

e
na
ch

Br
ex
it)
?


US

A


Re
du

zie
ru
ng

KS
t-S

at
zv

on
35

%
au
f1

5
%


W
ec
hs
el
vo
n
An

re
ch
nu

ng
s-
au
fF
re
ist
el
lu
ng
sm

et
ho

de
be

iD
iv
id
en

de
n


Ve

rs
ch
är
fu
ng

St
eu

er
w
et
tb
ew

er
b


UK

/U
SA

at
tr
ak
tiv
er
e
In
ve
st
iti
on

ss
ta
nd

or
te


Ge

w
in
nv
er
la
ge
ru
ng
en

in
UK

/U
SA

(F
in
an
zie

ru
ng
/V
er
re
ch
nu

ng
sp
re
ise

be
iI
nb

ou
nd

-
un

d
Ou

tb
ou

nd
In
ve
st
iti
on

en
)


Fo
lg
en

M
ay
/T
ru
m
p
au
fT

ha
tc
he

r/
Re

ag
an
?



105

4
Im

St
eu

er
w
et
tb
ew

er
b
m
it
UK

/U
SA


GK

KB
-R
LV

vo
m

25
.O

kt
ob

er
20
16


Sc
hm

al
er
e
Be

m
es
su
ng
sg
ru
nd

la
ge

(F
&
E-
Su
pe

r-D
ed

uc
tio

n,
Ab

zu
g
fik
tiv
er

EK
-Z
in
se
n

(A
GI
),
Be

rü
ck
sic

ht
ig
un

g
vo
n
Au

sla
nd

sv
er
lu
st
en

)


Au
fk
om

m
en

sn
eu

tr
al
itä

t:
Er
hö

hu
ng

de
rS

te
ue

rs
ät
ze


Tr
an
sp
ar
en

z/
Cb

CR
:z
us
ät
zli
ch
e
W
et
tb
ew

er
bs
na
ch
te
ile

fü
rE

U


Ca
pi
ta
lR
eq

ui
re
m
en

ts
Di
re
ct
iv
e
IV

(2
01

3/
36
/E
U)

vo
m

26
.J
un

i2
01

3

al
le
Fi
na
nz
in
st
itu

te
in
de

rE
U
(k
ei
ne

gr
öß

en
ab
hä
ng
ig
e
Sc
hw

el
le
)


Ve

rö
ffe

nt
lic
hu

ng
al
sA

nh
an
g
zu
m

Ko
nz
er
n-

bz
w
.J
ah
re
sa
bs
ch
lu
ss


An

w
en

du
ng
sz
ei
tp
un

kt
:G

es
ch
äf
ts
ja
hr
e
ab

20
14

;r
ed

uz
ie
rt
e
Lis

te
fü
r2

01
3


RL
V
vo
m

12
.A

pr
il
20

16
(2
01

6/
01
07

(C
OD

))

al
le
M
NU

,d
ie
in
de

rE
U
Ge

sc
hä
fte

be
tr
ei
be

n,
m
it
ko
ns
ol
id
ie
rt
em

Ne
tt
ou

m
sa
tz
>
EU

R
75

0
(E
P:

40
)M

io
.


Ve

rö
ffe

nt
lic
hu

ng
au
fd

er
W
eb

sit
e
de

sU
nt
er
ne

hm
en

s

An

w
en

du
ng
sz
ei
tp
un

kt
no

ch
of
fe
n



106

4
Im

St
eu

er
w
et
tb
ew

er
b
m
it
UK

/U
SA


St
at
us

qu
o:
Er
hö

hu
ng

Ge
w
St
-H
eb

es
ät
ze
,K
St
-S
en

ku
ng
en

im
Au

sla
nd


Q
uo

va
di
sU

nt
er
ne

hm
en

sb
es
te
ue

ru
ng
?


BE

PS
/A
TA
D/
GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en


US

A/
UK

:S
en

ku
ng

KS
ta

uf
15

%

En
tw

ick
lu
ng

de
rE

ffe
kt
iv
st
eu

er
be

la
st
un

ge
n
vo
n
20

09
bi
s2

01
5

(U
nt
er
ne

hm
en

se
be

ne
)



107

5
Fa
zit


GK

B
„p
ur
“a

ls
Ei
ns
tie

g
in
EU

-w
ei
te

KS
t-H

ar
m
on

isi
er
un

g
de

nk
ba
r.


GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

ni
ch
ti
n
Er
w
äg
un

g
zie

he
n.
M
itg

lie
ds
ta
at
en

sin
d
se
lb
st
in
de

r
La
ge
,


Re

du
zie

ru
ng

de
sD

eb
tB

ia
sv

or
an
zu
tr
ei
be

n,


ei
ne

st
eu

er
lic
he

F&
E-
Fö
rd
er
un

g
vo
rz
us
eh

en
so
w
ie


Au

sla
nd

sv
er
lu
st
e
zu

be
rü
ck
sic

ht
ig
en

.


Sä
m
tli
ch
e
GK

B-
Er
w
ei
te
ru
ng
en

sc
hm

äl
er
n
di
e
BM

G
un

d
fü
hr
en

so
m
it
zu

Au
fk
om

m
en

sv
er
lu
st
en

.Z
ur

Ve
rm

ei
du

ng
su
bs
ta
nz
ie
lle
rS

te
ue

rm
in
de

re
in
na
hm

en
w
är
en

di
e
ta
rif
lic
he

n
St
eu

er
sä
tz
e
zu

er
hö

he
n,
w
as

re
nt
ab
le
In
ve
st
iti
on

en
tr
iff
t.


AT

AD
un

d
Cb

CR
-A
kt
iv
itä

te
n
nä
he

rn
sic

h
ei
ne

rG
KK

B,
oh

ne
de

re
n
Vo

rt
ei
le
zu

ve
rw

irk
lic
he

n.
Da

du
rc
h
en

ts
te
he

n
Na

ch
te
ile
n
im

St
eu

er
w
et
tb
ew

er
b
m
it
an
de

re
n

Re
gi
on

en
.


Di
e
in
UK

un
d
de

n
US

A
an
ge
kü
nd

ig
te
n
St
eu

er
re
fo
rm

en
sin

d
ge
na
u
zu

ve
rfo

lg
en


Ve

rs
ch
är
fu
ng

Ab
w
eh

rg
es
et
zg
eb

un
g
(H
in
zu
re
ch
nu

ng
sb
es
te
ue

ru
ng
/Z
in
sa
bz
ug
sb
es
ch
rä
nk
un

ge
n)
?


Be

ss
er
:V

er
be

ss
er
un

g
de

rs
te
ue

rli
ch
en

St
an
do

rt
at
tr
ak
tiv

itä
t





ifst-Schriften 2017 / 2016 / 2015

2017

Nr. 514  Czakert, Neue Entwicklungen bei der steuerlichen Amtshilfe

Nr. 515  Englisch, Das neue MwSt-Sonderregime für Gutscheine

Nr. 516  Blumenberg, Aktuelle Entwicklungen des EU-Beihilferechts im 
Bereich der deutschen Unternehmensbesteuerung

Nr. 517  Houben/Chirvi, Reformnotwendigkeit und Reformalternativen für 
den Einkommensteuertarif

Nr. 518  Scheffler/Köstler, Richtlinie über eine Gemeinsame Körperschaft-
steuer-Bemessungsgrundlage – mehr als eine Harmo nisierung der 
steuerlichen Gewinnermittlung

Nr. 519  Umverteilung in Deutschland: Was ist die Aufgabe des Steuer- 
systems? – Ökonomische, rechtliche und politische Perspek tiven –, 
Tagungsband zum ifst FORUM am 30. Mai 2017

Nr. 520  Entwicklungslinien und Zukunft des deutsch-europäischen Steu-
errechts/Brexit – Auswirkungen auf Europa, Tagungsband zur ifst-
Jahrestagung am 26. Juni 2017

2016

Nr. 508  Wagschal/v. Wolfersdorff/Andrae, Update Gewerbesteuer und Grund-
steuer: Steuerentwicklung, Steuerwettbewerb und Reformblockaden

Nr. 509  Claus/Nehls/Scheffler, Grundsteuern in der Europäischen Union

Nr. 510  Englisch/Becker, Reformbedarf und Reformoptionen beim Ehegat-
tensplitting

Nr. 511  Hey/Steffen, Steuergesetzliche Zinstypisierungen und Niedrigzins-
umfeld – insbesondere zur Gleichheitssatzwidrigkeit der Abzinsung 
von Pensionsrückstellungen gemäß § 6a Abs. 3 Satz 3 EStG –



Nr. 512  Greil, Advance Pricing Agreements – Ein Instrument zur Steigerung 
der Rechtssicherheit bei grenzüberschreitenden Geschäftsvorfällen 
zwischen verbundenen Unternehmen?

Nr. 513  Schwedhelm/Talaska, Was kann ein Tax Compliance Management 
System leisten? – Zur Änderung des AEAO zu § 153 AO durch das 
BMF vom 23.5.2016 – 

2015

Nr. 502  Büttner/Erbe/Hannig/v. Schweinitz, Steuern und Abgaben im  
Finanzsektor II

Nr. 503  Nehls/Scheffler, Grundsteuerreform: Aufkommens- und Belastungs-
wirkungen des Äquivalenz-, Kombinations- und Verkehrswertmo-
dells

Nr. 504  Andrae, Grundsteuer und Gewerbesteuer: Update 2014 – Entwick-
lung der Hebesätze der Gemeinden mit 20.000 und mehr Einwoh-
nern im Jahr 2014 gegenüber 2013 –

Nr. 505  Wilmanns/Menninger/Lagarden, Marken in multinationalen Unter-
nehmen – Verrechnungspreisaspekte aus dem Blickwinkel des nati-
onalen und internationalen Steuerrechts

Nr. 506  Hey/Birk/Prinz/v. Wolfersdorff/Piltz, Zukunft der Erbschaftsteuer, 
Wege aus dem Reformdilemma aus verfassungsrechtlicher, ökono-
mischer und rechtspraktischer Sicht

Nr. 507  Die Vorschläge zum steuerpolitischen Ideenwettbewerb


	I.	Brexit-Auswirkungen auf Europa
(Prof. Dr. Ronnie Schöb)
	1.	Ein vereintes Europa
	2.	Votum für den Brexit
	3.	Brexit: Was auf dem Spiel steht
	4.	Harter oder doch sanfter Brexit?
	5.	Europa 2027

	II.	Begrüßung (Dr. Ludolf von Wartenberg)
	III.	Einführung (Prof. Dr. Johanna Hey)
	IV.	Anti-Tax Avoidance Directive I und II
(WP/StB Prof. Dr. Thomas Rödder)
	1.	Überblick und persönlicher Anwendungsbereich der ATAD I
	2.	Zinsschranke
	3.	Entstrickung
	4.	Missbrauch
	5.	Hinzurechnungsbesteuerung
	6.	Hybride Gestaltungen

	V.	GKKB, ATAD, US/UK (Prof. Dr. Christoph Spengel)
	1.	GKKB und ATAD (BEPS „light“)
	2.	GKB „pur“
	3.	GKB-Erweiterungen: 
	a.	AGI – Allowance for Growth and Investment
	b.	R&D Super-Deduction
	c.	Abzug von Auslandsverlusten

	4.	Im Steuerwettbewerb mit UK/USA
	5.	Fazit

	VI.	Konflikte mit EU-Primärrecht
(Dipl.-Kfm. Dr. jur. Lars Dobratz)
	VII.	�Wünsche aus Sicht der Wirtschaft
(RA Dr. Wolfgang Haas)
	VIII.	Podiumsdiskussion


